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E i n l e i t u n g  

Alternative Ökonomie - Was ist das? 

"... was ist damit gemeint", müßte es genauer heißen, 
denn mit Begriffen ist das so eine Sache. Auch der Be- 
griff Alternatz~le Okonomie fuhrt manchmal zu Mißver- 
ständnissen. 

Wir verstehen darunter die Selbstverwaltungswirtschaft: 
also den Bereich selbstverwalter Betriebe (im 
folgenden: SVB) und um den geht es im weseatlichen in 
dieser Broschüre. 

Was hat Alternative Ökonomie mit Ökologie zu 
tun? 

Einige von Euch werden diese Frage vielleicht f i r  
überflüssig halten. Schließlich steht das Thema in Teilen 
der Jugendumweltbewegung hoch im Kurs (um es 
ökonomisch zu sagen), was wohl auch der entscheidende 
Grund dafir war, daß sich der AK Wirtschaft in der 
Seminarreihe "(ikologie und Ökonomie " damit 
beschaftigt hat. 

Trotzdem halten wir die Frage fur berechtigt - 
zumindest dann, w7enn man meint, daß sich die 
BUNDjugend nur mit Umwelt- und Naturschutz 
beschäftigen sollte. 

Der Zusammenhang, der am nächsten liegt, ist die Tat- 
sache, daß viele SVB auch aus der Umweltbewegung 
entstanden sind und in diesem Bereich arbeiten, produ- 
zieren und Handel treiben. Dabei haben sie - z.B im Na- 
turkosthandel oder bei alternativen Energietechniken - 
ökologische Innovationen hervorgebracht und 
Veränderungen in die nomale Wirtschaft hineingetragen. 

Aber ist dieses ökologische Engagement auf die 
Selbstverwaltung zurückzufuhren? Produziert ein SVB 
"automatisch" ökologischer'! Oder sind es einfach nur die 
gleichen Menschen, die sowohl von Hierarchien als auch 
von Umweltzerstörung genug haben? 

Wie dem auch sei, SVB haben natürlich ganz andere 
Ziele, als nur ökologische Produkte und Dienstleitungen 

zu entwickeln, die dann von der nomalen Wirtschaft im 
großen Stil übernommen werden. Ihr Ziel ist es unter 
anderem, eine vollkommen andere. solidarische und öko- 
logische Wirtschaft vorzuleben, quasi vorwegzunehmen 
und darauf hinzuarbeiten. 

Statt uns deshalb gleich auf die ökologischen Aspekte 
der Alternativen Ökonomie zu beschranken, wollen wir 
diese auf den folgenden Seiten erst einmal genauer 
kennenlernen: 
- Was sind die Prinzipien und Ziele von SVB? Welche 

Wurzeln haben sie? 
- Wie sieht die Praxis SVB aus? Wie haben sich die 

Betriebe verändert? Welche Probleme gibt es, und wie 
wird mit ihnen umgegangen'? 

- Welche Bede~tung und welche Perspektiven? Wie 
könnte eine "selbstverwaltete Gesellschaft" aussehen? 
Diese und andere Fragen werden in dieser Broschüre 

aufgeworfen und hoffentlich zum Teil beantwortet. Es 
ging uns jedoch nicht darum, eine zusammenfassende 
Abhandlung über Selbstverwaltungswirtschaft zu erstel- 
len. Das ginge auch gar nicht, denn dazu ist das Thema 
zu umfangreich und vor allem zu vielfaltig. Und dazu 
gehen die Meinungen und Bewertungen über die 
Perspektiven der Alternativen Okonomie in der Szene viel 
zu weit auseinander. 

Es gibt in der Selbstverwaltungswirtschaft viele völlig 
unterschiedliche Ansätze, Theorien, Utopien und Meinun- 
gen. Aus diesem Grund hat die Broschüre auch eher den 
Charakter einer (unvollstandigen) Artikelsammlung, die 
hoffentlich diese Vielfalt widerspiegelt und Euch dazu 
anregt, Euch mit dem einen oder anderen Aspekt naher zu 
beschäftigen. 

Damit das ganze nicht völlig theoretisch bleibt, spielen 
Selbstdarstellungen und Erfihmngs berichte von Betrie- 
ben und Projekten eine besondere Rolle. 

Viel Spaß beim Lesen, Eure Redaktion 
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S E L B S T V E R W A L T U N G  - E I N E  I D E E  U N D  I H R E  
V E R W I R K L I C H U N G  

Um die ldee der Selbstverwaltung genauer zu verstehen, ist es sinnvoll, sich ihr von unterschiedlichen 
Seiten zu nähern. Dies wollen wir in diesem Abschnitt tun. Zuerst geht es um die Wurzeln, Prinzipien und 
Probleme selbstverwalteter Betriebe, wobei auch auf se wissenschaftliche“ Quellen zurückgegriffen wird. 
Anschließend wird auf die noch weiteren Traditionslinien der Selbstverwaltung zurückgegriffen, um 
Schlüsse für ihre politische Bedeutung zu ziehen. Danach kommen ~ e u t e  aus Betrieben selbst zu Wort: in 
Form eines Rückverfolgens der eigenen Geschichte, einer Vorstellung der eigenen Projekthintergründe 
und einer Selbstdarstellung. 

W u r z e l n ,  P r i n z i p i e n  u n d  P r o b l e m e  a i t e r n a t i v e r  d i ronomie ,  

Entwickiung der Altemativökonomie 

Die Wurzeln der Alternativökonomie sind so vielfältig 
wie ihr heutiges Erscheinungsbild. Trotzdem lassen sich 
grob einige " Entw ic klungsstränge" ausmachen. 

Die ersten Projekte gehen zurück auf die Studentenbe- 
wegung. Es waren vor allem Druckereien, Verlage, 
Buchladen und Kneipen, die sich als Infrastruktureinrich- 
tungen f i r  die politische Arbeit (sprich: die Verbreitung 
lmker Inhalte) verstanden haben. Außerdem wollten sie 
den Sozialismus "hier und jetzt" leben, statt auf das Ende 
des Kapitalismus zu warten (siehe die Entwicklung von 
OKTOBERDRUCK auf Seite 128). 

Erst ab Mitte der siebziger Jahre kam es dann zu einer 
verstarkten Gründung von SVB. Die Motivation zur 
Gründung dieser Projekte war ganz unterschiedlich, hatte 
aber immer mehr oder weniger mit Teilen der Altemativ- 
bewegung zu tun. So entstanden ab 1974 viele Hand- 
werkskollektive und Landkommunen unter dem Motto 
"Anders Leben und Arbeiten". 

Andere Projekte sind aus der Frauen-, Anti-Atom- und 
Umweltbewegung hervorgegangen. Sie wollten die Ziele 

beitslosigkeit . Seitdem wa- 
ren es nicht mehr nur idea- 
listische oder politische 
Ziele, die Leute dazu 
brachten, SVB zu gründen 
oder ihnen beizutreten. Es 
geht f i r  viele Leute auch 
schlichtweg um den eigencn 
Arbeitsplatz. Dieser Prozeß 
der stärkeren erwerbswirt- 
schaftlichen Ausrichtung 
wird häufig Okonornisie- 
rung genannt. 

Größe und Struktur 

dieser Bewegungen umsetzen und leben. Dies ist bei der 
Ökologiebewegung mit ihren Bio- und Energieläden be- 
sonders deutlich. 

Eine weitere Wurzel bilden sozialpolitische Jugend- und 
Aktionsgruppen wie z.B. die Sozialistische Selbsthilfe 
Köln (SSK). Sie ist Anfang 1974 aus einem Jugendhilfe- 
projekt entstanden und hat den Anstoß fbr viele weitere 
Projekte gegeben. In der Firma "Wir packen es an" repa- 
rierten Jugendliche, die aus Heimen oder von Zuhause 
abgehauen waren, Elektrogeräte und Möbel und fiihrten 
Entrümpelungen und Transporte durch. 

Zu Beginn der siebziger Jahre hatten die meisten Pro- 
jekte ehrenamtlichen oder nur zum Teil erwerbswirt- 
schaftlichen Charakter (Stadtteilläden etc.). Auch WGs 
und Selbsthilfeprojekte wurden zur alternativen Ökono- 
mie gezahlt. (Der Begriff Alternative Ökonomie wird 
auch heute noch völlig unterschiedlich weit gefaßt; von 
der Begrenzung auf gewerbliche Betriebe bis zur Einbe- 
ziehung von Bürgerinitiativen). 

Anfang der achtziger Jahre ist die Zahl der "echten", er- 
wcrbswirtschaftlichen Altcmativbctricbe dann stark angc- 
stiegen. Grund dafur war insbesondcre die steigende Ar- 

Wieviele SVB es heute in 
der Bundesrepublik gibt 
und ob und in welchem 
Ausmaß neue Betriebe 
entstehen, ist unklar. Es 
gibt keinerlei umfassende 
Statistiken. Für West- 
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deutschland gibt es allerdings viele regionale Studien und 
Erhebungen, auf deren Grundlage hochgeschatzt wird. 
Diese Schatmgen schwanken in der Regel zwischen 
2.500 und 5.000 Betrieben. Geht man vorsichtig von 
3.000 Betrieben mit durchschnittlich 7-8 MitarbeiterIn- 
nen aus, ergeben sich ca. 25.000 Arbeitsplätze (ohne 
Jobber, ehrenamtliche HelferInnen und Freundinnen etc.) 

Noch weniger kann über die Lage in den ostdeutschen 
Bundesländern gesagt werden. Eine geringere Nachfrage 
nach ökologischen Produkten und wenig Informationen 
über diese Art von Betriebsgründungen könnten u.a. der 
Ausbreitung von SVB im Wege stehen. 

Was genossenschaftliche Betriebsformen angeht (s.u.), 
so gab es in der damaligen DDR natürlich viele Land- 
wirtschafrliche Produktionsgenossenschaften (LPG) 
sowie Produktivgenossenschaften der HandwerkerInnen, 
Gärtnerinnen und FischerInnen. Wieviele von ihnen - ent- 
gegen der heutigen Politik - als Genossenschaften überle- 
ben werden, ist allerdings fraglich. 

Da die (westdeutsche) Altemativökonomie eng mit den 
verschiedenen politischen Bewegungen verknüpft ist, gibt 
es relativ zur Einwohnerzahl in Großstädten und älteren 
Universitätsstadten viel mehr Betriebe, als anderswo. 
Berlin, Harnburg, FrankfUrt a.M., Freiburg, Aachen, 
Nürnberg und Köln sind die Hochburgen der Szene. 

Unter anderem wegen hres chronischen Kapitalmangels 
(etwa fehlende Maschinen) sind viele SVB in arbeitsin- 
tensiven Branchen zu finden. Irn produzierenden Gewerbe 
überwiegen Schreinereien, Druckereien und Biobäcke- 
reien. Weitere typische Beispiele sind Naturkostladen, 
Buchladen, Kneipen, Fahrradläden und Tagungshäuser . 

Neuerdings gründen sich - meist in High-Tech-Wachs- 
turnsbranchen - sogenannte 
"Professionsgei~ossenschaften" . In ihnen finden sich Leute 
zusammen, deren wichtigstes Kapital ihre spezielle Qua- 
lifikation ist (SoftwareentwicklerInnen, Schadstoffana- 
lyse-ExpertInnen oder ÖkoarchitektInnen) . 

Prinzipien und Ziele 

Neben den Zielen der verschiedenen Bewegungen knüp- 
fen die SVB größtenteils auch an die Grundprinzipien der 
sozialistischen Arbeiter-Produktivgenossenschaften vom 
Ende des vergangenen Jahrhunderts an (siehe dazu den 
Artikel von B. Flieger, S. 9fB. Folgende drei Merkmale 
haben die heutigen Alternativbetriebe mit den fiuheren 
Produktivgenossenschaften gemein: 
1. Identitiitsprinzip: Die in einem Betrieb Arbeitenden 

sind auch seine Eigentümerhen. Lohnarbeit von 
Nicht-EigentümerInnen soll es nicht geben. Der gute 
alte Widerspruch zwischen Arbeit und Kapital soll also 
auf betrieblicher Ebene aufgehoben sein. 

2. Demokratieprinzip/SeIbstverwaltung: Alle wichtigen 
betrieblichen Entscheidungen sollen (auf einer regelmä- 
ßigen Mitgliederversammlung) gleichberechtigt von 
allen gemeinsam getroffen werden. Jede formale Hier- 
archie soll verhindert werden. Für die heutigen SVB ist 
mit dem Demokratieprinzip meist das Konsensprinzip 
verbunden. Bei den Entscheidungen soll durch einen 

entsprechenden Diskussionsprozeß Einstimmigkeit er- 
reicht werden. 

3. Genossenschaftliches Förderprinzip: Das Untemeh- 
men soll f i r  seine Mitglieder ausreichende Einkommen 
erwirtschaften und gesunde, gesellschaftlich sinnvolle 
Arbeitsplätze zur Verfügung stellen. 

Neben diesen "klassischen" Genossenschaftsprinzipien 
verfolgt der "ideale" SVB weitere Ziele, die ihn von sei- 
nen Vorläufern unterscheiden: 
4. ~kologie/~ebrauchswertorientierung (oder auch 

Bedürfnisorientierung): Die Produktion soll nach den 
Bedürfiussen ausgerichtet werden anstatt welche zu 
schaffen. Dabei spielt ökologisches Wirtschaften eine 
besondere Rolle, aber auch die Förderung sozial Be- 
nachteiligter, der "Dritten Welt", regionaler Besonder- 
heiten und sozialer Beziehungen. 

5. Kostendeckungsprinzip (oder auch Subsistenzprin- 
zip): Die Ertrege aus dem Betrieb sollen den Lebens- 
unterhalt der Betriebe sichern. Es geht nicht darum, die 
privaten Einkommen zu maximieren. 

6. Einheitslohnprinzip: Alle MitarbeiterInnen bekommen 
unabhaig  von ihrer Tätigkeit den gleichen "Lohn" 
(streng genommen ist es ja kein Lohn). Die "Gleichheit 
des Lohnes" soll die Gleichheit der Entscheidungsfin- 
dung ergänzen. 

7. Neutralisiertes Eigentum: Durch (schrittweise) Kapi- 
talneutralisierung soll das Privateigentum an Produk- 
tivkapital (Werkzeuge, Machinen) abgeschafft werden, 
um Gewinn- und Machtinteressen Einzelner ausschlie- 
ßen. 
Neutralisierung bedeutet konkret, daD es überhaupt 
keine Eigentumsrechte gibt, weder für Einzelne noch 
f i r  alle zusammen. Der Betrieb soll quasi sich selbst 
gehören, die Belegschaft kann dann treuhanderisch 
daruber verfugen. 

8. Ganzheitliche Arbeit: Die Arbeit in SVB soll ganz- 
heitlich und aus ihrer Entfremdung befreit sein. Sie soll 
gesellschaftlichen Sinn haben und Selbstvemirkli- 
chung ermöglichen. Dabei wird handwerklicher Arbeit 
oft ein besonderer Stellenwert beigemessen. Um diese 
Ganzheitlichkeit zu erreichen und um Hierarchien kon- 
sequent zu vermeiden, sollen alle Formen von Arbeits- 
teilung aufgehoben werden, 
a) durch Rotation zwischen Ämtern, zwischen und in- 

nerhal b von Arbeitsbereichen; 
b) durch Aufhebung der Teilung von Kopf- und Hand- 

arbeit (bzw. Planung und Ausführung); 
C) durch Aufhebung geschlechtsspezifischer Arbeitstei- 

lung. 
9. Vorrang der Dezentralität: Um echte Selbstvemal- 

tung möglich zu machen, wollen die meisten SVB klein 
bleiben. 

Anpassung oder Untergang ? 

Das "Grundproblem" alternativer Betriebe wird bei die- 
sen anspruchsvollen Prinzipien sofort klar: Sie stehen im 
direkten Gegensatz zu den meisten Prinzipien der 
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Marktwirtschaft. Die SVB wollen eine völlig andere 
Form des Wirtschaftens verwirklichen, unterliegen dabei 
aber selbst den Gesetzen des Marktes. Und die sind be- 
kanntlich ziemlich unerbittlich. Wenn SVB nicht über 
lang oder kurz Konkurs anmelden wollen, müssen sie sich 
den Marktgesetzen in gewissem Maße fugen. Dieses Di- 
lemma treibt die SVB irn Gegensatz zu anderen Teilen 
der Alternativbewegung in einen permanenten Konflrkt 
mit ."dem System". Sie müssen einen ständigen Balance- 
Akt zwischen Anpassung und Untergang vollfihren. Ob 
dieser Seiltanz überhaupt gelingen kann, darbber gehen 
die Meinungen seit jeher auseinander. Schon 1 896 hat der 
Soziologe Oppenheimer in seinem Transformationsgesetz 
die These vertreten, daß sich Produktivgenossenschaften 
lan&stig entweder zu normalen Unternehmen wandeln 
müßten oder zum Scheitern verurteilt wären 

Grenzen alternativer Ökonomie 

Die unterschiedlichen Meinungen ciaruber, ob und wie 
SVB den Seiltanz bestehen können spiegeln sich auch in 
den Einschätzungen der politischen Perspektiven der Al- 
ternativen Okonomie wieder. Die extremen Einschatzun- 
gen auf der einen Seite sehen sie als reine "Armuts"- d e r  
"Nischen" -0konomie. Auf der anderen Seite hingegen 
hoffen einige, daO sich die Selbstverwaltungswirtschaft 
langsam ausweiten und die etablierte Wirtschaft verdrän- 
gen kann. Letzteres hält Rolf Schwendter, einer der Vor- 
und Nachdenker der Szene, fur aussichtslos; und zwar 
aufgrund von drei seiner Meinung nach unübenvindbaren 
Sy stemgrenzen (Schwendter 1 989): 
1. Die Geschichte zeigt, daß vor allem in Knsenzeiten 

viele Leute bereit sind. eine selbstbestimmte, aber un- 
terbezahlte Tätigkeit zu wahlen. In diesen Zeiten fehlt 
der Alternativökonomie jedoch f i r  so viele Leute das 
Kapital. Umgekehrt fehlen in Aufschwungphasen bei 
ausreichendem Kapital die Leute. 

2. Der Austausch von Waren zwischen Alternativbetrie- 
ben und der normalen Wirtschaft ist ungleich ( M i c h  
wie zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern). 
Dadurch findet eine "Wertubertragung" zur normalen 
Wirtschaft statt. Dieses Problem könnte die Alterna- 
tivökonomie nur durch einen geschlossenen Kreislauf 
umgehen. Dies wird auch angestrebt - entweder durch 
ökonomische Vernetzung über mehrere Stufen 
(Lebensmittelkooperativen und Naturkosthandel oder 
Druckereien, Verlage und Buchhandel) oder durch ei- 
nen möglichst großen Anteil an Eigenarbeit und 
Selbstversorgung. Schwendter sieht jedoch die Grenze 
solcher Strategien spätestens bei der Produktion von 
mineralischen Grundstoffen, da eigene Bodenschätze 
nicht zur Verfiigung stehen. 

3. In ahnliche Richtung weist seine dritte Grenze: Gerade 
eine auf Selbstversorgung ausgerichtete Ökonomie 
müßte nach und nach sehr viel Land kaufen. Das dafir 
notwendige Kapital müßte durch die Umverteilung pri- 
vater Einkommen aufgebracht werden. Je mehr Land 
jedoch aufgekauft würde, desto schneller wüchsen 

auch die Bodenpreise, bis die Umverteilung damit nicht 
mehr Schntt halten könnte. 

Für Schwendter sind diese Grenzen kein Grund zu resi- 
gnieren. Er möchte die Einsicht in die Grenzen des Mach- 
baren dafiir nutzen, sie hinauszuschieben. Dieses Hmaus- 
schieben kann durch viele verschiedene - teilweise schon 
verwirklichte - Maßnahmen erreicht werden: von ver- 
schiedenen Formen der Vernetzung und Kooperation bis 
zu alternativen Finanzierungseinrichtungen wie der Öko- 
bank; von Förderprogrammen f i r  SVB und eine 
"Eigenständige Regionalentwicklung" bis zu einem ga- 
rantierten Grundeinkommen, das mit den Arbeitseuikunf- 
ten verrechnet wird (und so Uberarbeitung und Unterbe- 
zahlung gerade in neugegnindeten Betrieben verringern 
würde). 

Probleme und Losungsstrategien in 
selbstverwalteten Betrieben 

Absatz- und Konkurren problerne 
Der Konkurrenzdruck des Marktes war unser Aus- 

gangspunkt f i r  die Beschäftigung mit den Grenzen der 
Alternativen Ökonomie. Interessant sind in diesem Zu- 
sammenhang die Ergebnisse einiger wissenschaftlicher 
Untersuchungen (von denen es mittlerweile nicht wenige 
gibt). Sie zeigen, daß SVB nicht nur in den legendaren 
Marktnischen Uberlebenschancen haben. Die Cafes, Re- 
staurants und Kneipen der Szene stehen finanziell oft we- 
sentlich schlechter da als Handwerksbetriebe, die sich in 
Konkurrenz zu konventionellen Anbietern befinden. Zwar 
werden die ökologischen Innovationen von etablierten 
Unternehmen übernommen, etwa bei der ökologischen 
Holzverarbeitung. Gleichzeitig haben jedoch viele zah- 
lungskraftige Kunden ihre Beruhrungsängste gegenüber 
Alternativbetrieben verloren. 

Da. wo SVB mit den Marktpreisen nicht standhalten 
können, ist "politisches Marketing" eine sinnvolle Strate- 
gie. Wie etwa bei der Kampagne der Dritte-Welt-Läden 
fur "Kaffee aus Nicaragua", wird f i r  "gleichwertige" 
Produkte aus politischen Gründen ein höherer Preis ver- 
langt. Andere Bemühungen gehen in die Richtung, 
"Selbstverwaltung" selbst als Markenzeichen zu etablie- 
ren. Realisiert hat dies bereits der "Verbund selbstverwal- 
teter Betriebe fur Umweltschutzpapier" mit ihrem Signet, 
das als geschütztes Markenzeichen alle vom Verbund 
hergestellten und vertriebenen Produkte auszeichnet. 

Neben der Forderung nach Start- und Beratungshilfen 
des Staates kann auch mit guten Gründen eine dauerhafte 
Begtinstigung von SVB - etwa durch steuerliche Begun- 
stigungen oder die mietfreie Bereitstellung von Gründe- 
rInnenzentren - gefordert werden. Denn in SVB werden 
bestimmte soziale und seelische Schäden nicht verur- 
sacht, die von den normalen Betrieben auf die Allgemein- 
heit abgewälzt werden. Natürlich sind solche Schäden 
schwer meßbar. Auch gibt es gutbegegründete Bedenken 
gegen eine dauerhafte Förderung durch den Staat. Bei- 
spielsweise hatte ein plötzlicher Wegfall einer Förderung 
nach einem Regierungswechsel fatale Folgen. 
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Finan&rung/Xapitalmangel 

SVB hatten und haben chronische Probleme, sich die 
nötigen Geldmittel f i r  ihren Produktions- oder Dienstlei- 
stungsprozeß zu beschaffen. Dies liegt hauptsächlich an 
fehlendem Eigenkapital und mangelnder Kreditwürdigkeit 
aus Sicht der Banken. Darauf hat die Selbstverwal- 
tungswirtschaft schon seit längerem mit der Gnindung 
von alternativen Finanzieningseinrichtungen reagiert. Das 
Netzwerk Selbsthilfe, Beteiligungsgesellschaften, Kredit- 
garantiegemeinschaften, private Einrichtungen zur direk- 
ten und gunstigeren Vennittlung von Krediten und die 
Okobank gehören dazu. 

Rechtsform: 
Es gibt in deutschen Gesetzen keine Rechtsfonn fiir 

SVB. Das geltende Wirtschaftsrecht macht es SVB fast 
unmöglich, die Prinzipien der Selbstverwaltung und der 
Kapitalneutralisiening zu verwirklichen. Es gibt keine 
Rechtsform, wo diese Prinzipien auf Dauer in der Unter- 
nehmensverfassung (Satzung) festgeschrieben werden 
könnten. 

Die Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft 
kommt der Verwirklichung des Identitätsprinzips zwar 
am nächsten, ist jedoch fiir die Betriebe mit großen 
Nachteilen und Kosten verbunden. Die Produktivgenos- 
senschaft ist quasi das ungewollte Stiefkind der Genos- 
senschaftsverbände in Deutschland. In ihnen dominieren 
Banken-, Konsum- und Absatzgenossenschaften und sie 
haben in der Vergangenheit wenig dafur getan, Produk- 
tivgenossenschafien zu fordern - eher das Gegenteil. So 
ist es kein Wunder, daß der Großteil der Alternativbetrie- 
be als Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmBH) 
oder BGB-Gesellschaften firmiert. in jüngster Zeit hat 
sich die Blockade der Genossenschaftsverbände aller- 
dings ein wenig abgeschwächt, so daß mittlerweile 20% 
der genossenschaftlichen Neugründungen Altemativbe- 
triebe sind. Anteil daran hat sicherlich der 1985 gegrün- 
dete SPD-nahe "Verein zur Förderung des Genossen- 
schaftsgedankens". der zwischen "alten" und "neuen" Ge- 
nossenschaften vermitteln will. Von ihm sowie von 
Bündnis 90IGrüne kommen auch Vorschlage zur Ande- 
m g  des Genossenschaftsgesetzes bzw. zur Schaffung 
einer eigenen Rechtsform f i r  SVB. 

Anspruch und Wirklichkeit - Selbstvemaltungs- 
prinzipien con tra Marktzwänge 

Wie wirken sich nun aber die beschriebenen Zwänge 
und Probleme, allen voran der Marktdruck, auf die prak- 
tische Verwirklichung der Selbstverwaltungsprinzipien 
aus? 

Tatsächlich hat es neben der Ökonomisierung auch eine 
Professionalisierung der Alternativbetriebe gegeben. Je 
mehr der Betrieb zur ausschließlichen Einkommensquelle 
wird, desto größer wird die Bedeutung der wirtschaftli- 
chen Rahmenbedmgungen. Dies wirkt sich natürlich auch 
auf die Selbstverwaltungspraxis aus, und tatsächlich wird 
wohl keines der oben genannten Prinzipien in allen Be- 
trieben völlig konsequent praktiziert. Auf die Verwirkli- 

chung der vier Grundprinzipien (Identitäts-, Demokratie-, 
Förderprinzip und Gebrauchswertorientierung) geht B. 
Flieger in seinem Resumee (S.9fF) ein, und auch der Be- 
richt des Verbundes der Fahrradläden macht vieles deut- 
lich. Deshalb sollen hier nur noch kurz einige Ergebnisse 
aus empirischen Untersuchungen angesprochen werden. 

Aujhebung der Arbeitsteilung 
a) Rotation: Beim Rotationsprinzip gab es in vielen Be- 

trieben größere Probleme. Die Rotation zwischen den 
einzelnen Arbeitsbereichen ist kaum oder nur unregel- 
mäßig und in großen Abständen verwirklicht. Inner- 
halb der Arbeitsbereiche sieht die Situation zwar bes- 
ser aus, insgesamt hat aber eine teilweise Abkehr von 
dem Prinzip stattgefunden. Wenn es einen großen 
Auftragsdruc k gibt, haben ökonomische Aspekte häu- 
fig Vorrang, so daß die Arbeit von denjenigen gemacht 
wird die sie am besten beherrschen. Ökonomisch 
funktionierende Rotation setzt vorraus, daß alle in etwa 
alles gleich gut können und nicht lange eingearbeitet 
werden müssen. Wo dies aufgrund der Erfahrung und 
Kompetenz der Leute der Fall ist, klappt die Rotation 
auch besser. 

b) Aufhebung der Teilung von Kopf- und Handarbeit: 
Dieses Prinzip ist in fast allen Betrieben verwirklicht, 
d.h. es gibt keine Arbeitsbereiche wo z.B. nur über 
Auftragsannahme oder Arbeitsverteilung und ablauf 
entschieden wird. 

C) Aufhebung geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung: 
Wie bei der Rotation gibt es dabei mehr oder weniger 
große Probleme. Insbesondere bei der Außenvertretung 
der Betriebe und größeren Entscheidungen dominieren 
haufig Männer. 

Demokratid Entscheidungsfindung 
Um die Kosten (hauptsächlich zeitliche) der Einigung 

bei Entscheidungen zu senken, werden auch die demokra- 
tischen Ziele in den meisten Betrieben "pragmatischer" 
gehandhabt. 
a) Delegation: Entscheidungsbefugnisse werden je nach 

Arbeitsbereichen und Bedeutung der Entscheidung an 
einzelne delegiert. Als Gründe dafiir werden von den 
Betrieben neben den ökonomischen Aspekten auch eine 
größere Selbstbestimmung, Qualifikation und gewach- 
senes Vertrauen genannt. Das Plenum (die Versamm- 
lung aller Mitarbeiterhen) ist weiterhm das oberste 
Entscheidungsgremien bei allen gesamtbetrieblich 
wichtigen Entscheidungen (Investitionen, Aufnahme 
von Mitgliedern etc.). 

b) Konsensprinzip: Das Konsensprinzip wird nach wie 
vor in vielen Betrieben praktiziert. Viele sind jedoch zu 
Mehrheitsentscheidungen übergegangen. Der Zwang 
zu einstimmigen Beschlüssen kann dazu fuhren, daß 
etwas, was f i r  den Gesamtbetrieb vernünftig ist, an 
den Interessen einzelner scheitert. Eine Studie kommt 
zu dem Ergebnis, daß Konsensverfahren in 2/3 der 
Betriebe massive persönliche Konflikte ausgelöst ha- 
ben, die in der Hälfte der Falle nur noch durch den 
Austritt von Leuten "gelöst" werden konnten. Mehr- 



S. 8 Selbstverwaltung - eine Idee und ihre Verwirklichung 

heitsentscheidungen f ihen  andererseits dadurch zu Bundeszentrcile Jur politische Bildung kostenlos ge- 
Konflikten, daß sich Leute nicht wirklich in die Ent- ben) 
scheidungsprozesse einbezogen M e n  . - Forschungsjoumal Neue Soziale Bewegungen, Alter- 

C) Macht und Hierarchie: Dem Anspruch nach soll es in nativökonomie zwischen Traum und Trauma, Heft 2/89 
SVB keine Macht geben. Formal werden im gunstig- (viele Berichte über empirische Studien) 
sten Fall durch die Auflösung individueller Eigen- - Schwendter, R.: Alternative ()konomie, in: Beilage 
turnstitel (Kapitalneutralisiening) und die Ab schafing "Aus Politik und Zeitgeschichte" zur Wochenzeitung 
von Lohnunterschieden wesentliche Voraussetzungen "Das Parlament", Nr.26189, S.4 1-53 
fir  formale Machtverhaltnisse beseitigt. Trotzdem gibt - Oppenheimer7 F., Die Siedlungsgenossenschaft, Leip- 
es auch in Kollektivbetrieben Macht und mformelle ,ig7 1896 
Hierarchien. Sie entstehen vor allem durch Wissens-, 
E r f h g s -  und Informationsunterschiede. 
Es zeigt sich in vielen Betrieben, daß einzel- 
ne oder kleine Gruppen, bei denen 
bestimmte Informationen oder Kompetenzen 
konzentriert sind oder die viel Erfahning 
haben und sich besonders mit dem Betrieb 
identifizieren, die betrieblichen Ent- 
scheidungen besonders beeinflussen. 

Einheitslohn 
Der Einheitslohn scheint fur die meisten Be- 

triebe eine "heilige Kuh" zu sein. Die meisten 
Betriebe orientieren sich an diesem Entloh- 
nungsprinzip. Uber den Sinn oder Unsinn die- 
ses Prinzips gibt es jedoch auch schon seit lan- 
gem starke Diskussionen. Für die 
KntikerInnen ist der Emheitslohn "gleicher 
Lohn f i r  ungleiche Arbeit", der die engagierten 
"kollektiven GeschäftsfkhrerInnen" bestraft 
und die weniger engagierten "kollektiven 
Arbeitnehmerhen'' begünstigt. 

Insgesamt sind die durchschmttlichen Uhne 
in alternativen Betrieben sehr niedrig, wobei 
sie mit längerer Existenz der Betriebe 
ansteigen und sich je nach Wirtschaftssektoren 
sehr stark unterscheiden. Rolf Schwendter 
beziffert den Durchschnittslohn auf 1.000 bis 
1.400 DM netto, in Einzelfällen - etwa in der 
Softewarebranche - würde ein Einheitslohn von 
3.300 DM bezahlt (Stand 1989). In solchen 
Betrieben kommen Lohnstreitereien natürlich 
nicht so haufig vor wie in anderen. 

Litera tu r 

- Beywl, W.: Selbstorganisierte Betriebe im 
Kontext neuer sozialer Bewegungen, in: 
Rot,/ Rucht: Neue soziale Bewegungen in 
der BRD, Bonn, (Das Buch müßte es bei der 
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Z u r  s o z i a l e n  u n d  p o l i t i s c h e n  B e d e u t u n g  a i t e r n a t i v e r  Okono-  
m i e  

Burghard Flieger, Projektentwickler beim NETZ für Selbstverwaltung und Selbstorganisation, gibt uns in 
seinem Artikel zur Klärung der Bedeutung SVB auch einen guten Überblick über die älteren Traditionen 
der Selbstverwaltung: Die ldee und Geschichte der Produktivgenossenschaft. 

Der Zwiespalt zwischen Anpassung und sozialer 
Innovation 

In den folgenden Ausführunsen soll am Beispiel der 
Produktivgenossenschaften und der erwerbswirtschaft- 
lichen Alternativprojekte aufgezeigt werden, .was sie als 
kleiner Teil des breiten Spektrums alternativer 
Bewegungen zur gesellschaftlichen Veränderung 
beitragen können. Vorweg ein Zitat von Ernst Bloch: 
. .~lles-~escheite mag schön siebenmal gedacht worden 
sein. Aber wenn es wieder gedacht wird in anderer Zeit 
und Lage. ist es nicht dasselbe. Nicht nur sein Denker. 
sondern vor allem auch das zu Bedenkende hat sich un- 
terdes geändert. Das Gescheite hat sich daran neu und 
selber als Neues zu bewähren." Mit diesem Zitat soll 
verdeutlicht werden, daß auch die Diskussion über Pro- 
duktivgenossenschaften und betriebliche Selbstverwal- 
tung eine lange Geschichte hat. Sie kam immer wieder 
auf, drang aber meist nur kurz bis in eine breite Öffent- 
lichkeit vor und ging dann regelmäßig in anderen poli- 
tischen Themen auf. Durch die sich wandelnden Rah- 
menbedingungen enthielten diese Diskussionen immer 
wieder andere Schwerpunkte. So ging es beispielsweise 
bei den ersten Produktivgenossenschaften vorwiegend 
um die Lösung der sozialen Frage. also um die Auf- 
hebung der Lohnarbeit. auf die die materielle Verelen- 
dung der Arbeiter zurückgeführt wurde. Dagegen ha- 
ben in heutigen Alternativprojekten immaterielle 
Aspekte ein stärkeres Gewicht. Der Aufbau und die Er- 
haltung einer anderen Wirtschaftsmoral steht z. B. oft 
im Vordergrund. Das scheinbar Alte bekommt so 
durch die Schwerpunktverschiebung immer wieder ei- 
nen neuen Charakter. 

Die Idee der Produktivgenossenschaften war und ist vor 
allem erst einmal eine Utopie, ein gedankliches Leitbild. 
Es ist der Versuch, einen Zukunftstraum zu formulieren 
und an diesem das gegenwärtige Handeln auszurichten. 
Insofern ist es auch kein Zufall. daß die ersten „Entwer- 
fer" produktivgenossenschaftlicher Organisationen - 
meistens wird den französischen Frühsozialisten Buchez 
und Blanc die Protagonistenrolle zugeschrieben - als 
Utopisten abqualifiziert werden. Bei libertären Soziali- 
sten hat diese „Abqualifizierung" allerdings eher einen 
positiven Beiklang. 

Breitere Bedeutung erhielt die Utopie der Produktivge- 
nossenschaften über die vielen Realisierungsversuche. 
Denn die immer wieder entstehenden Experimente mit 
produktivgenossenschaftlichem Charakter gaben ihr 
erst cinen Gehalt und füllten sie mit Leben aus. Ohne 
dieses Leben hätte das Interesse an genossenschaftlichen 
Gedanken ständig abgenommen. Nur dogmengeschicht- 
lich relevant käme ihnen außer in nostalgischen Rück- 
blicken keine Bedeutung mehr zu. 

Wichtiger, als es auf den ersten Blick erscheint,ist eine 
historische Aufarbeitung produktivgenossenschafilicher 
Diskussionen und Erfahrungen. Viele Auseinandersei- 
Zungen und Richtungskämpk. die heute geführt wer- 
den, haben alte Wurzeln. Eine theoriegeschichtliche Re- 
konstruktion würdc helfen. Positionsverhirtungen in 
heutigen Diskussionen, stereotype K~itcgorisierungsver- 
suche, aber auch unprodukti~~e Entweder-Oder-Strind- 

punkte zu vermeiden. Sie wurde verdeutlichen. da0 eine 
einseitige Befürwortung oder Ablehnung oder das Aur- 
stellen cwiger Dogmcn für den Bcrrich dcr Produktivge- 
nossenschaften unsinnig ist. Alls politischen Strömun- 
gen und Gruppierungen. die zu produktivgenossen- 
schaftlichen Themen Stellung bezogen, wechselten ihren 
Standpunkt, meistens sogar mehrfach. Ein kurzer hi- 
storischer Exkurs soll dies verdeutlichen. 

Grobes Orientierungsdatum für den Beginn produktiv- 
genossenschaftlicher Erfahrungen ist die Zeit um 1 850, 
obwohl bereits 183 1 in Paris die erste Tischlerproduk- 
tivgenossenschaft - anknüpfend an die Ideen von Bu- 
c h e ~  - entstand. In Deutschland war es besonders der 
Liberale Schulze-Delitzsch. der sich für die Produktivge- 
nossenschaften als Gipfelpunkt eines genossenschaftli- 
chen Systems einsetzte. Dies gilt zwar auch für den 
Sozialisten Lassalle. Er hatte allerdings auf die reale Be- 
wegung nur wenig Einfluß, da  er ausschließlich massen- 
hafte Gründungen mit Hilfe von Staatsgeldern befür- 
wortete. Für beide waren Produktivgenossenschaften 
Unternehmen. für die das sogenannte Identitätsprinzip 
gilt. D. h. die Arbeiter in einem Betrieb sind dessen Ei- 
gentümer und umgekehrt die Eigentümer gleichzeitig 
auch die Arbeiter. Kapital und Arbeit sind damit in ei- 
ner Person vereint. Es besteht Rollenidentität. Genos- 
senschaftliche Unternehmen können außerdem mit dem 
Förderungsprinzip gegenüber anderen Unternehmen 
abgegrenzt werden. Während für letztere die Kapital- 
Verwertung im Vordergrund steht, bedeutet die Einhal- 
tung des Förderungsprinzips in selbstverwalteten Be- 
trieben. daß die Bedürfnisse und Interessen der dort Ar- 
beitenden ausschlaggebend sind. Menschengerechte Ar- 
beitsbedingungen, sinnvolle Arbeitsinhalte sowie solida- 
rische Interaktionsformen erhalten so einen Übergeord- 
neten Stellenwert. Seine spezielle Ausformung erhält das 
Förderungsprinzip durch das Demokratiepostulat. In- 
dem jeder Mensch unabhängig von der Höhe seiner Ka- 
pitaleinlage nur eine Stimme hat, sind die Chancen, in- 
dividiielle Interessen und Bedürfnisse einzubringen, 
gleich verteilt. 

Kennzeichnend für die Diskussion um Produktivgenos- 
senschaften sind die häufig wechselnden Stellungnah- 
men von parteisozialistischer Seite her. Auf dem Kon- 
greß der 1. Internationale 1566 in Genf wurde noch eine 
sehr befürwortende Position zu den Produktivgenossen- 
schaften eingenommen und zwar in einem Teil, der auf 
Karl Marx zurückgeführt wird. Dort hieß es: ,,Wir 
anerkennen die Genossenschaftsbewegung als eine der 
Triebkräfte zur Umwandlulig der gegciiwärtigen Geseil- 
schaft. welche auf Klassengegensätzen beruht. Ihr gro- 
ßer Verdienst besteht darin, praktisch zu zeigen, da13 das 
bestehende pauperisierende und despotische System der 
Unterjochung der Arbeit unter das Kapital aufgehoben 
werden kann durch das Wohlstand erzeugende und 
republikanische System der Assoziation freier und 
gleicher Produzenten. . . . Wir empfehlen den Arbeitern, 
sich eher auf Produktivgenossenschaften als auf Kon- 
sumgenossenschaften ein,zulassen. Die letzteren berüh- 
ren nur die Oberfläche des heutigen ökonomischen Sy- 
stems, die ersteren greifen es in seinen Grundfesten an." 
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Die Befürwortung ging zeitweise sogar so weit, daß von 
gewerkschaftlicher Seite diskutiert wurde. die dort arige- 
samniclten Kapitalien für Gründungen von Produktiv- 
genosssnschiiften zur Verfügung zu stellen. Aber auf- 
grund des Scheiterns vieler Versuche oder deren Um- 
wandlung in ..normale" Unternehmen hieß es schon ei- 
nige Jahre spiiter. 1892 auf deni Parteitag der SPD: ,.Im 
übrigen haben Parteigenossen der Gründung von Ge- 
nossenschaften entgegenzutreten", da sie weder das ka- 
pitalistische System veriindern können noch zum Klas- 
senkampf geeignet sind. Dis Tendenz der Stellungnah- 
men richtete sich stark nach der quantitativen Stirke 
genossenschaftlicher Bewegung aus. Sobald es viele 
Gründungen produktivgenossenschaftlicher Unterneh- 
men gab, wurden sie befürwortet. sobald sie aber schei- 
terten oder die Gründungswellen abflauten. wurde ab- 
geraten. sich überhaupt mit Produktivgenossenschaften 
zu beschäftigen. Insofern verwundert es auch nicht, daß 
die ursprünglich - besonders von Lassalle - ganz abge- 
lehnten Konsumgenossenschaften in ihrer Blütezeit so- 
gar als dritte Säule der Arbeiterbewegung diskutiert und 
akzeptiert wurden. Die offiziellen Verlautbarungen zur 
Genossenschaftsbewegung von parteisozialistischer Sei- 
te glichen damit einer Art opportunistischen Wechsel- 
spiels, in dem deren ideologische Ausrichtung immer 
der Bedeutung der Bewegung angepaßt wurde. 

Ein einschneidender Beitrag in der Diskussion über Pro- 
duktivgenassenschaften kam von dem Soziologen Op- 
penheimer. Die Praxis der Ablehnung fand in seiner 
Schrift „Die Sied2ungsgenossenschaft" ihre theoretische 
Untermauerung. Seitdem besteht eine selten unterbro- 
chene Mißachtung und Ignoranz gegenüber dieser wich- 
tigen demokratischen Unternehmensform. Oppen- 
heimer formulierte darin 1896 sein sogenanntes Trans- 
formationsgesetz. Es besagt, daß Produktivgenossen- 
schaften auf Dauer nicht existieren können, sie ent- 
weder scheitern oder sich zu ,,normalen" Unternehmen 
umwandeln. Auf betrieblicher Ebene erklärt er dies über 
den Mangel an Kapital, Absatz und Disziplin. Auf ge- 
samtwirtschaftlicher Ebene betont er, daß Produktivge- 
nossenschaften als sogenannte Verkäufergenossenschaf- 
ten mit anderen Betrieben im Wettbewerb stehen. Sie 
unterliegen damit letztlich dem Zwang, andere Ver- 
käufergenossenschaften, die auf dem gleichen Markt an- 
bieten, zur Sicherung der eigenen Existenz niederzukon- 
kurrieren. Gleichzeitig bleibt ihnen, da  sie das bestehen- 
de Wirtsch2f!ssystiln? gich! n,!lfhebc!~ korincn, nichts a r -  
deres übrig, als sich diesem anzupassen. Dies geschieht 
durch Anstellung von Lohnarbeitern. Deren Nichtauf- 
nahme als Genossenschaftler erleichtert eventuell not- 
wendige Entlassungen bei Absatzschwierigkeiten und 
ihre Nichtbeteiligung am Gewinn verbessert die Mög- 
lichkeit einer existenzabsichernden Kapitalakkumula- 
tion. Aufgrund dieses Zwanges zur Transformation sind 
Produktivgenossenschaften zur Lösung der sozialen 
Frage, also für die ihnen ursprünglich zugedachte Auf- 
gabe, ungeeignet. Bis heute werden seine Analyse und 
seine Schlußfolgerungen fast unhinterfragt akzeptiert. 

Dieser geschichtliche Exkurs zeigt, daß Produktivgenos- 
senschaften bei gesamtgesellschaftlichen Zielsetzungen 
wenig Relevanz zukommt. Trotzdem bleibt es sinnvoll, 
sich rni t dieser Unternehmensform auseinanderzusetzen. 
Insofern ist das allgemein verbreitete Desinteresse an  
betrieblicher Selbstverwaltung von gewerkschaftlicher 
und parteisozialistischer Seite erstaunlich. zumal diese 
Kernstück jeder sozialistischen Konzeption sein müßte. 
Worin die Bedeutung der Produktivgenossenschriften 
liegt, verdeutlicht eine Betrachtung der sogenannten 

Gründungswellen. Charakteristisch für diese war im- 
mer, daß sie in Zeiten wirtschaftlicher Depressionen und 
im Anschluß an politische Niederlagen sozialer Be- 
wegungen aufflackerten. So erreichte die Produktivge- 
nossenschaftsbewegung ihren Höhepunkt nach der So- 
zialisierungsdebatte im Jahre 1920. Laut offiziellen Zah- 
len der Genossenschaftsverbände gab es damals in 
Deutschland ungefähr 500 Produktivgenossenschaften. 
Inoffizielle Statistiken enthalten sogar die Nennung von 
11 59 Betrieben dieser Art allein irn gewerblichen Be- 
reich. 

Daß Produktivgenossenschaften gerade in Zeiten wirt- 
schaftlicher Depressionen oder politischer Niederlagen 
eine besondere Ausstrahlungskraft besitzen, weist auf 
zwei wichtige Momente hin: Die Gründung von Pro- 
duktivgenossenschaften und erwerbswirtschaftlichen Al- 
ternativbetriebcn hilft. die gefiihrdete wirtschaftliche 
Existenz zu sichern. Dies ist im Vergleicli zu der sonst 
oft einzigen ..Aliernati~e'~. der Arbeitslosigkeit niit all 
ihren negativen Folgen. ein entscheidender Vorteil. Ein 
weiterer wichtiger Gesichtspunkt. der geriide heute bei 
Alternativprojektcn verstiirkt im Vordergrund steht. ist 
der Aufbau und die Erhaltung einer politischen Gegen- 
identität. Sie gibt den einzelnen Personen im Kollektiv 
die notwendige Energie. auch außerhalb des Kollr.ktivs 
politisch aktiv zu sein. Daß dieser Aspekt auch schon 

früher von Bedeutung war, l ißt  sich U. a. an einer Bäk- 
kcrciproduktivgenossenschaft in Hamburg aufzeigen. 
Sic entstand 1895. Ihre schon langer geplante Gründung 
wurde forciert, um aktiven Gewerkschaftern, die für 
bessere Bedingungen im Bäckereigewerbe gestreikt hat- 
ten. eine unabhängige materielle Existenz zu sichern. 
Nachträgliche Sanktionen gegen sie von Unternehmer- 
Seite konnten so verhindert werden. 

Die Geschichte der genannten Bäckereiproduktivgenos- 
senschaft weist neben der materiellen und immateriellen 
Absicherungsfunktion auch auf andere Aufgaben hin, 
die selbstverwalteten Betrieben zukommen können. In 
diesem Unternehmen wurde erstmals im Bäckereigewer- 
be der Elfstundentag eingeführt. Auch bei der Gewäh- 
rung von Urlaub, der Einführung von Unfall- und Ren- 
tenversicherung und anderen zu erstreikenden Soziallei- 
stungen war diese Genossenschaft eine Art Vorkämpfer. 
Dies zeigt, daß zumindest ein Teil der Produktivgenos- 
senschaften Vorreiter- und Stabilisierungsfunktion für 
soziale. politische und ökonomische Veränderungen 
übernahmen und zur Zeit im Alternativbereich auch 
wieder übernehmen. 

Abschließend sei noch auf drei weitere Aspekte hinge- - 
wiesen, die für eine ,,Würdigungu heutiger Alternativ- 
projekte, aber auch für Genossenschaften, wichtig sind: 

1. Die Diskussion über Sozialismus und Selbstverwal- 
tung bleibt eine Farce, wenn deren Verwirklichung stän- 
dig auf die Zukunft verlegt wird, konkrete Erfahrungen 
mit Selbstverwaltung aber nie gemacht werden. Diese 
fehlenden Erfahrungen können zu einer folgenschweren 
Barriere bei der ,,Einführungbb von Selbstverwaltung 
werden. Konflikte in genossenschaftlichen Projekten 
zeigec, du2 CS iiicht mögiicI1 ist, 3vii l i c ~ i ~  ailf riiurgen 
demokratische Verhaltensweisen und demokratischen 
Umgang miteinander zu praktizieren. Selbstverwaltung 
kann nicht einfach eingeführt oder gelehrt werden, sie 
muß erfahren und gelernt sein. Insofern können Men- 
schen den Anforderungen, die wirkliche Demokratie an  
sie stellt, nicht kurzfristig gerecht werden. U m  aber 



Selbstverwaltung - eine ld,ee und ihre Verwirklichung 

,,Partizipationsbarrieren" zu vermeiden oder zumindest 
abzuschwächen, sind Experimente in Form von Produk- 
tivgenossenschaften und Alternativprojekten wichtig. In 
ihiien kannjriämlich Demokratie gelernt werden und 
zwar sofort und unmittelbar. 

2. Die Geschichte betrieblicher Selbstverwaltung, be- 
sonders auch das Beispiel der Bäckereiproduktivgenos- 
senschaft, verdeutlicht, daß Kämpfe und Auseinander- 
setzungen für eine humanere Arbeitswelt realisierte Mo- 
delle braucht. Ohne vorzeigbare, „anfaßbared Produk- 
tionsgemeinschaften besitzen theoretische Konzeptionen 
keine Ausstrahlungskraft. Dies zeigt gerade auch die 
Diskussion über eine Alternative Ökonomie. Sie hatte 
bei weitem nicht so viel Erfolg im Sinne von Öffentlich- 
keitswirkung, wenn es nicht die vielen Projekte mit in- 
dividuellen Lösungsmustern gabt. Die eigentliche Fas- 
zination alternativer Bewegungen geht von ihren selbst- 
verwalteten Projekten aus. Insofern ist es kein Zufall, 
daß in Veranstaltungen zu diesem Thema Vertreter aus 
Projekten aufmerksamere Zuhörer finden als die soge- 
nannten .,Theoretikerh. Konkrete Erfahrungen aus er- 
werbswirtschaftlichen Alternativbetrieben sind einfach 
spannender. nachvollziehbarer und realitiitsbezogener, 
als Entwürfe über gesamtgesellschaftliche Perspektiven 
oder berechtigte. aber monoton klingende Forderungen 
nach mehr Demokratie auTArbeitsplatz- und Unterneh- 
mensebene. 

3. Viele soziale Errungenschaften besonders im Spek- 
trum der Mitbestimmung und der sozialen Absicherung 
sind durch die Geschichte der Genossenschaften beein- . 

flußt und geprägt worden. Dies gilt auch für andere Be- 
reiche, die heute vorwiegend von Unternehmerseite auf- 
gegriffen werden, wie kooperativer Führungsstil, be- 
triebliche Gewinnverteilungsmodelle oder Arbeitsstruk- 
turierungsmaßnahmen. Sie wären ohne langjährige Er- 
fahrungen, ohne Eigeninitiativen gerade auch im genos- 
senschaftlichen Sektor undenkbar. Hiervon ausgehend 
wird es interessant, Produktivgenossenschaften nicht 
vor dem Hintergrund des Transformationsgesetzes zu 
diskutieren, sondern unter einem Diffusionsaspekt, d. h. 
unter dem Gesichtspunkt des Hineintragens und Ver- 
breiten~ neuer Ideen und Vorstellungen in eine nicht ge- 
nossenschaftlich orientierte Wirtschaftswelt. Daß dieser 
Aspekt nur wenig Beachtung findet, läßt sich U. a. damit 
erklären, daß solche ,,Diffusionswirkungen" kaum er- 
faßt werden können. Den Nachweis zu führen, daß so- 
ziale Errungenschaften auf ein oder mehrere demo- 
kratische Betriebe zurückzuführen sind, ist so gut wie 
unmöglich. Trotzdem: Produktivgenossenschaften und 
erwerbswirtschaftliche Alternativprojekte initiieren und 
forcieren wichtige soziale Fortschritte. Dies zeigt auch 
heute die Diskussion über ökologisch angepaßte Pro- 
dukte und Produktion, über überschaubare Arbeits- 
strukturen und über neue menschliche Verkehrsformen 
während der Arbeitszeit. 

Sollten Produktivgenossenschaften, erwerbswirtschaftli- 
che Alternativprojekte und Firmen wie die Glashütte 
Süßmuth, die lange als Modell der Arbeiterselbstverwal- 
tung in Deutschland diskutiert wurde, tatsächlich die ih- 
nen zugeschriebenen Funktionen übernehmen bzw. 
übernehmen können, ist es erstaunlich, daß sie von par- 
tei;~zial;s:is~hsi Szite riiid vou deri Gewerkscnaiten so 
wenig Unterstützung erfahren, teilweise sogar bekämpft 
werden. Vor allem findet eine aktive Unterstützung von 
Neugründungen nicht statt. Erklären läßt sich dies aus 
der mit allen Formen betrieblicher Selbstverwaltung 
verknüpften Entwicklung einer eigenen Gruppeniden- 
tität. Menschen in libertären Kollektiven entwickeln die 
Fähigkeit, sich selbstbewußt in Auseinandersetzungen 
einzubringen. Diese Entwicklung einer eigenständigen 
Ich- und Gruppenstärke läßt sich nur schwer in gesamt- 
gescllscha ftliche Konzepte mit zentralistischer Tendecz 
integrieren. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Aussage 
des Genossenschaftstheoretikers Watkins treffend, auch 
wenn sie pathetisch klingt: ,,Der Kardinalfehler einiger 
Staatsmänner, vieler Bürokraten und fast aller Politiker 
ist es, das Genossenschaftswesen als eine Art Werkzeug 
zu betrachten, das sie gebrauchen können, um spezifi- 
sche wirtschaftliche Probleme zu lösen oder die soziale 
Wohlfahrt zu erhöhen. Wenn das Genossenschafts- 
Wesen überhaupt ein Werkzeug ist, ist es ein Werkzeug 
nicht für sie, sondern für das Volk, wenn das Volk ge- 
lernt hat, sich zu vereinigen und für gemeinsame Ziele 
zusammenzuarbeiten." In diesem Sinne kommt solchen 
Experimenten ein Eigenwert zu, der sich nicht in politi- 
sche Strategien einfassen Iiißt, es sei denn durch die Ak- 
zeptanz, Befürwortung und Unterstützung kollektiver, 
aber gruppenindividueller Arbeits- und Lebensweise, 
ohne den eigenen Stempel aufzudrücken und ohne diese 
einem eigenen Ziel unterzuordnen. 
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D r u c k e r e i  O k t o b e r d r u c k  

Die Berliner Druckerei Oktoberdruck, ein Beispiel für die studentenbewegte Wurzel alternativer Ökono- 
mie, gehört zu den Größeren der Selbstverwaltungsszene. Auch bei ihr das Wachsen des Betriebes und 
die "Anpassung" an die Überlebensnotwendigkeiten des Marktes mit vielen Veränderungen einhergegan- 
gen. Gerade bei Oktoberdruck hat dies auch zu kontroversen Bewertungen und Diskussionen in der 
Selbstverwaltungsszene geführt. Im folgenden beschreiben die Oktoberdruckerlnnen die Entwicklung aus 
eigener Sicht. Der Text stammt aus einer 20-Jahr-Jubiläums-Dokumentations- (und Werbe-) Broschüre 
aus dem letztem Jahr. 

Nomen est omen - irn politisierten Berlin der 60er und Das Startkapital bestand aus einer ganz neuen Rota- 
70er Jahre. Und so venveist der Name Oktoberdruck auf print R 50170, melqahriger Kollektiv- und Produktions- 
die Zeit, in der die Anfänge der heutigen GmbH liegen. erfahrung, vielen Ideen und einer großen Portion Idealis- 

Die "Gründungseltem" waren aktive 68er 
mus. Privatkredite verhalfen zu den restlichen Utensilien, 
die zur Grundausstattung einer Druckerei unerlaßlich wa- 

Die "Gründungseltem" waren ren (Composer, Leuchttisch, Kamera, Kopierer und Kaf- 

-- - -  - - - - -  
--Y - - . - - - - _ - _ _ -  - -  - -  

mit Dieter Mekt ihre eigene Drucke- 1 I 
rei. 

So entstand Ende 1973 OKTO- 
BERDRUCK als Gesellschaft bür- 
gerlichen Rechts. Der Betrieb arbei- 
tete auf kollektiver Basis und fuhlte 
sich vor allem der Unterstützung 
trotzhstischer Gruppen verpflichtet, 
ohne jedoch jemals in Abhängigkeit 
dieser oder anderer politischer Or- 
ganisationen zu geraten. 
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feemaschme). Und schon nach wenigen Monaten begann 
Oktoberdruck zu wachsen, denn jetzt stieß Dietmar Silber 
zu dem Dreierkollektiv. Zur neuen Heimstatt wurden die 
seit langerem leerstehenden Rziumlichkeiten am Paul- 
Linke-Ufer 44a. Die Vormieterin, eine Schokoladenfa- 
b d ,  hatte einen Teil ihrer Konkursmasse (mehrere Ki- 
sten mit Dominosteinen) zurückgelassen und versußte 
damit den Gründern das harte Brot der ersten Jahre. 

Schon in dieser fiuhen Phase basierte der Erfolg von 
OKTOBERDRUCK auf den Eigenschaften, die den Be- 
trieb auch noch heute auszeichen: Flexibilität, Kreativität, 
die BereitschaR und Fahigkeit eines/r jeden, alle anfallen- 
den Arbeiten zu erledigen, und letztlich immer wieder 
Idealismus. 

Die Attraktivität dieser Wionierenden Idee interes- 
sierte nicht nur potentielle MitarbeiterInnen, sondern zog 
auch immer neue Kundenkreise an. Ende 1975 entschloß 
sich der personell um ein mehrfaches angewachsene Be- 
trieb zum Kauf einer zusätzlichen Druckmaschine (...). 
Diese Vergrößerungen brachten entscheidende struktu- 
relle Veränderungen mit sich. Das bis dahin praktizierte 
Rotationsprinzip ljedeR arbeitet eine Zeit lang an jedem 
Arbeitsplatz) mußte mehr und mehr aufgegeben werden. 
Im Fruhjahr 1976 machte die Auftragslage eine weitere 
personelle Aufstockung und die Euituhning des Zwei- 
Schicht-Betriebes (später sogar 3 Schichten a 6 Stunden) 
erforderlich. 

Neben Zeitschriften wurden vor allem Bücher fiir klei- 
nere Verlage sowie Schriften fiir politische und kulturelle 
Organisationen gedruckt, und der gute Name, den sich 
OKTOBERDRUCK schon nach wenigen Jahren gemacht 
hatte, ermöglichte Aufträge, die gewöhnlich nicht einer 
Druckerei mit dieser Maschinenausstattung erteilt wer- 
den. So gehörten Ende der 70er u.a. die beiden Stadtma- 
gazine zitty und tip und die COURAGE mit zu unseren 
wichtigsten Kunden. Allerdings stellten gerade her die 
hohen Auflagen und die kurzen Produktionszeiten sehr 
hohe Anforderungen. So sah sich der Betrieb bald ernst- 
haften politischen Problemen gegenüber, die letztlich, zu- 
sammen mit dem Verlust der ursprünglichen kollektiven 
und politschen Perspektive, zum Ausscheiden einer 
Gruppe von MitarbeiterInnen und der Gründung der 
GmbH führten. In dieser Phase verhielten sich viele Kun- 
dInnen und LieferantInnen solidarisch. Insbesondere der 
Wohlthat-Versand vergab ganz gezielt größere Aufträge 
und sicherte damit dem Betrieb das Uberleben. 

Gründung der GmbH 

Am 1.1.1980 wurde die Produktton mit einem verklei- 
nerten Team unter dem Namen OKTOBERDRUCK 
Offsetdruckerei am Paul-Linke-Ufer GmbH fortgesetzt. 
Ein Merkmal unterschied nun die 'Firma von der vorher- 
gehenden: die Besitzverhältnisse ! 

Wahrend Oktoberdruck vor Gründung der GmbH for- 
mal zwei Personen gehörte, so waren jetzt der kollektive 
Besitz und die gemeinsame Verantwortung das erklärte 
Ziel: JedeR MitarbeiterIn sollte einen Anteil an der 
GmbH erwerben, und der bis dahm gezahlte Einheitslohn 

wurde durch einen direkt vom Ertrag abhängigen Stun- 
denlohn ersetzt. 

Diese Form der Einbindung stellte die MitarbeiterInnen 
vor eine gänzlich neue Situation. Sie waren nicht nur wie 
bisher an den Entscheidungen über die Alltagsarbeit be- 
teiligt, sondern waren auch voll in das unternehmerische 
Risiko miteinbezogen. 

All das führte zu einer Diskussions- und Entscheidungs- 
kultur, die als basisdemokratisch bezeichnet werden k-. 
Der dazu notwendige persönliche Einsatz (zeitlicher und 
materieller Mehraufwand fiir Versammlungen und Dis- 
kussionen, um denselben Informationsstand aller zu ge- 
wahrleisten und zu gemeinsamen Entscheidungen in allen 
Bereichen zu kommen) und die daraus resultierenden Ko- 
sten waren so gewollt und wurden von allen akzeptiert. 

Nach adänglichen Schwierigkeiten, diese Strukturände- 
rungen mit Leben zu fiillen und in die alltagliche Arbeit 
umzusetzen, kann man die Zeit bis Ende der 80er Jahre 
als Phase der Stabilisierung bezeichnen. Es wurde in re- 
gelmäßigen Abständen unsere Miller 2-Farben ausge- 
tauscht, die Fa. Heidelberg hielt 1983 mit einer 2-Farben 
GTO Einzug, und auch die Abteilung ReproIMontage 
wuchs langsam an. Gleichzeitig erreichten wir immer 
mehr Kunden aus dem Kreuzberger Umfeld und dem 
sogenannten Alternativbereich. Enge Kontakte - nicht nur 
auf der rein geschäftlichen Ebene - wurden besonders zu 
anderen selbstverwalteten Betrieben und Projekten, wie 
z.B. Stattwerke, UFA-Fabrik, TAZ, Netzwerk e.V. etc., 
geknüpft und gepflegt. 

Aus dieser Zeit stammt auch die Errungenschaft, der 
damals wie heute einen unverzichtbaren Bestandteil unse- 
res Betriebes ausmacht: unsere Küche! Jeden Mittag um 
13.30 Uhr finden sich alle MitarbeiterInnen m einem Es- 
sen ein, das auch nach langer Betriebszugehörigkeit noch 
als herausragend bezeichnet wird. Das gemeinsame Mit- 
tagessen mit seiner lockeren Atmosphiire ist das beste 
Forum fiir den Austausch auch über die Arbeit hinaus 
und bietet gerade fiir unsere SchchtarbeiterInnen die 
Möglichkeit, den Kontakt mit allen Kolleghen zu pfle- 
gen. 

Umstnikturierung der Betriebsorganisation 

Im Jahr 1990 übernahmen wir die angrenzenden Raume 
des Verlages Olle & Wolter und vergrößerten damit unse- 
re Produktionsfläche entscheidend. Es war die Grundvor- 
aussetzung für den geplanten Kauf der 4-Farben-Miller 
und der 5 -F arben-GTO . 

Mit den großen Investitionen zum Jahreswechsel 
1990/Y 1 und der daraus resultierenden Verdoppelung der 
MitarbeiterInnenzahl wurden weitreichende Veränderun- 
gen sowohl in unserer Arbeits- und Produktionsweise als 
auch in der gesamten Struktur des Betriebes notwendig. 

Die Entscheidungsprozesse erwiesen sich als zu unflexi- 
bel und langwierig. Von allen MitarbeiterInnen gefiihrte 
Diskussionen verbrauchten Zeit, Energie und Nerven und 
verhinderten schnelle Entschlüsse. Eine Ausweitung die- 
ser innerbetrieblichen "Lahmung" auf den Produktions- 
prozeß war nur eine Frage der Zeit. Ein Grund mehr, un- 
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sere Betriebsstrukturen genau unter die Lupe zu nehmen 
und gegebenenfalls zu ändern. Zu welchen Ergebnissen 
das auch &en würde, eines stand fest: Es sollte ein auf 
den bisher positiven Erfahrungen beruhendes, weiterent- 
wickeltes Selbstverwaltungsmodell werden. 

Nach relativ kurzer Zeit war klar, daß wir hierbei pro- 
fessionelle Hilfe benötigten. Also bekam im November 
1991 die Fa. PROGNOS den Auftrag, mit uns bis zum 
Sommer 1993 eine Umstmkhrierung der Betriebsorgani- 
sation durchzuführen. Die wichtigen Punkte, wie größt- 
mögliche Mitbestimmung aller Mitarbeiterhen, selbst- 
verantwortliches Arbeiten und damit attraktive Arbeit s- 
plätze, Teamwork, ein f i r  alle zugängliches Informati- 
onssystem über alle Belange des Betriebes und natürlich 
der Anspruch, möglichst viele Leute fur die untemehme- 
rische Verantwortung zu gewinnen, blieben weiterhm ein 
wesentlicher Bestandteil unserer Betriebsidee, wobei die 
Zukunft zeigen muß, ob sich dieser Anspruch ausfbllen 
und umsetzen laßt. 

Zunächst ging es in erster Linie darum, die Zusarnmen- 
arbeit der einzelnen Abteilungen zu verbessern und die 
Uberschau barkeit des Betriebes wiederherzustellen. Dazu 
gehörte nicht nur die Verkiirzung des Firmennamens in 
Oktoberdruck GmbH, sondern vor allem die Schaffing 
neuer Aufgabenbereiche wie Geschäftsführung, Abtei- 
lungsleitung und Aufsichtsrat. Grundlegende Bedmgung 
f i r  die Einfbhrung dieser Positionen war die demokrati- 
sche Entscheidungsfindung bei der personellen Beset- 
zung. So muß in bestimmten Abständen jedeR, der/die 
eine dieser Positionen bekleidet, von den Mitarbeiterhen 
gewahlt bzw . bestätigt werden. Die dadurch stattfindende 
permanente Auseinandersetzung untereinander stellt die 
gewünschte Transparenz über alle betrieblichen Belange 
sicher. "Innerbetriebliche Transparenz" zu praktizieren, 
bedeutet f i r  uns, den Arbeitsalltag mit der Art von Leben 
zu fullen, wie es unserer Betriebsidee entspricht. Ziel die- 
ser Maßnahmen ist es, der veränderten Situation im gra- 
phischen Gewerbe gerecht zu werden und die Arbeits- 
plätze bei OKTOBERDRUCK noch sicherer und attrak- 
tiver zu machen. 

Gestiegende Ansprüche an die gesamte Vorstufentech- 
nik und akuter Platzmangel machten im Sommer 1992 
den bisher letzten Urribau erforderlich: Büroräume und 
Vorstufe wurden erweitert. Dabei mußten wir auch unse- 
re gute alte Klimsch Zweiraum-Repro-Kamera (Baujahr: 
Anfang der 60er Jahre) verabschieden. Wir wissen sie 
aber bei Albdruck in guten Handen. 

Faktor Umwelt 

Ein Punkt, der immer wieder Anlaß fbr intensive Dis- 
kussionen gab, ist die Tatsache, daß wir in einer sehr 
umweltbelastenden Branche tätig sind. Deshalb waren 

wir schon in den 80er Jahren bestrebt, f i r  unsere Wasch- 
und Lösungsmittel weniger schädliche Ersatzstoffe zu 
finden. Allerdmgs sind dem guten Willen in dieser Rich- 
tung oft bürokratische Grenzen gesetzt. So mußten wir 
z. B. unser Vorhaben, eine Recycling-Anlage fur Gurnmi- 
tuch-Waschmittel zu installieren, wieder verwerfen, da 
uns von der Bauaufsicht der Betrieb einer solchen Anlage 
untersagt wurde. b g e g e n  konnten wir im Repro- und 
Plattenkopiebereich durch den Einsatz von Filter- und 
Recyclinggeräten den Chemikalienverbrauch um bis zu 
50% senken. Um den Schadstoffgehalt in der Luft des 
Drucksaales zu reduzieren, verwenden wir nach Möglich- 
keit vegetabile Wasch- und Reinigungsmittel. Leider sind 
noch nicht alle Reiniger durch verdunstung s freie Mittel 
zu ersetzen, weshalb wir uns zum Einbau einer Lüftungs- 
anlage entschlossen haben, die seit Mitte des Jahres in 
Betrieb ist. Der Erfolg dieser Maßnahme (die Schadstoff- 
belastung der R a d u f t  ist um bis zu 95% reduziert wor- 
den) rechtfertigt auch ihre relativ hohen Kosten. 

Beim Faktor Papier konnten wir auch entscheidend von 
dem generellen Wandel profitieren, der sich in dieser 
Branche in den letzten zwei Jahren vollzogen hat. Das 
Angebot von chlorfrei-gebleichtem Papier ist so attraktiv 
geworden (von der Sortimentsbreite ebenso wie vom 
Preis), daß wir nur noch auf ausdrucklichen Wunsch des 
Kunden auf chlor-gebleichtem Papier drucken. Der Anteil 
der "Chlor-Papiere" am Gesamtvolumen beträgt bei uns 
zur Zeit nur noch Ca. 10% mit fallender Tendenz. Bei Be- 
ratungsgesprächen versuchen wir, unsere Kunden auch 
darauf hmzuweisen, daß in vielen Fällen der Einsatz von 
Recyclingpapieren ohne entscheidenden Qualitiitsverlust 
beim Endprodukt möglich ist. Daß wir mit diesem Enga- 
gement den Wünschen der Kunden entsprechen, zeigt der 
Recyclingpapier-Anteil von 30%-35% an unserem Ge- 
samtpapierverbrauch (Tendenz steigend). 

Damit ist jedoch das grundlegende Problem nicht gelöst: 
Druckerzeugnisse lassen sich nicht umweltfreundlich her- 
stellen. Aber trotzdem, oder gerade weil wir das wissen, 
werden wir auch in Zukunft Zeit, Geld und Energie in die 
Suche nach besseren und verträglicheren Produktionswei- 
sen investieren. 

Nach diesen Jahren doch eigenwilliger Geschichte fuh- 
len wir uns zu einem komplexen Ausblick in die Zukunft 
verpflichtet. In rauheren wirtschaftlichen Zeiten und ge- 
sellschaftlicher Umorientierung blicken wir daher ge- 
spannt auf die Umsetzung und Weiterentwicklung unserer 
Idee der Selbstverwaltung. 

Wir wünschen uns, daß die letzten 20 Jahre fur viele 
Grund genug sind, sich auch weiterhm fur OKTOBER- 
DRUCK zu interessieren und mindestens noch die näch- 
sten 20 Jahre mit uns in Verbindung zu bleiben. 
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Tr io .  - G e 1 d b e r a t u n g t g e n o s s e n s c h a f t  
o d e r  

E l n  a i d e r e r  Umgang m l t  G e i d  

Burkhard Zirkel von der (anthroposophisch inspirierten) TRION Geldberatungsgenossenschaft be- 
schreibt im nächsten Beitrag die Arbeit von TRION: die Vermittlung von Krediten an selbstverwaltete und 
alternative Projekte. Dabei wird aber auch das dahinterstehende Interesse an Phänomenen wie "Geld" 
und "Eigentum/BodenW deutlich, die auch im Beitrag von Horst Stowasser über anarchistische Ökonomie 
eine wichtige Rolle spielen. 

Unser Arbeitsfeld 

1989 haben sich in Hamburg eine Handvoll Leute zu- 
sammengefunden, um den unsichtbaren Phänomenen von 
Geld & Zins auf den Grund zu gehen und praktische Al- 
ternativen für einen bewußten Umgang mit Geld zu ent- 
wickeln, um diese in der Offentlichkeit anzubieten. Unter 
dem Arbeitsmotto "Transparenz im Geldwesen" gründe- 
ten wir die TRION Geldberatungsgenossenschaft eG als 
selbstverwaltete Maklerfirrna und bieten seitdem Bera- 
tung, Vermittlung und Verwaltung "rund ums Geld" an. 

Unsere Angebote 

(...) zielen auf die Förderung von freien, solidarisch 
handelnden Menschen in einer gesunden Umwelt. TRION 
hat heute 1 16 Mitglieder, darunter auch Vereine, andere 
Genossenschaften etc. Seit der Aufnahme unserer Aktivi- 
täten haben wir rund 120 Kredit- und Darlehensvemitt- 
lungen an 75 Projekte mit einem Gesamtvolumen von Ca. 
25 Mio. DM abgewickelt. Schwerpunkt unserer Vermitt- 
lungen sind: zinsgünstige Direktkredite, marktubliche 
Hypothekendarlehen (von konventionellen Banken), För- 
derdarlehen von "gnin" orientierten Banken an gemein- 
schaftlich organisierte Wohnprojekte in Hamburg. 

Die übrigen Vermittlungen beziehen sich auf Vorhaben 
aus den verschiedenen Bereichen des sozialen und ökolo- 
gischen Spektrpms: biologischdynamische Landwirt- 
schaft, Behinderteneinrichtungen usw. 

Unsere Erfahrung zeigt, daß durch transparente Ange- 
bote die Bereitschaft wächst, Geld anders (vor allem 
mehr sinnorientiert) anzulegen - auch das Interesse an den 
finanzierten Projekten wird größer und damit auch die 
Bereitschaft zu finanzieller Solidarität, z.B. in Form von 
Zinsverzicht. Hierdurch wird auch die Finanzierung von 
Projekten ermöglicht, die aus verschiedenen Gründen 
keine Chance auf Realisierung hatten! 

Wohn projekte 

Am Beispiel der von uns mitfinanzierten und -geforder- 
ten Wohnprojekte berühren wir einen gesellschaftlichen 
Problembereich (Wohnungsnot, Imrnobilienspekulation 
usw.), der solche brennenden Fragen aufwirft und sozia- 
len U n s W n f u g  ins Licht rückt: 
- Wo liegen die Ursprünge und Ursachen, die dani füh- 

ren, daß G m d  und Boden wie ein Ware behandelt 
wird? 

- Was spaltet die Menschen mit ihren Bedüfissen nach 
einem Dach über dem Kopf in zwei Lager? 

- W a r n  freuen sich die einen, wenn die Bodenpreise 
steigen, wahrend viele andere "grundlos" an sozial- 
staatlichen Rettungsringen auf den Wellen des Grund- 
stücksmarktes treiben? 

- Wie kommt es überhaupt, daß wir die Haut dieser Erde 
gegen Mammon aufrechnen? 

- Ist es nur die Macht- und Geldgier einiger weniger oder 
sind es soziale Mechanismen, zu denen es noch keine 
hinreichend klare Alternative gibt? 
Tatsache ist, daß sich das Eigenheim via Eigentum mit 

einer Einrichtung identifiziert, die dazu W, daß sein Ei- 
gentum so teuer ist, daß er der Bank lebenslänglich tri- 
butpflichtig bleibt. Der Grundstücksanteil an den Woh- 
nungskosten erreicht z.B. in Hamburg in den meisten La- 
gen 30 bis 50%, in einigen liegt er darüber! 

Weder der bürgerliche Eigentumsbegriff noch sein kom- 
munistischer Gegenspieler, das Allgemeineigentum, un- 
terscheiden, was zu Recht Ware sein kann und was nicht. 
Ware kann sein, was hergestellt wird. Was nicht herge- 
stellt wird kann auch keine Ware sein, wenn man nicht 
den Marktmechanismus in sein Gegenteil verkehren will. 
Steigende Bodenpreise sind marktwirtchaftlich gesehen 
Scheinwerte. Durch sie geschiet das Gegenteil von dem, 
was steigende Preise in einer MarktwirtschaR auslösen 
sollen. Das Gut wird nicht vermehrt hergestellt und da- 
durch wieder billiger, weil es gar nicht herstellbar, son- 
dem nur verteilbar ist. Unter der Bedingung der Käuf- 
lichkeit wird der Boden automatisch teurer. 

Die Folgen einer Verteilung, die den Boden einem x-be- 
liebigen Konsurngut gleichgestellt, sind katastrophal: ga- 
loppierende Grundstückspreise, Landschaftszersiedelung, 
sozial explosive Wohnverkiltnisse in Ballungsgebieten 
mit all ihren sozialen Folgekosten usw. (. . .) 

Angesichts der kaum vorhandenen Bereitschaft zu einer 
politischen Diskussion über eine Bodenrefom sind die 
selbstverwalteten Wohnprojekte der einzige Hofiungs- 
schimmer am Horizont. Hier hat sich allrnahlich Einigkeit 
daniber gebildet, daß die Käuflichkeit von Boden ein 
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Grundfehler ist. Diese Selbsthdfeprojekte sind aber nach 
wie vor ein schlafender Riese, solange sie diese soziale 
Erkenntnis noch nicht in einen handfesten ökonomischen 
Mechanismus umsetzen. So etwas ist durchaus möglich. 
Auf der Basis der Unverkäuflichkeit des Bodens kann und 
wird damit begonnen, die Früchte der Befreiung des Bo- 
dens nicht nur dem eigenen, sondern auch anderen Projek- 
ten zufließen zu lassen. In bestehenden Projekten kann in 
dem Maße, in welchem die Bewohnerhen sich entschul- 
den, darüber nachgedacht werden, den zum Ende gekom- 
menen Kapitaldienst f i r  die Entschuldung anderer Pro- 
jekte weiterfließen zu lassen. Reicht es nicht angesichts 
der gegenwärtigen Lage, wenn die Mieten nicht teurer 
werden? Warum sie billiger werden lassen, wenn andere 
Projekt Unsummen an Zinsen zahlen? Ein Schneeballef- 
fekt wäre die Folge, wenn eine gewisse Größenordnung 
erreicht ist. Es würde praktisch das Gegenteil dessen er- 
lebbar, was der anonyme Marktmechanismus nach sich 
zieht: Verbilligung statt Verteuerung auf lange Sicht. Ge- 
genseitigkeit nicht nur als frommer Wunsch, sondem als 

realisierte ökonomische Einrichtung. Wir verbilligen uns 
gegenseitig die Grundlagen der Wohnwirtschaft. 

Selbstverwaltung 

Diese beschriebene Gegenseitigkeit ist bereits in einigen 
Wohnprojekien in Deutschland Praxis. Menschen haben 
ihre existenziellen Belange in die eigenen Hände genom- 
men. Eine solche Haltung erfährt bei einer wachsenden 
Menge von Anlegerhen Interesse, Respekt und Aner- 
kennung in Fonn von Zinsverzicht für gewährte Darle- 
hen. Es entsteht eine echte Solidargemeinschaft, die es 
z.B möglich macht, Finanzierung von Wohnraum extrem 
kostengünstig, ohne konventionelle Banken abzuwickeln. 
Derartige Gemeinschaften anzuregen und mitzuinitiieren, 
betrachten wir als eine unserer wichtigsten Aufgaben. 

Kontakt: Burkhard Zirkel, TRION Gefdberatungsge- 
nossenschafr eG, Gerberstraße 9, 22767 Hamburg, 
040/38 7060 
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Kommune N l e d e r k a u f u n g e n  I 
Die Kommune Niederkaufungen gehört zu den Projekten, die neben der (teilweise) gemeinsamen Öko- 

nomie auch einen starken Anspruch an anderes, gemeinsames Leben haben. Es folgen Auszüge aus ei- 
ner Broschüre, die Kommuneinteressierten einen ersten Einblick geben soll. 

Anfang der achtziger Jahre bildete sich eine 
Initiatorlnnengruppe, die im Januar 1983 von Hessen in 
den Großraum Hamburg zog, in der Erwartung, dort ihre 
Ideen von einem großen Lebens- und Arbeitsprojekt reali- 
sieren zu können. Die Kemgruppe, von der 12 Leute in 
Buxtehude lebten, wuchs schnell auf 20 Leute an; dazu 
kamen im Schneeballsystem, zum Teil wechselnd, noch- 
mal ca. 20 Leute. Im Laufe des Jahres 1983 diskutierte 
und plante diese Gruppe Inhalt und Form eines Projektes, 
welches Ca. 100 Erwachsene plus Kuider umfassen, und 
damit einen nicht zu übersehenden linksökologischen 

getroffen 
- Kollektives Arbeiten: möglichst vielfältiges, aufeinan- 

der bezogenes, ökologisches und sozialvertragliches 
Arbeiten 

- Abbau von. 1 Auseinandersetzung mit kleinfamiliären 
Strukturen: gemeinsame Verantwortung füreinander 
Auf der Basis des Grundsatzpapiers wurde ab Anfang 

1984 bundesweit in großen Werbekampagnen nach den 
100 Leuten gesucht, mit denen gemeinsam, ideell und fi- 
nanziell, im Hamburger Raum das Projekt starten konnte. 
( 1  \.'. 

Faktor in der Hamburger Region bilden sollte. Zufdlig hörten wir dann von einem nordhessischen 
Die ihre Vorstellungen Ende 19g3 Dorf, 10 km von Kassel in dessen Kreis ein gro- 

in ihrem GrwidsaQapier "In Gefahr und größter Not ßer, z.T. leerstehender Gebäudekomplex stand. (. . .) 
bringt der Mittelweg den Tod". Die wichtigsten Grund- Heute (Frühjahr 93) leben wir hier mit 45 Erwachsenen 
sätze darin sind heute nach wie vor gultig: (20 Frauen. 25 Männern) und zwölf Kindern (8 Jungen, 4 
- Linkes Politikverständms: Zusammenleben und kollek- hadchen) einer 24-45 und 4- 15 

tiv arbeiten, einschließlich weiterhm politische Einfluß- 
nahrne nach außen 

- Gemeinsame Ökonomie: das Wirtschaften in und aus Gemeinsame okonomie 
einem Topf Im Umgang mit Geld vollziehen wir eine klare Tren- 

- Konsenspxinzip: Entscheidungen werden im Konsens nung zwischen a) Vermögen /Kapital und Geld und b) 
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laufender Alltagsökonomie. 
a) Unser Vermögen setzt sich zusammen aus Geldem, die 

die KommunardInnen bei Einstieg eingebracht haben 
(...), und aus geliehenem Geld (von einer Stiftung, 
Verwandtschaft, Freundinnen) . Mit diesen Geldmitteln 
wurden Gebäude gekauft und werden Ausbauten finan- 
ziert; desweiteren bekommen kommuneinterne Arbeits- 
bereiche Gelder aus dem "Vermögenstopf' f i r  Investi- 
tionen (Maschen etc.) als zinslose, aber rückzah- 
lungspflichtige Darlehen zur Verfugung gestellt. 

b) Die laufenden Einnahmen unserer Alltagsökonomie 
setzen sich hauptsächlich aus den Löhnen bzw. Ein- 
kunRen der einzelnen Arbeitsbereiche und aus Gehäl- 
tern der außerhalb der Kommune bescMftigten zu- 
sammen. Dazu kommen Honorargelder, Arbeitslosen- 
geld und -hilfe, Kindergeld, Geschenke etc. 

Unsere laufenden Einnahmen und Ausgaben liegen seit 
geraumer Zeit bei rund 1.100 DM/Monat/ErwachseneR, 
was jedoch nur eingeschrankt etwas über unseren Lebens- 
standard aussagt, weil wir durch die Großgruppenorgani- 
sation (Gemeinsame Kleiderkammer und Bibliothek, ge- 
meinsame Nutzung von Autos, Waschmaschine etc., en- 
gros-Einkäufe usw.) und unsere niedrigen Wohnkosten 
viel Geld sparen. Wir betreiben kein Askeseprojekt und 
wir entscheiden auch nicht als Gruppe über "wahre" oder 
"falsche"/kompensatorische Bedürfnisse. Wir haben keine 
"Taschengeld-Regelung, sondern jedeR nimmt nach h- 
redseinen Bedürfnissen aus der gemeinsamen Kasse. Daß 
es trotzdem so etwas wie soziale Kontrolle, bzw. die Hin- 
terfiagung und Kritik unseres Konsumverhaltens gibt, 
steht außer Frage und ist auch so gewollt. 

Die finanziellen Transaktionen vodnach außerhalb der 
Kommune werden von unserem Arbeitsbereich 
"Verwaltung" organisiert und dokumentiert - er gibt f i r  
jeden Monat eine detailierte Abrechnung der Einnahmen 
und Ausgaben heraus. ( . . . ) 

Konsens 

Das bedeutet bei uns: Alle sind an der Entscheidungs- 
findung beteiligt; es gibt keine Abstimmungen; Vetorecht 
f i r  jedeN. 

Im Grundsatzpapier steht: "Wir wollen, daß Entschei- 
dungen möglich sind, die jede Meinung berücksichtigen 
und somit von allen getragen werden können." 

Wir treffen uns alle einmal wöchentlich im Plenum, das 
drei bis vier Stunden dauert. Die Teilnahme wird erwar- 
tet. Seit einiger Zeit nehmen größere Kinder, wenn sie 
dies möchten, am Plenum teil und bringen auch ihre An- 
liegen ein. 

Die Form der Entscheidungsfindung ist im Laufe der 
Zeit mehrfach weiterentwickelt worden. Anstatt im Ge- 
samtplenum diskutieren wir seit geraumer Zeit in mehre- 
ren Plenumskleingruppen zu unterschiedlichen Themen. 
Dies war zur Entlastung des Gesamtplenums nötig ge- 
worden aufgrund der Vielzahl der anstehenden Diskussi- 
onspunkte, der zunehmenden Größe der Gruppe, in wel- 
cher keine sinnvolle Diskussion mehr geführt werden 
konnte, und der oft ungleichen Sprech- und Argumentati- 

onsgewandtheit der Einzelnen. Dabei hat sich in den letz- 
ten Jahren unsere Regel bewahrt, eine Entscheidung, die 
getroffen worden ist, erst eine Woche bis zum nächsten 
Plenum sacken zu lassen, bis sie, wenn kein Veto kommt, 
Gültigkeit erlangt. Das sorgt f i r  mehr Ruhe, Mißver- 
ständmsse können geklärt, eigene Auffassungen können 
noch einmal überprüft oder anderen verständlicher ge- 
macht werden. 

Auch wenn sich das Konsensprinzip f i r  uns also be- 
wahrt hat, bleibt noch Ungelöstes; z.B. das Problem der 
VielrednerInnen/Dorninierenden oder kein Veto zu sagen 
aus der Angst heraus, alleine dazustehen und vielleicht 
nicht die Kraft zu haben, sich der anschließendenf Dis- 
kussion zu stellen. 

Das bedeutet, in der Handhabung des Konsensprinzips 
ist also auch nikunftig Sensibilität in struktureller und 
gruppendynamischer Hinsicht angesagt. 

Arbeitsbereiche 

Wir arbeiten alle in produktiven oder reproduktiven Ar- 
beitsbereichen in der Kommune oder in einer Arbeitsstelle 
als Außenarbeiterlnnen in anderen Organisationen, Verei- 
nen, Betrieben. Dies sichert nicht nur unsere ökonomische 
ReproduktionIExistenz, sondern die Arbeitsbereiche ge- 
hen in h e r  Bedeutung f i r  uns weit darüber h a u s .  

Für uns bedeutet alternative Produktionsweise: Bezug 
zu den Produkten, die wir herstellen oder verbrauchen, 
Abbau von entfremdeter Arbeit, Grundbedürfnisse z.T. 
selbst abdecken zu können, Aufwertung von reprodukti- 
ver (Hausfrauen-) Arbeit durch eigenstandige Arbeitsbe- 
reiche, Abbau geschlechtsspezifischer Arbeitsstnikturen. 
Diesen Zielen werden wir natürlich z.T. nur tendenziell 
gerecht, wobei wir keine komplette Selbstversorgung oder 
gar Autarkie anstreben. 

Unsere Arbeitsbereiche sollen als funktionierende Kol- 
lektivmodelle Mittel zum Zweck sein, und sind in ökolo- 
gisch-ökonomischer Hinsicht in das regionale Wirtschaf- 
ten einzuschalten. 

Folgende Arbeitsbereiche gibt es bereits: 
- Unsere nicht schulpflichtigen Kinder gehen vormittags 

in unsere Kindertagesstätte, zu der auch zehn auswärti- 
ge Kinder (drei behderte und sieben nicht-behinderte) 
kommen. Dort arbeiten zwei Frauen und ein Mann. 

- Der Arbeitsbereich Gemüsebau ist Bioland-Umstel- 
lungsbetrieb; hier arbeiten zwei Frauen und zwei Män- 
ner, die die Kommune und das Tagungshaus, den Hof- 
laden und einen Wochenmarkt in Kassel beliefern. 

- Den Arbeitsbereich Viehhaltung macht derzeit ein 
Mann allein; er kummert sich um Kuhe und Schweine 
und stellt Kase her. (. . .) 

- Im Tagungs- und Begegnungshaus arbeiten drei Frauen 
und ein Mann. (...) Dort werden von den Kommunar- 
dlnnen Seminare und Bildungsurlaube durchgefiihrt. 
(. . .) Gleichzeitig wird auch an externe Gruppen vermie- 
tet, die eigene Seminare durchfihren. 

- Unser Arbeitsbereich Emhhrung verpflegt diese Grup- 
pen, in der Regel mit Vollwertkost. Außerdem nimmt er 
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Außenaufiräge an, z.B. f i r  Buffets. Haupt- 
sächlich aber verpflegt er die Kommune. 

- Die Komm-Bau GmbH besteht zur Zeit aus 
sieben Männern; vier Bauleute und drei Me- 
taller machen Außenaufträge, aber auch un- 
sere eigenen Umbau- und Sanierungsmaß- 
nahmen. (Schwerpunkte: Regenwassernut- 
zung, Wärmedammung , Innenausbau) 

- In der Schreinerei, einer GbR, arbeiten zur 
Zeit drei Frauen und drei Männer 
(Schwerpunkte: Verwendung einheimischer 
Hölzer, baubiologische Konstruktion, biolo- 
gische Oberflächenbehandlung) 

- Unsere gesamte interne Bauplanung machen 
eine Archtektin und ein Architekt, die auch 
Fremdauftrage annehmen. 

- In der Verwaltung kümmern sich drei Männer um 
Kapital und laufende Finanzen, Hausverwaltung und 
verwaltungstechmsche Dienste f i r  Kommune, Vereine 
und Betriebe. (Dieser Bereich rotiert entgegen unseren 
Ansprüchen im Grundsatzpapier nicht. Es war auf- 
grund ständig möglicher Kommunenkontrolle bisher 
nicht nötig; außerdem ist eine gewisse Professionalisie- 
rung auch her  sinnvoll.) 

- In der Nah- und Lederwerkstatt arbeitet z.Zt. eine Frau. 
Ziele: Grundbekleidung entwickeln und herstellen, wel- 
che lange haltbar ist und zu der der Mensch Beziehun- 
gen herstellen kann, sowie Bekleidung f i r  
"Andersgesunde", z.B. Rollstuhlfahrerhen, entwickeln 
und herstellen; parallel dazu Informationen erarbeiten 
und weitergeben über die politischen, wirtschaftlichen 
und menschenverachtenden Auswirkungen der interna- 
tionalen Textilindustrie . 

C..) 
Erfahrungen mit dem kollektiven Arbeiten 

Wir erleben es je nach Arbeitsbereichen und personeller 
Zusammensetzung als unterschiedlich; es überwiegen 
aber die positiven E r f h g e n .  Es gibt Konflikte auf- 
grund von (z.T. geschlechtsspezifischen) Qualifikations- 
unterschieden und Herangehensweisen an Arbeit, ver- 
deckter I-herarchiebildung, Einzelarbeiterhentum, in- 
haltliche Kontroversen und Antipathien, die wir - teil- 
weise unter Hinniziehung supervisierenden Kommunar- 
dlnnen - versuchen, in konstruktive Bahnen zu lenken. 

Die Arbeitsbereiche entscheiden autonom über dse Ver- 
wendung der Investitionskredite, die die Kommune ge- 
wahrt, ebenso über h re  inhaltliche Organisation. Infor- 
mation, Transparenz und Diskussion findet u.a. über die 
jahrlich dem Plenum vorgelegten Arbeitsberichte statt. 
h großen und ganzen haben sich unsere Einschätm- 

gen im Grundsatzpapier, was eine Begründung der Pro- 
duktionsbereiche, einen SinnZusammenhang und sinnvolle 
Arbeitsinhalte angeht, im kollektiven Arbeiten als prakti- 
kabel erwiesen. Gleichzeitig in mehreren Arbeitsbereichen 

zu arbeiten hat sich dagegen als unrealistisch, weil nicht 
leistbar erwiesen. 

Arbeitsbedü rfnisse 

Unser Grundsatzpapier ist so breit angelegt, daß sich 
dort Menschen mit sehr unterschiedlichen Gedanken, Le- 
bens- und Arbeitsvorstellungen wiederfinden können. 
Diese Tatsache macht sich am deutlichsten in unserem 
Umgang mit Arbeit und dem Begriff Arbeiten bemerkbar: 
- Wir arbeiten unterschiedlich viel, unterschiedlich 

schnell, unterschiedlich verantwortungsvoll und d e h e -  
ren unterschiedlich, was alles Arbeit ist, b m .  ob Arbeit 
als etwas Getrenntes gesehen werden sollte. 

- Tatsache ist, daß es trotz dieser Unterschiedlichkeiten 
kein Chaos, sondern ein Netz von Regeln, sich Auf-Ein- 
ander-Beziehen und In-Einander-Ubergreifen von 
Tätigkeiten gibt, das eine haltbare Alltags-Arbeitsstruk- 
tur bildet. 

(...I 
Die unterschiedlichen Umgehensweisen mit Arbeit kön- 

nen wir einerseits gut stehen lassen (gemaß unseren M a n  
entlehnten vorstehng "JedeIr nach seinen/ihren Fahig- 
keiten, jedelr nach ihredseinen Bedürfnissen", wie im 
Grundsatzpapier formuliert), und sehen es als einen Wert, 
den wir auch so entwickeln wollen. 

Andererseits wirft es in der Praxis oft Probleme auf 
Im Grundsatzpapier ist z.B. eine Plenumsteilnahme, 

Kultur schaffen und politische Arbeit als Arbeit definiert. 
Das ist auch ohne Zweifel. Aber wir haben unter uns 
noch keinen Konsens gefunden, ob und in welchem Aus- 
maß sie Teil der Regelarbeitszeit ist, von der wir her 
überwiegend ausgehen. Widersprüchliches steht gar im 
Grundsatzpapier auch zum Ausgehen von einem Acht- 
Stunden-Tag auf der einen, und der Aufhebung der Tren- 
nung von Arbeit und Freizeit auf der anderen Seite. An 
der Trennung letzterer wird überwiegend festgehalten, 
allerdings auch deshalb, weil ein Wunsch nach gleicher 
Arbeitsteilung da ist, der anders erstmal nicht realisierbar 
erscheint. 
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VERNETZUNG I N  DER SELBSTVERWALTUNGSWIRTSCHAFT 
I 

Ein zentraler Lösungsansatz für die vielfältigen Probleme von selbstverwalteten Betrieben ist die Vernet- 
zung und Kooperation der Betriebe untereinander. Durch Kooperation möglichst vieler altemativ-ökonomi- 
scher Betriebe auf unterschiedlichen Ebenen sollen bessere und effektivere Möglichkeiten geschaffen 
werden, Betriebsmitglieder weiterzubilden, Kapital zu beschaffen, die gemeinsamen politischen Interessen 
gegenüber Politik und Verwaltung zu vertreten etc. Nach einem kurzen (und unvollständigen) Überblick 
über unterschiedliche Ansätze der Vemetzung werden einige genauer vorgestellt. 

A n s l t z e  von  V e r n e t z u n g  

Der Vemetnings-Gedanke ist nicht neu und wird in der 
Selbsvenvaltungsszene seit langem diskutiert. Die ver- 
schiedenen Ansätze entwickelten sich jedoch teilweise 
relativ langsam. Dies hangt damit zusammen, daß viele 
Leute aus der Selbstverwaltungs- und Altemativbewe- 
gung ein großes Mißtrauen gegen Fonnen zentraler Or- 
ganisation und Institutionalisiening haben. 

Der Begriff des "Netnverkes" ist deshalb ein Stück weit 
als Altemativkonzept zum klassischen, von FunktionärIn- 
nen gesteuerten Interessenverband entwickelt worden. Bei 
dem folgenden, unvollständigen Uberblick über wichtige 
Vemetmngsansätze verstehen wir den Begriff so weit, 
daß auch durch Kooperation entstandene Großprojekte 
wie die Ökobank darunterfallen. 

Netzwerk-Selbsthilfe 

Eine der ersten Vernetzungseinrichtungen war das 
1978 gegründete "Netzwerk-Selbsthilfe" in Berlin. Bei 
einem Küchentischgespräch in einer Szene-Wohngemein- 
schaft ist die Idee entstanden, einen "Fonds für politische 
und alternative Projekte" zu schaffen. Es wurde also eine 
Art Spendensammelverein gegründet, der bei den Sympa- 
thisanten von Alternativbetrieben Geld abschöpfte und es 
SVB, die entsprechende "Netzwerkknterien" erfullten, in 
Form von Zuschüssen oder Krediten zur Verfugung 

"Selbstverwaltung" mit 
2,6 Mio. DM 
"Fördervolumen" unter 
den besonders begun- 
stigten Förderbereichen 
(mit gunstigen Krediten) 
nach "Umwelt" und 
"Frauen" den dritten 
Rang ein, jedoch wach- 
sen die Kreditzusagen 
relativ langsamer. W&- 
rend der Anteil an 
Kreditzusagen 1 988 bei 
26% lag, waren es 1993 
unter 15%. 

Ein Grund für die 
hinter den Erwartungen 
zurückbleibende Ver- 
netzung der Okobank 
mit der Selbstverwa- 
ltungsszene liegt in den 

stellte. Nach und nach übernahm das Netzwerk aber auch 
andere Funkhonen: Weiterbildung, 0 ffentlichkeitsarbeit, 
Beratung von Betrieben etc. 

Die Idee breitete sich schnell aus, und heute gibt es in 
der gesamten Bundesrepublik regionale Netzwerke, die 
relativ effektiv funktionien. 

Die Okobank 

Ein anderer Ansatz der finanziellen Förderung des 
Selbstverwaltungssektors war die 1984 beginnende Kam- 
pagne zur Gründung der Okobank. Neben der starken 
Verknüpfung mit den Zielen der Ökologie- und Friedens- 
bewegung war die 1988 von Banklaien gegründete Bank 
auch der alternativen Ökonomie verpflichtet. Das Ziel 
war wiederum, den Selbstverwaltungssektor durch 
Kredite, F d e n s t l e i s t u n g e n  und speziell 
mgeschmttene Beratungsangebote zu fördern. Es gab 
also über~chneidun~en mit den Zielsetzungen der 
Netzwerke, wodurch diese nach und nach geschwächt 
wurden. Doch nicht nur von Ihnen wurde die Ökonbank 
kritisch gesehen; wie bei allen "Großprojekten" der Szene 
befirchteten viele Projekte Zentralisierungstendenzen und 
Unüberschaubarkeit . 

Bis heute hat die Ökobank ihr Ziel, die Selbstverwal- 
tungswirtschaft systematisch zu fordern, nicht erreicht. 

Zwar nimmt die 
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extrem hohen Ansprüchen, die die Bankenaufsicht und 
der Bankenwettbewerb der Ökobank stellen. Es ist bisher 
noch nicht gelungen, ein Gegengewicht zu diesen Ver- 
selbständigungstendenzen aufzubauen. 

Das NETZ 

Die Betriebe selbst hatten seit jeher sehr unterschiedli- 
che Neigungen, sich auf kommunaler oder Landesebene 
zu vemetzen. An verschiedenen Orten wurden Projekträte 
etc. gegründet, die allerdings oft nur eine geringe Lebens- 
dauer hatten. 

Etwa zeitgleich mit dem Start der Ökobankkampagne 
wurden dann in einigen Bundesländern Verbände aus der 
Taufe gehoben, die neben Unterstützungs-, Beratungs-, 
Weiterbildungsfunktionen etc. für die Betriebe auch der 
politischen Interessenvertretung (sprich: Lobbying) die- 
nen sollten. Irn Falle des 1983 gegründeten Verbandes 
selbstverwalteter Betriebe in Hessen (VSBH) waren auch 
die rot-grüne Landesregierung und die dadurch zu erwar- 
tenden Fördermittel ein wichtiger Anstoß. 

In Nordrhein-Westfalen gründete sich offiziell 1985 das 
Netz für Selbstverwaltung und Selbstorganisation 
(NETZ). 1990 hob die Mitgliederversamrnlung die regio- 
nale Begrenzung auf. Seitdem entwickelt sich das Netz 
zur bundesweiten Interessenvertretung der Selbstverwa- 
ltung, wobei eine enge Zusammenarbeit mit regionalen 
Verbundstrukturen (vor allem den Netzwerke-Selbsthil- 
fen) besteht. Auch das Netz steht vor der schwierigen 
Aufgabe, keine zentralisierte Verbandsmacht aufzubauen. 

Anfang 1993 hatte das Netz Ca. 600 Mitglieder, die 
grob drei unterschiedlichen Gruppen zugeordnet werden 
können: 
- Der größte Teil der Mitglieder sind Einzelbetriebe, de- 

nen das NETZ-Versorgungswerk neben den anderen 
"Leistungen" eine gunstige Alters- und Berufsunfahig- 
keitsversicherung bietet. 

- Zweite Mitgliedergruppe sind andere, teilweise regio- 
nale Vemetzungseinrichtungen wie z.B. die regionalen 
Netzwerke oder die Ökobank. 

- Daneben fungiert das Netz als Dachverband für etwa 
zehn Branchenverbände. 

Branchenverbände 

Zu diesen Branchenverbänden gehören z.B: 
- der Verbund der Fairsicherungsläden 
- "Transfer", getragen von den selbstverwalteten Betrie- 

ben des graphischen Gewerbes 
- die Vereinigung der Kulturkooperativen 

Branchenverbände haben innerhalb der Alternativen 
Okonomie sicherlich mit die längste Geschichte. Schon 
1968 hatte sich der "Verband des linken Buchhandels" 
gegründet, der bis in die achtziger Jahre bestand. So wie 
er waren jedoch viele lange Zeit relativ lockere und vor- 
übergehende Zusammenhange. Dies scheint sich - wie bei 
den anderen Vemetzungsformen auch - in jüngster Zeit 

allerdings geändert zu haben (siehe den Artikel des Ver- 
bandes der selbstverwalteten Fahrradbetviebe im An- 
schluß). 

Contraste 

Nicht zu vergessen als "gedankliche" Vemetzungsinsti- 
tution ist die Contraste - Monatszeitschrift f i r  Selbstver- 
waltung. Sie ist das Informations- und Diskussionsme- 
dium der Szene und versucht die Vielfalt der unterschied- 
lichen Ansätze und Themen wiederzuspiegeln. Für alle, 
die Einblick in aktuelle Entwicklungen oder den Diskus- 
sionsstand bekommen wollen, ist die CONTRASTE ein 
absolutes Muß. 

Regelmäßig gibt die CONTRASTE die BUNTEN SEI- 
TEN heraus, das Adreßverzeichnis der selbstverwalteten 
Betriebe und Projekte im deutschsprachigen Raum (BRD, 
CH, A). Das im Umfang unerreichte Verzeichnis soll zur 
Kommunikation und Vemetzung der unterschiedlichen 
ökologischen, sozialen, kulturellen und selbstverwalteten 
Ansätze beitragen. Die neueste Ausgabe kann für 20,- 
DM bestellt werden, beim CONTRASTE-Abo gibt es die 
BUNTEN SEITEN als kostenlose Zugabe. 

Europaische Vemetzung 

Seit neuestem bilden sich auch europäische Vemet- 
zmgsstnikniren. Obwohl eine europäische Vemetzung 
der Selbstverwaliungswirtschafi natürlich auf den ersten 
Blick noch stärker widerspricht als bundesweite Zusam- 
menschlüsse, scheint das Thema eine große Dynamik zu 
entwickeln. Das liegt - wie schon im nationalen Bereich - 
nicht zuletzt an den relativ großen Fördertöpfen, die es in 
Brüssel zu erschließen gilt. Daneben sehen sich wohl 
auch die selbstverwalteten Projekte gezwungen, sich der 
"Maßstabsvergrößerung I' anzupassen. Aber es geht bei 
weitem nicht nur um eine notgedrungene Anpassung, 
denn die Zusammenarbeit und der Austausch mit der al- 
ternativen Ökonomie aus anderen europäischen Ländern 
kann einige neue Impulse f i r  die Bewegung bringen. 
Schließlich gibt es viele Länder mit einer langen und un- 
unterbrochenen genossenschaftlichen Tradition, mit ei- 
nem wesentlich freundlicheren Recht etc. 

Mittlerweile gibt es zwei größere Vemetmngsorganisa- 
tionen: 
- zum einen den schon seit längerem existierenden euro- 

päischen Dachverband der Arbeits- und Produktions- 
kooperativen (CECOP), bei ihm ist das bundesweite 
NETZ Mitglied; 

- zum anderen das 1 992 gegründete Netzwerk f i r  Alter- 
nativ- und Solidarwirtschaft (REEAS) . Im Rahmen von 
REEAS spielen Umweltbewußtsein, Selbstverwaltung 
etc. eine größere Rolle, als im eher genossenschaftlich 
orientierten CECOP. 
Neben der Zusammenarbeit über die nationalen Netz- 

werke finden aber auch direkte Kooperationen zwischen 
Betrieben unterschiedlicher europäischer Länder statt. 
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E l g e n s t l n d l g e  R e g l o n a l e n t w l c k l u n g  

Die Vorstellungen der Alternativen Ökonomie über regionalwirtschaftliche Vernetzung und Kooperation 
ist eng verwandt mit dem Konzept der Eigenständige Regionalentwicklung (ER). In Österreich, wo das 
Konzept der ER weitgehend etabliert ist und viele konkrete Projekte entstanden sind, hat sich die ER auch 
als eine Variante zur Förderung alternativer Betriebe bewährt. 

I. Was ist Eigenständige Regionalentwick- Entfaltung und Freistzung von Ideen und Fahigkeiten &- 
lung? ler Bevölkerungsgruppen dient. Gleichzeitig ist die Ent- 

wicklung kultureller Eigenständigkeit, sowie die Lösung 
ER hat zum Ziel, Lebensräume zu Entscheidungsräu- von der Bevormundung durch die Zentren und die über- 

men zu machen. In jeder Region sollen selbstbestimmt, regionalen Massenmedien wichtig. 
sowie auf der Basis der eigenen Kräfte und Fähigkeiten, Eine lebendige, hochentwickelte Kultur ist auch 'in der 
Arbeits- und Lebensformen aufgebaut werden, die die Provinz möglich! Sie ist sowohl Bedingung als auch Re- 
jeweiligen regionalen Besonderheiten würdigen und nut- sultst eines hnktionierenden regionalen Wirtschaftsle- 
zen. Das Selbstvertrauen und wirtschaftliche Macht der bens . 
Regionen sollen gestärkt, ausbeuterische und zerstöreri- 
sche Außeneinflüsse reduziert werden. 

Was bedeutet ER politisch ? 

Wirtschaftlich ist eine selektive Abkopplung vom über- 
regionalen Markt gefragt, also eine Umorientierung vom 
EG-Binnenmarkt und Weltmarkt auf die Region. Nicht 
die Konkurrenzfahigkeit auf überregionalen Märkten soll 
der Maßstab der wirtschaftlichen Entwicklung sein, son- 
dem die Bedürfhsse der Region. Es geht nicht darum, die 
"endogenen Potentiale" der Ausbeutung auf Weltrnarktni- 
vau preiszugeben, sondern darum, sie sorgsam fur das 
Wohl der Region und der Menschen dort zu nutzen. 

Es muß eine Wirtschaftsstniktur aufgebaut bzw. geför- 
dert werden, die möglichst weitgehend auf innerregiona- 
len Kreisläufen beruht. Als Grundlage der Produktion 
dienen so weit wie möglich regional vorhandene und re- 
generierbare Ressourcen. Zwischen einzelnen Menschen 
und Betrieben findet so eine umfassende Zusammenarbeit 
statt, die durch regionale Vernetzung Produktionsstufen 
fördert und optimiert. 

Was bedeutet: ER sozial und ökologisch ? 
Die dezentrale, kleinräumige und basisdemokratische 

Entwicklung ist Voraussetzung für eine menschen- und 
umweltfreundliche Gesellschaft. 

Daß etliche Umweltprobleme nur über diese Strukturen 
in Griff zu bekommen sind, ist insbesondere vom Ver- 
kehrs- und Energiesektor schon länger bekannt. Für einen 
verantwortungsvollen Umgang mit der physischen und 
sozialen Umwelt ist es gunstig, wenn Ursache und Wir- 
kung, der Ort der Gewinnakkurnulation und der Produk- 
tions-Folgeschaden nicht räumlich auseinanderfallen. Die 
Zusammenhange zwischen der Wirtschaftsweise und de- 
ren sozialen und ökologischen Folgen müssen nachvoll- 
ziehbar sein. ER bietet Chancen f i r  eine Lebens- und 
Wirtschaftsweise, bei der der Qualität Vorrang vor der 
Quantität von Produkten und Arbeitsplätzen zugespro- 
chen wird. 

Was bedeutet ER kulturell? 
Die angesprochenen politischen, wirtschaftlichen, öko- 

logischen und sozialen Umorientierungen sind auf ein of- 
fenes kulturelles Klima angewiesen. Ein Klima, das der 

Die Notwendigkeit von Regionalberatung 
Irn Konzept der ER kommt der Beratungs-, Kultur-, 

und Bildungsarbeit eine zentrale Rolle -spielt. Bestehen 
konkrete Ideen für ein wirtschaftliches und/oder kulturel- 
les Vorhaben, ist es Aufgabe von RegionalberaterImen. 
- in fachlicher, betriebswirtschaftlicher und rechtlicher 

Hinsicht zu helfen 
- den Zugang zu nötigen Informationen fur die Umset- 

zung zu ermöglichen und 
- in gruppendynamischen Prozessen helfend einzugreifen, 

wenn es z.B. Probleme bei der Zusammenarbeit der 
Trager untereinander gibt. 
Die Projekte sind ein wesentliches Element der ER. Ge- 

meint sind dabei nicht nur Alternativprojekte von 
"Landfieaks und Ökobauem" , sondern auch 
konventionelle Betriebe. Beide, alternative und konven- 
tionelle Betriebe, müssen sich weiterentwickeln. Alterna- 
tiven Betrieben fehlt oft der regionale Bezug, die regio- 
nale Einbindung und Orientierung, den konventionellen 
mangelt es oft an Umwelt- und Sozialvertraglichkeit. Er- 
fahrungen aus Österreich und Hessen zeigen, daO eine 
Finanzierung in Form von Stellen fiir RegionalberaterIn- 
nen und in Form von finanzieller Starthilfe fur Projekte 
notwendig ist. 

ER nicht nur far strukturschwache Räume 
Neben Projekten sind die politschen Initiativen notwen- 

dig, die sich fur die Dezentralisierung der Politik und fur 
die notwendigen Rahmenbedingungen einsetzen. 

Gelingen kann eine ER nur, wenn hre  Grundgedanken 
sich auch in den prosperierenden Zentren ausbreiten. So- 
lange die Ausrichtung der Zentren auf den Weltmarkt und 
die Ausbeutung der ländlichen Raume besteht, hat eine 
ER wenig Perspektiven. Die zunehmenden Probleme im 
sozialen Bereich und im Umweltsektor zwingen auch den 
Zentren Reaktionen auf. 

Einige Teilziele lassen sich in naher Zukunft verwirkli- 
chen, andere erst im Laufe von Generationen. Es hat 
schließlich auch Generationen gedauert, die derzeitigen 
Strukturen und Entwicklungen in den verschiedenen Re- 
gionen herauszubilden. Heute geht es darum, die Weichen 
zu stellen, wohin die zukunftige Entwicklung führen soll. 
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2. Instrumente und offene Fragen 

Instrumente für eine Eigenständige Regionalentwick- 
lu ng 

Versuche, eine solche regionale Entwicklung einzulci- 
ten, können sich auf z.T. schon bestehende Konzepte oder 
Ansätze beziehen: 
- im Bereich der Landwirtschaft Erzeuger - Verbraucher 

- Gemeinschaften, Revitalisierung des Genossen- 
schaftsgedankens, Vor- und Nachlieferverflechtungen 
etc. 

- im Bereich des Tourismus Ansätze des sog. sanften 
Tourismus 

- im Bereich des Bauhandwerks regionsspezifische Bau- 
weisen, Verkehrsberuhigung, Biogasanlagen e t ~ .  

- im Bereich des produzierenden Gewerbes die Förderung 
des Handwerks 

- irn Bereich öffentlicher Investitionen Konzepte regiona- 
ler Energieversorgung, Afallvermeidung, -verWertung 
und-entsorgung, Wasser- und Abwasserkonzepte, Ver- 
kehrskonzepte, Landschaftspflege, Dorferneuerung. 
Zu einer Umorientierung der regionalen Wirtschafts- 

politik sind nicht nur neue Instrumente notwendig. So 
lönnen z.B. Innovations- und Beratungsstellen oder die 
Technologiezentren zu diesem Ansatz beitragen. Staatli- 
che Entwicklungsprograrnme müssen neu organisiert 
werden und stärker alternative Förderknterien umfassen. 
Neu oder verstärkt zu fordern wären Erzeuger-Verbrau- 
cher-Gemeinschaften, die Gründung von Genossenschaf- 
ten und Selbsthilfeprojekten sowie von lokalen Beschäfti- 
gungsinitiativen. Nicht zuletzt sind RegionalberaterInnen 
notwendig. 

- In welchem qualitativen und quantitativen Verhältnis 
sollen der binnen- und exportorientierte Sektor der re- 
gionalen Ökonomie stehen? Wer defuuert das? 

- Ist die selektive Abkopplung von Regionen angesichts 
der faktischen Entwicklung einer zunehmenden nationa- 
len und internationalen Arbeitsteilung überhaupt rea- 
litstisch? 

- Ist sie in einem foderativen System überhaupt hinnehm- 
bar (Interregionale Solidarit;it)? 

- Ist sie im Hinblick auf überregional, national oder glo- 
bal zu lösende Probleme (Okologie, Dritte-Welt-Pro- 
blematik) ethisch verantwortbar ? 

- Ist sie f i r  periphere Regionen problemadaquat? 
(Die beiden Textteile stammen aus einem Reader zur 

Tagung "Wer entwickelt die Region" des Vererns für 
E.R. in Niedersachsen. Der erste Teil stammt von Ursu- 
La Trescher und Wolfgang Kleine-Limberg, der zweite 
Teil ist ein Auszug aus einem Tagungsreferat von Rein- 
hard Loske, das W Kleine-Limberg zusammengefaßt 
hat.) 

Kontaktadressen der Vereine für Eigenstä n- 
dige Regionalentwicklung (VER) für weiteres 

I nfo-Material: 

- ER-Baden-Württemberg, Franken-Dom-Str. 74, 97944 
Boxberg-Wolchmgen, Te1 . 0793 0/23 84 

- ER Oberpfalz, clo Karl-Heinz D o m e r ,  Niederbaublin- 
ger Str. 8, 93098 Mangolding, Tel. 0940612414 

- Katholische Landjugendbewegung Deutschland 
(KLJB), Bundesstelle, Drachenfelsstr. 23, 53604 Bad 
Honnef, Tel. 0222413037 

- ~kologische Modellregion im Landkreis Schwandorf, 

Offene Fragen Wackersdorfer Str. 80, 9242 1 Schwandorf, Tel. 
0943 1147382 

Obgleich der Ansatz der ER auf den ersten Blick be- 
sticht, verlangt eine Initiative zur Förderung der Eigen- - VER Hessen, Frankfurter Str. 50, 35392 Gießen, 

ständigen Regionalentwicklung die Beantwortung der fol- 064 U73649 

genden, grundsätzlichen Fragen: - VER in Schleswig-Holstein, Norderende 12, 24876 

- An welchen Regionsgrößen orientiert sich die ER? Und: Hollingstedt 

wie korrespondieren ökonomische, politische, kulhrel- - VER Niedersachsen, Wilhelm-Bluhm-Str- 127 3O451, 

1e und naturräumliche Zusammenhange bei der Defuu- Hannover, 05 1 11444453 
tion geeigneter Regionen? - VER-Nordfhesland, Süderstr. 3, 25 885 Wester- 

- Reichen die endogenen Potentiale fur eine sich selbst Ohrstedt, Tel. 048471652 

tragende Regionalentwicklung aus? - VER Rheinland-Pfalz, c/o Sabine Latrell, Mannlich- 
platz 8, 66482 Zweibrücken 
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S p a g a t r n t e r r e h m e n  VSF 
Z w i s c h e n  a l t e n  I d e a l e n  u n d  n e u e n  D i e n s t l e i s t u n g e n  

Tina Fried und Helmut Dachale vom Verbund selbstvenvalteter Fahrradbetriebe zeichen die Geschichte 
und das Selbstverständnis dieses Branchenverbandes nach, wobei nicht nur die wechselhafte Entwick- 
lung der Fahhrad branche deutlich wird. Vielmehr werden beispielhaft Trends geschidert, die für die ge- 
samte alternative Ökonomie gelten. 

Wieviele Fahrradgeschäfte in der Bundesrepublik seit 
Ende der siebziger Jahre, also seit Beginn des sich jetzt 
abschwächenden Bikebooms neugegründet worden sind, 
ist kaum noch festzustellen. Es darf aber angenommen 
werden, daß sich darunter ein hoher Prozentsatz befindet, 
bei dem das Anliegen, Rader und Zubehör zu verkaufen, 
nicht das alleinige Motiv der Gründung war. Gemeint 
sind die sogenannten alternativen Betriebe. Nicht selten 
aus Verkehrsinitiativen und ahnlichen Basis bewegungen 
hervorgegangen, waren die Initiatoren der fnihen Jahre zu 
Hause in alternativen Strukturen, zahlten zu den Aktiven 
der politischen Gegenkultur. 

Als exemplarisches Beispiel sei hier das Berliner Fahr- 
radBüro genannt, 1979 ins Leben gerufen und heute ein 
gutgehendes Fachgeschäft in zentraler Lage in Schöne- 
berg. Man kannte sich vom Kampf gegen die Westtan- 
gente - die seinerzeit geplante Autobahn durch mehrere 
Westberliner Bezirke - und beschaigte sich anfangs 
auch mit der Herausgabe von Radwegekarten und Reise- 
ratgebern. Der Aufbau des Ladens mit Verkauf und 
Selbsthilfewerkstatt war die Verfolgung der verkehrspo- 
litischen Ziele mit etwas anderen Mitteln. 

Von Anfang an: hohe Ansprüche 

Anfang der achtziger Jahre begann ein überregionaler 
Annaherungsprozeß von Betrieben mit ahnlicher Ge- 
schichte und ahniichen Absichten. In all diesen Einrich- 
tungen herrschte noch Aufbruchstimmung . Analog zu 
anderen Projekten - ob Buchhandlung, Tischlenverkstatt 
oder sozialpsychologische Beratungsstelle - standen Su- 
chen und Ausprobieren noch hoch im Kurs. Mittlerweile 
häufig wiederholte Experimente wurden angegangen: die 
Trennung von Lebens- und Arbeitswelt tendenziell aufzu- 
heben, Arbeitsteilung durch Rotation zu bekämpfen, allen 
den gleichen Lohn zu zahlen. Uberhaupt kein Wider- 
spruch: das Individuum wurde ernstgenommen, Indivi- 
dualiBt groß geschrieben. Insofern ist es nicht venwn- 
derlich, daß es noch bis zum Januar 1985 dauern sollte, 
bis etwa 40 dieser selbstverwalteten Fahrradgeschafte reif 
fur den Entschluß waren, sich fester zus&enzuschlie- 
Ben. Sie zimmerten sich einen gemeinsamen Dachver- 
band, den Verbund selbstverwalteter Fahrradbetriebe 
(damals noch mit dem Zusatz ))Deutschlands«). Er betrat 
die öffentliche Bühne mit hohen Ansprüchen und vorher 
lang diskutierter Programmatik. 

Auf jeden Fall sollte der Verband mehr sein als ein blo- 
ßer Lobbyist, der sich vorrangig oder gar ausschließlich 
um bessere Marktchancen seiner Mitglieder zu kiimmern 
hat. Nein, er sollte zuerst einmal die in den Mitgliedsfir- 
men betriebene Selbstverwaltung hüten, weiterentwickeln 
und sie als Ideal und praktische Alternative zugleich pro- 
pagieren. Der Verbund hatte selbstredend basisdemokra- 
tisch zu sein und sollte sich qua Verbandspolitik in ver- 

kehrs- und allgemeinpolitische Belange einmischen. In der 
Tat waren Stellungnahmen und A u h f e  wie etwa zur 
Volkszahlung und fur eine Fahrradwerkstatt in Nicaragua 
in der Frühzeit keine Raritäten. Doch gleichzeitig wurde 
auch schon an den hiesigen Markt gedacht - und an die 
Chance, mittels eines starken Arms an bessere und preis- 
gunstigere Rader und Komponenten heranzukommen. So 
wurde die neu installierte Union auch verpflichtet, das 
Qualitätsbewußtsein und technische Wissen der KundIn- 
nen zu fordern und )>den Entwurf und die Weiterentwick- 
lung von Produktideen und technischen Verbesserungen 
voranzutreiben(( Man hatte sich nun mal entschieden, mit 
einer bestimmten technischen Ware zu handeln und inso- 
fern auch zu berücksichtigen, daß in den Mitgliedsläden 
des VSF Käufer und IGiuferinnen verkehrten. Und deren 
Kaufabsichten sind am wirkungsvollsten mit ausgereiften 
Produkten und sachgernaßem Service dem flotten ideo- 
logischen Sprüchen und Hinweisen auf anderweitige Po- 
lit-Aktivitäten zu begegnen. Ferner wurde in der Satzung 
festgeschneben, der Verbund habe ))seine Mitglieder 
weitestgehend glücklich zu machen(< 

Auch im Zuge mehrerer Satzungsveränderungen ist die- 
ses sicherlich schwer zu verwirklichende Glücksbegehren 
nicht eliminiert worden. Es hat ebenso überlebt wie die 
Präambel, die nach wie vor mit einer langen Reihung heh- 
rer Worte an eine große Zukunft gemahnt: 

))Angesichts der gegebenen Situation verfehlter wirt- 
schaftlicher und technologischer Entwicklung, die Raub- 
bau an den natürlichen Ressourcen betreibt und die Sin- 
nentleerung der menschlichen Arbeit vorantreibt, haben 
sich zahlreiche Fahrradbetriebe gegründet, die speziell im 
Bereich Verkehr / Technik die Grundlagen fur eine Umo- 
rientierung in Richtung auf das ökologische und gesell- 
schaftlich sinnvolle Verkehrsmittel Fahrrad erreichen 
wollen und die mit alternativen Ansätzen richtungswei- 
sende Beispiele fur menschliches Leben und Arbeiten 
geben. H. 

Als die Branche noch boomte 

Trotz ihres Pathos verdeutlicht diese Absichtserklärung 
kurz und pragnant das Besondere - man kann auch sagen: 
das Dilemma - des Projekts VSF. Angesiedelt im öko- 
nomischen Bereich, sollen gleichzeitig - in Einklang mit 
den Gesetzen des Marktes oder hier und da gegen sie? - 
fortschrittliche Impulse von gesamtgesellschafüicher Be- 
deutung gegeben werden. Daß so etwas eher mit Produk- 
ten wie Fahrrädern als mit Wollpullovern und T-shirts zu 
verwirklichen ist, ist allerdings nicht von der Hand zu 
weisen. Zu einem ahnlichen Schluß kam auch eine 1990 
erstellte Studie der GIB (Gesellschaft zur Information 
und Beratung örtlicher Beschäftigungsinitiativen und 
Selbsthilfegruppen), in der den Zweiradgeschäften die 
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Vorreiterrolle zugewiesen wird. Zumindest innerhalb der 
)>alternativen Ökonomie«. 

Doch auch alternative Betriebe wirtschaften nun mal 
nicht in einem autonomen Sektor. Die Marktwirtschaft 
mit all ihren Bedingungen, mit Hausse und Baisse und 
vielen Konkurrenten kann nur bei Strafe des schnellen 
Untergangs ignoriert werden. Selbst bei emgeschrankter 
Marktbeobachtung - sozusagen mit  links« könnte der 
Kollaps drohen. Sehr realistisch formulierte es ein VSF- 
Mitglied 199 1 in einem »Contraste«Artikel: »Die Ab- 
kopplung von den Marktmechamsmen ist für eine einzel- 
ne Firma innerhalb einer profitorientierten Volkswirt- 
schaft stets ein riskantes Abenteuer, das schon sehr häu- 
fig mit dem Kreisen der Pleitegeier geeendet hat.<< 

Nun waren Baisse und Krise in der Zeit der VSF-Grün- 
dung relativ unbekannte Begriffe im Zweiradfach. Die 
Zeichen standen eher auf Stumi, auf Kundenansturm. 
Das Fahrrad erlebte seine Reinkarnation als Bike, es 
wurde wiederentdeckt als Freizeit- und Sportgerät, und 
manchmal waren es auch schon die anwachsenden Staus, 
die die Kunden in die Radlziden trieb. Der alte Drahtesel 
war tot, begehrt war nun die hochwertige Maschine, die 
durchaus was kosten durfte. Die gesamte Branche expan- 
dierte. Jede RadhandlerIn, die sich ernsthaft mit dem 
neuen Boom auseinandersetzte und sich auf die enva- 
chenden Velowünsche einigermaßen einstellte, konnte es 
überhaupt nicht vermeiden, schwarze Zahlen zu schrei- 
ben. Die VSF-Laden wuchsen mit. Einige besonders stür- 
misch. Sie hatten nicht nur die typische UnbekUmmertheit 
von Seiteneinsteigern, sie konnten nicht nur fast exklusiv 
eine spezielle Zielgruppe bedienen, namlich Leute, die mit 
herkömmlichen Geschziften und Kaufhäusern Schwie- 
rigkeiten haben. Dank gesellschaftspolitischem Engage- 
ment, gediegener Bildung und unterschiedlichsten Ausbil- 
dungen konnten sie sich auch schnell mit den Besonder- 
heiten des Radmarktes vertraut machen, waren befahgt, 
Trends aufspüren. Auch die Gremien des Verbundes hat- 
ten viel zu tun: immer mehr Betriebe zeigten an ihm In- 
teresse, baten um AuTiahme. In den fast neun Jahren seit 
der Gründung des VSF sind über 60 Unternehmen dazu- 
gekommen, darunter der Großhandel Rasko in Aachen 
und - quasi als gemeinsames Kind aller - die Bremer 
Fahrrad-Manufaktur. Ende 1987 nahmen in ihren Ferti- 
gungshallen vier Männer und eine Frau die verbundseige- 
ne Fahrradproduktion auf. Heute schrauben in den 
mehrmals enveiterten Räumlichkeiten etwa 40 Festan- 
gestellte. 

Delegierung statt Verabschiedung von alten 
Werten 

Kann daraus geschlossen, daß innerhalb des VSF das 
ökonomische Primat obsiegt hat? Daß - ausgehend von 
der Basis, vom Alltag in den Läden - Ideale und Ideolo- 
gien über Bord geworfen wurden, um so recht unbe- 
schwert am Fahrrad-Boom zu partizipieren? Nicht zu 
leugnen ist ein WandJungsprozeß in den Betrieben, durch 
den Umsatzzahlen, wirtschaftliche Faktoren überhaupt, 
recht bald an Bedeutung gewannen. Heute betrachten die 
MitarbeiterInnen der meisten Unternehmungen ihren La- 
den als Existenzgrundlage. Sie haben im Laufe der Jahre 
die gleichen Erf-en machen müssen wie in schon so 
vielen selbstvenvalteten Gebilden mit politischem An- 

spruch: Je mehr das Geschäft zur ausschließlichen Ein- 
kommensquelle wird, desto stärker wächst die Bedeutung 
der ökonomischen Bedingungen. 

Es mag sein, daß in dem einen VSF-Laden dem Ökon- 
omischen Druck fieudig nachgegeben, in dem anderen 
hartnäckig dagegen angekampft wurde. Der Wechsel vom 
Improvisieren zum stringenten Arbeitsstil, das Wage-  
stellen von Idealen und Visionen ist ungleichzeitig abge- 
laufen. Unterschiede gibt es noch immer: hier ist der 
ideologische herbau  noch stark wirksam, dort dafür die 
ökoniomische Basis stabiler. Schon eine erste interne Er- 
hebung aus dem Jahr 1989 deckte Differenzierungen in 
der Art des Wirtschaftens und den Organisationsstruktu- 
ren auf. So bekannten sich schon vor gut vier Jahren 25 
Prozent der 49 befragten VSF-Betriebe zum Spezialisten- 
tum. Die Läden, in denen jede und jeder alles oder we- 
nigstens fast alles macht, waren bereits mit 20 Prozent in 
der Minderheit. Der Rest war auf dem Weg, ordnete sich 
irgendwo danaschen ein. Auch das Prinzip der Beteili- 
gung aller Mitarbeiter an allen wesentlichen Entscheidun- 
gen hielten nur noch 45 Prozent hoch. 

Aber grundsätzlich war und ist kein VSF-Betrieb bereit, 
sowohl die interne Selbstverwaltung als auch die nach au- 
ßen gerichteten Global-Ansprüche als obsolet zu betrach- 
ten. Die Frage - immer wieder neu gestellt - ist vielmehr, 
wie mit diesen Widersprüchen gelebt werden kann, wie 
sie konstruktiv genutzt werden können. Die recht bald 
akzeptierte Antwort hieß: durch Delegierung und Zentra- 
lisierung, durch den Aufbau effektiver Vereinsstnrkturen. 
Nach wie vor ist das wichtigste und lebendigste Entschei- 
dungsgremiurn innerhalb des Verbundes zwar die Mit- 
gliederversdung, doch mehr als zwei MV pro Jahr 
sind nicht machbar. Also sind die realen Entscheidungs- 
befugnisse des Vorstandes vergrößert worden, und die 
Geschaftsführerin ist mit Assistentin und zentralem Büro 
(erst in Bremen, seit 199 1 in Berlin) ausgestattet worden. 

Zu den Aufgaben der Geschziftsstelle zählte von Anfang 
an, auf den Feldern, die die Einzelbetriebe nicht mehr be- 
arbeiten konnten oder wollten, Zeichen zu setzen und In- 
itiativen zu starten. Nehmen wir die Verkehrspolitik. Seit 
1990 vergibt der VSF alle zwei Jahre einen Verkehrs- 
preis. Mit ihm werden Einzelpersonen, Verbände, Grup- 
pen, Bürgerinitiativen angesprochen, »die den Menschen 
wieder zum Mittelpunkt des Verkehrssystems machen 
wollen« Sie reichen beim VSF-Büro ihre Vorschliige und 
Ideen ein, weisen per Dokumentationen ihre Aktivitäten 
nach. Eine unabhängige Jury - mehrheitlich mit Vertre- 
tern von alternativen Verkehrs- und Umweltverbänden 
besetzt - konnte 1990 5.000 DM, 1992 10.000 DM an 
VSF-Preisgeldern vergeben. Zentral organisiert und bun- 
desweit bekanntgemacht (seit 1992 auch mit der Wander- 
ausstellung »GegenVerkehr«), stellt der VSF damit unter 
Beweis, daß seine Mitgliedsbetriebe nicht nur in der Lage 
sind, Fahrräder zu bauen und zu verkaufen, sondern daß 
sie sich immer noch &danken machen, unter welchen 
Bedingungen sie im Normalfall benutzt werden müssen«. 

Das Gegenstück zum VSF-Verkehrspreis ist das 
»Rostige Ritzel« Ebenfalls zweijahrlich verliehen, geht es 
an die Personen, Firmen oder Institutionen, die meinen, 
RadfahrerInnen und deren mobilitätsfieundliche und 
ökologische Gesinnung brüskieren zu können. Daß der 
VSF den dahinterstehenden Gedanken - gewissermaßen: 
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»Wir kampfen fur unsere Kundinnen« ernstnimrnt, be- 
wies er erstmalig 1990, als er der Nr. 1 auf dem Fahrrad- 
teilemarkt die Negativauszeichnung überreichte. Betrof- 
fen war die japanische Firma S h a n o ,  deren Schaltun- 
gen und Bremsen auch in Verbundsladen gern und häufig 
verkauft werden, die aber eine Zeitlang durch eine rüde 
Produkt- und Marketingpolitik auffiel. 

Auch andere Aufgaben, die der Geschäftsführung in den 
letzten Jahren überlassen oder zugewiesen wurden, haben 
wenig rnit einem strornlinienförmigen Ökonomismus ge- 
mein. Sie waren zwar öffentlichkeitswirksam, manchmal 
gar spektakulär, dienten somit auch der Imagepflege des 
Verbundes, doch direkt umsatzsteigernde Maßnahmen 
waren es gewiß nicht. So etwa die Kampagne ))Mehr 
Frauen in die Laden« Huitergrund: Nur in der Halfte aller 
VSF-Betriebe arbeiten überhaupt Frauen, ihr Anteil an 
der Zahl der insgesamt Beschaftigten macht etwa ein 
Fünftel aus. Eine Anzeigenschaltung in Fach- und Frau- 
enzeitschnften ()Gesucht: Zwei rechte Hände und eine 
linke Faust«) fand auch Widerhall im redaktionellen Teil 
vieler Medien - und wurde nicht zuletzt von den KundIn- 
nen und potentiellen Käuferhen positiv registriert. 

Mit seinem Engagement fur bessere Ausbildung stößt 
der Verbund auch auf breite Zustimmung innerhalb der 
eigenen Branche. Denn gut ausgebildeter Nachwuchs 
fehlt dem gesamten Fahrradhandel. Das Berufsbild der 
Zweiradmechaniker In ist überholt, und ausbilden - sowie 
in größerem Umfang reparieren! - dürfen nur die Mei- 
sterbetriebe. Was Wunder, daß 1992 etwa in ganz Berlin 
lediglich f i d  Auszubildende aufzutreiben waren. Der 
VSF setzt sich fur eine Reform der Handwerksordnung 
ein, der in ihr vorgesehene Meisterbrief dürfe nicht mehr 
Hemmschuh sein. Die Gesellenprüfung muß auch extern - 
ohne die landläufige, schlechte Ausbildung - abgelegt 
werden können. Für den mehr kauhännischen Bereich 
des Fahrradgeschäfts hat der VSF Fortbildungs- und Um- 
schulungslehrgänge initiiert, die das Berliner Forum Be- 
rufsbildung e.v. seit zwei Jahren mit wachsender Teil- 
nehmerzahl durc-. 

Auch die 199 1 geschaffene Stelle des VSF-Ökologiebe- 
auftragten steht dafür, daß (umwelt)politisches . Engage- 
ment und das Ideal eines anderen Wirtschaftens in den 
Mitgliedsladen keineswegs aufgegeben, wohl aber dele- 
giert wurden. Zu den Aufgaben des Ökobeauftragten, den 
sich der Verbund immerhin 10.000,- jahrlich kosten laßt, 
gehören die Entwicklung neuer Recycling- und Abfallent- 
sorgungskonzepte fur Fahrradteile, Recherchen zu Mate- 
rialien, die unter ökologischen Gesichtspunkten in einem 
alternativen Fahrradladen absolut tabu sein sollten, die 
Bewertung unterschiedlicher Transporhvege und die Be- 
ratung der VSF-Betriebe in all diesen Bereichen. Die 
Haltung, daß das Fahrrad sowieso das umweltfreund- 
lichste aller Verkehrsmittel sei, reicht nicht mehr aus, ist 
überholt. Die Nachfrage der Ladnerinnen nach fachspe- 
zifischer Beratung nimmt ständig zu, das Angebot der 
sogenannten Oko-Sprechstunden auf den Mitgliederver- 
sammlungen wird angenommen, und die Arbeitskreise zu 
ökologischen Themen erfreuen sich wachsender Beliebt- 
heit. Dennoch beklagt der Ökobeauftragte neuerdings 
seine Stellvertreterfiinktion. Er sieht zwar, daß "seine" 
Themen innerhalb des VSF ankommen und außerhalb zur 
ökologischen Profiliemg des Verbundes beitragen- er 

weist aber auch daraufhin, daß sich der Erfolg seiner Ar- 
beit letztendlich an der Umsetzung in den Läden mißt. 
Und er weiß, daß im GescMsalltag ökologische Erwä- 
gungen immer wieder zu ökonomischen Bedingungen in 
Konkurrenz stehen. 

Bereits seit 1988 verfiigt der VSF über ein eigenes pu- 
blizistisches Medium, mit dem die Ideen, Initiativen und 
Aktionen der geschilderten Art verbreitet werden. 
"Abfahren" ist rnit dem Unterbegriff "Kundenzeitung" nur 
unzulänglich erklärt Das jetzt viermal jahrlich erschei- 
nende Heft wird in allen Betrieben des Verbundes kosten- 
los abgegeben, es ist zusätzlich in etlichen Okoläden und 
Kulturzentren zu finden. "Abfahren" berichtet nicht' nur 
über VSF-Aktivitäten und -produkte. Ihre MacherInnen 
versuchen, weit über den Fahrradlenker hauszusehen, 
bringen dementsprechend auch immer wieder die gesell- 
schaftlichen, verkehrspolitischen und ökologischen Bike- 
Aspekte ins Blatt. Aber natürlich ist "Abfahren" nicht nur 
das ideologische Sprachrohr des VSF, sie informiert auch 
kritisch und im Sinne der Verbraucheraufklärung über 
eigene Räder und die anderer Firmen, über sinnvolles und 
nutzloses Zubehör. Die Zeitung steht allen fortschnttli- 
chen Verkehrs- und Radlerinitiativen offen, ist aber jeder 
Vereinsmeierei abhold. So scheute sie sich nicht, auch 
schon die schwarzen Schafe unter den FahrradfahrerIn- 
nen anzuprangern. Herausgegeben wird "Abfahren" vom 
VSF-Büro, das gemeinsam rnit einer Redaktionsgruppe 
(vier Mitarbeiterhen aus den Läden und ein professio- 
neller Journalist) auch fur die Inhalte verantwortlich 
zeichnet. 

Wenn der Wind von vorne weht 

Mit dem Verlauf des Jahres 1993 haben sich die ökono- 
mischen Eckdaten auf dem Zweiradmarkt gegenüber den 
Gründungszeiten des VSF erheblich verschoben. Der ge- 
samten Fahrradbranche macht nicht nur die generelle 
Konjunkturabschwächung zu schaffen, sie sieht sich zu- 
dem mit einer beträchtlichen Uberproduktion in der Fahr- 
rad- und Fahrradteileindustrie konfrontiert. Es stehen 
oder fahren 60 Millionen Fahrräder in der Bundesrepu- 
blik herum, eine auf den ersten Blick ausreichende Zahl. 
Der jetzt vorherrschende Preisdruck wird noch verschärft 
durch Billigimporte aus Ost- und Fernost, die in großen 
Mengen auf den hiesigen Markt drängen. Last not least 
hat der traditionelle Fahrradfachhandel - zu dem die Ver- 
bundsgeschäfte nunrnal zahlen - neuerdings mit den Dis- 
countern auf der grünen Wiese und fachfremden Anbie- 
tern wie Baumärkten und Autohäusern eine enorme Han- 
delskonkurrenz bekommen. Die neuen am Fachhandel 
vorbeilaufenden Vertriebswege scheinen zur Aufwei- 
chung bisher gdtiger Qualitätsstandards zu fkhren, wer- 
den aber aufgmd der dort gefahrenen Billigpreispolitik 
von vielen Verbrauchern goutiert. Ergebnis: Die Umsätze 
des Fachhandels - auch der VSF-Läden - sind 1993 (bei 
einigen auch schon in '92) spürbar zurückgegangen. 

Auch auf dem Radrnarkt weht jetzt der Wind von vom. 
Für die Mitglieder des Spagatunternehrnens VSF eine zu- 
sätzliche Belastungsprobe. Es gilt, das in den letzten Jah- 
ren entwickelte Delegierungssystem zu modifizieren. Die 
erfolgreiche Umsetning der Präarnbel-Anforderungen auf 
den politischen, verkehrspolitischen und ökologischen 
Feldern soll jetzt nicht alles sein. Gefragt ist nun auch ein 
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' Mehr an internen Dienstleistungen. Die Verbundsbetriebe 
messen den Wert ihrer Mitgliedschaft jetzt auch an hand- 
festen Dingen: zum Beispiel an der Unterstützung in fi- 
nanzieller Hinsicht und gemeinsamen Werbe- und Marke- 
tingrnaßnahrnen . 

Der neue Trend laßt sich exemplarisch am Sprachrohr 
des VSF, der »Abfahren« aufzeigen. Noch ist die Zeit- 
schrift - wie dargestellt - ein kritisches Blatt mit breitem 
Themenspektrum, überhaupt nicht fixiert nur auf VSF- 
Leistungen und Produkte der eigenen Unternehmen. Vie- 
len Läden reicht das nicht mehr. Sie wollen 
))Abfahren))jetzt mehr als klassisches PR Instrument ver- 
standen wissen, wollen mit ihrer Kundenzeitschnft weni- 
ger "ideologisieren", sondern sie mehr zum verkaufsför- 
dernden Dialog nutzen. 

Auch das Seminarprogramm, schon lange wichtiger Be- 
standteil der VSF-Aktivitäten, hat den veränderten Bedin- 
gungen Rechnung zu tragen. Grundsätzlich bieten diese 
Seminare speziell auf die Ladenleute zugeschnittene Fort- 
bildungen und Qualifizierungen an, sie stehen aber auch 
Betrieben offen? die nicht zum Verbund gehören. Die 
Thematiken reichen von Technikkursen zu Radlagern, 
Rahmen und Ritzeln über die Situation von Frauen in 
Radladen bis hui zu betriebsorganisatorischen Veranstal- 
tungen. Da aber auch Fahrradreisen im Angebot nicht 
fehlen, bietet das Kursprogramm auch Möglichkeiten 
zum gegenseitigen Kennenlernen, für informelle 
"connections" und Freundschaften. Jetzt zeichnen sich 
auch hier inhaltliche Verschiebungen ab: im aktuellen 
Programm bilden die betriebswirtschaftlichen Kurse den 
Schwerpunkt. Verkaufsseminare, die Bildung und Lei- 
tung von Erfa-Gruppen ( branchenspezifische Gruppen 
zum Austausch betriebswirtschafflicher Daten und Erfah- 
rungen) und Fortbildung an PC-Programmen zur betrieb- 
sinternen Kalkulation und Abrechnung stehen im Vorder- 
grund. Also auch hier ein deutlicher Hinweis darauf, daß 
in Zeiten angespannter Ökonomie der VSF als Interes- 
sensverband aufgefordert ist, seinen Mitgliedern das jetzt 
als notwendig erachtete Know-how zu liefern. 

Ganz neue, zusätzlich Servicebereiche sind installiert 
worden. So ist es nach zahen Verhandlungen mit der 
Ökobank gelungen, daß die VSF-Läden spezielle Förder- 
kredite unter vereinfachten Bedingungen erhalten können. 

Nebeneffekt: Sie merken, daß sich auch her  die Mitglied- 
schaft in einem rührigen und flexiblen Branchenverband 
auszahlt. Zudem können seit kurzem Listen mit Beratern 
zu unterschiedlichen Themengebieten abgefragt und Be- 
ratungen in arbeitsrechtlichen Fragen in kleinerem Um- 
fang in Anspruch genommen werden. Ein Versicherungs- 
paket, zugeschmtten auf die speziellen Anforderungen 
von Fahrradläden, wird gerade geschnürt. 

Lassen diese letzten Aufiählungen nun den Schluß zu, 
daß der VSF bald seine Spagatstellung aufgibt und dem- 
nächst versuchen wird, auf einem Bein zu tanzen? Kon- 
kreter: Wird er sich in eine reine Dienstleistungsorgani- 
sation verwandeln, deren Erfolg darin besteht, immer 
neue Servicefünktionen - vor allem umsatzsteigernde - zu 
kreieren? Benutzt man eine Umfrage von 1993 als Ver- 
gleich zu der bereits erwahnten aus dem Jahre 1989, kann 
er diese Vermutung getrost von sich weisen. Bereits die 
Tatsache, daß sich immer noch 60 Prozent seiner Mit- 
glieder an einem Meinungsbild zu scheinbar überholten 
Begnffen wie Selbstverwaltung und interner Entschei- 
dungsstruhr beteiligten, verweist auf den Willen, sich 
immer noch nicht von diesen Begnffen zu distanzieren. 
Auch wenn ein Teil der Betriebe sich in einem strengen 
Sinne nicht mehr als selbstverwaltet bezeichnen darf, ist 
das Thema f i r  keinen ad acta gelegt. Und die Hälfte der 
Läden gibt an, sich im Betnebsalltag haufig bis sehr 
häufig mit verkehrspolitischen und ökologischen Fragen 
auseinanderzusetzen. 

Die '93er-Umfrage bestätigt die Gültigkeit der identi- 
tätstiftenden Merkmale, die eine Stnikturkommission 
zwei Jahre zuvor als die "vier VSF-Säulen" beschrieben 
hatte. Weder Vorstand noch die Mehrheit der Mitglieder 
wollen an den seinerzeit aufgerichteten Eckpfeilern " 
politische Macht und Lobbyarbeit" "wirtschaftliche 
Macht", "SeMce" und "Beziehungen" rütteln. Man weiß, 
daß das gemeinsame Hochhalten dieser manchmal wider- 
strebenden Begriffe erst die Entwicklung des VSF zu sei- 
ner heutigen Bedeutung ermöglicht hat. Zu erwarten ist 
allerdmgs, daß unter weiterhin angespannten wirtschaftli- 
chen Bedingungen der eine oder andere Globalbegnff 
etwas anders interpretiert wird. Und daß vielleicht - wie 
jetzt schon - Akzente anders geseat werden müssen. 
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D i e  W E S P E  

Seit 1989 besteht in Neustadt an der Weinstraße das "Werk Selbstverwalteter Projekte und Einrichtun- 
gen" (WESPE), das sich zum bundesweiten "Projekt A zählt. Dieses Projekt versucht, selbstverwaltete, 
dezentrale, ökologische und libertäre Strukturen aufzubauen und miteinander zu vernetzen, die wirtschaft- 
lich, kulturell und politisch wirken. Libertäre Lebensformen sollen so auch breiteren Schichten zugänglich 
werden. In der WESPE gibt es bisher 14 Betriebe, ein Dutzend Wohngemeinschaften und eine Reihe von 
Initiativen, in denen etwa 100 Ewachsene und viele Kinder bunt miteinander vernetzt sind. Die WESPE ist 
eine besonders interessante Form regionaler b m .  örtlicher Vernetzung, die von Anfang an als Projekt 
geplant war und nicht erst nach und nach zwischen bestehenden Betrieben aufgebaut werden mußte. Im 
folgenden sind Auszüge aus der Selbstdarstellung der WESPE abgedruckt. 

as die WESPE eigentlich 
ist, weiß so genau niernand W 4 W A S  

DIE W E S P E  IST 
zu sagen. Das liegt vor allem daran, 
daß für jede und jeden etwas ande- 
res im Vordergrund steht - etwas 
von den vielen Facetten, die die 
WESPE heute, nach knapp vier lah- 
ren, denjenigen bietet, die um sie 
herum schwirren und in ihr aktiv 
sind. 

+ W A S  DIE 
W E S P E  NICHT IST 

- Die WESPE ist ein eingetragener 
Verein. Aber das ist in der Praxis 
eher ein notwendiger Formalismus, 
den niemand sonderlich ernst 
nimmt. Vereinsmeierei steht nicht 
hoch im Kurs, und wohl kaum je- 
mand könnte die Statuten zitieren 
oder wäre in der Lage, die Namen 
der nvorsitzendenb: zu nennen. 

. ; - Die WESPE ist auch Eigentümerin- 
--von Immobilien' und Vermieterin,. 

aber dennoch kein Maklerbüro. In 
der Praxis verwalten sich die Nut- 
zerlnnen selbst. 
- Die WESPE ist ein Zusammen- 
schluß von selbstverwalteten Be- 
trieben, die sich gegenseitig helfen; 
hier finden viele Menschen Arbeit 
und Brot in selbstbestimmten 
Strukturen. Die WESPE ist aber alles 
andere als ein Arbeitgeberverband 
oder ein alternativer ~Mischkon- 
zerna. 
-In der WESPE gibt es eine ganze 
Reihe von kulturellen und politi- 
schen Initiativen. Sie tritt auch nach 
außen politisch in Erscheinung. 
'Trotzdem ist sie keine npolitgrup- 
pecc; mit Parteien hat sie schon gar 
nichts am Hut. 
- In der WESPE entwickelt sich eine 
andere Lebenskultur, zu der etwa 
ein Dutzend Wohngemeinschaften 
verschiedenster Form und Größe 
zählen - sie ist jedoch weder eine 
))Kommune« noch eine Immo- 
bilienverwaltungsgesellschaft. 

Was aber ist sie dann? 

Zunächst einmal Menschen; Men- 
schen mit ihren unterschiedlichen 
Bedürfnissen, Wünschen, Talenten, 
Träumen, Stärken und Schwächen. 
Zur Zeit um die hundert Erwachse- 
ne und an die dreißig Kinder. Sie al- 
le sind mehr oder weniger eng mit I 

der WESPE verwoben - wie weit, 
das bestimmt jedes Individuum 
selbst. Das ganze ist nämlich kein 
starrer Zustand, sondern ein dyna- 
mischer Prozeß, in dem jeder 
Mensch sich voll einbringen kann, 
ebenso wie er das Recht hat, sich 
zurückzunehmen, wenn ihm da- 
nach ist. 

Diese Menschen bilden mitsamt 
ihren Betrieben, Häusern, Initiati- 
ven, Wohngemeinschaften, Ar- 
beitsgruppen, Feten, politischen 

:i Aktionen, mit ihrem Streit und ihrer 
Euphorie, mit ihrem Alltag und ih- 
ren Utopien etwas, was neu ist in 
der jüngeren libertären Bewegung: 
eine soziale Realität. 

Diese Realität liegt jenseits von 
))bloßu politischen Gruppen, jen- 
seits von D bloßa selbstverwalteten 
Firmen, jenseits von ~bloßenu 
~ohn~roiekten.  Sie ist zunehmend 
in der Lage, Antworten, Angebote 
und Hilfestellung in den drei wichti- 
gen Bereichen ,Wirtschaft«, &- 
b- und ~Politika zu geben. So 
wird diesesoziale Realität für immer 
mehr Menschen langsam zu einer 
sozialen ~Heimata, in der der utopi- 
sche Anspruch nicht vor dem Be- 
trieb endet oder hinter der Haustür 
oder nach Versammlungsschluß in 
einer der üblichen Politgruppen. 

Durch das Zusammenwirken die- 
ser Menschen und ihrer Strukturen 
werden dann Projekte mdglich, die 

, eine einzelne Gruppe oder wenige 
'5 , Leute . .  allein nie _ .. . verwirklichen kbnn-*-, - . * <T.+-;.s:G- ,... ..- . .-T* .% ..-. 

ten. ' ' 
. - ...-. ,--.-.T..:-.-. 

All das zusammen ist die WESPE. 

D ieses soziale Gebilde funk- 
tioniert in allen Bereichen 

nach libertären Prinzipien: Gegen- 
seitige Hilfe, Selbstorganisation, 
Konsensentscheidungen, Vielfalt, 
praktische Cikologie, alternative 
Okonomie, Autonomie der Kollek- 
tive, Föderation von Gruppen und 
Menschen, Transparenz von Struk- 
turen und ~ntscheidungen, Raum 
für Individualität und Kollektivität, 

L Abbau von Hierarchie, Verände- 
rung der traditionellen Rollen von 
Frauen, Kindern und Männern. Das 
geht nicht immer ohne Wider- 
sprüche und Reibungen, aber es 
wird angepackt. 

Alles, was in der WESPE ge- 
schieht, hat eine Wirkung nach in- 
nen und auf lange Sicht natürlich 
auch nach außen - ein Prozeß, an 
dessen Ende letztlich eine libertäre 
Gesellschaft stehen soll. 

4 KONKRET:. 
DIE INITIATIVEN 

Die WESPE besteht aus Einzelper- 
sonen und Kollektiven. Bei den Kol- 
lektiven wiederum gibt es drei Kate- 
gorien: sogenannte Initiativen, 
selbstverwaltete Betriebe und 
Wohnqemeinschaften. Jedes Kol- 
lektiv ist autonom in der Entschei- 
dung aller Dinge, die seine eigene 
Organisation und seinen Alltag an- 
gehen: vom Lebensstil über Ar- 
beitszeiten, Finanzen, Produkte 
und Dienstleistungen, Aufnahme 
neuer Mitglieder bis hin zu Fragen 
von Privateigentum und Kollektivi- 
tät. ,Ob also ein Betrieb seinen Ein- 
heitslohn erhöht oder eine WG die 
Unterwäsche ))kollektiviert«, ent- 
scheidet nicht ndie WESPE((, son- 
dern die jeweilige Gruppe. 

+ K O N K R E T :  
D I E  BETRIEBE 

Zunächst einmal muß wohl mit ei- 
nem dummen Irrtum aufgeräumt 
werden: Die WESPE ist nicht etwa 
gegliedert in Menschen, die uPoli- 
tik« machen und andere Men- 
schen, die in den Betrieben ))Geld 
verdienen((. Grundidee ist vielmehr 
das sogenannte Doppelproiekt, 
demzufolge die Projekte, die Geld 
bringen, jene unterstützen, die 
Geld brauchen. Das sind dann in 
der Regel die Betriebe, die den In- 
itiativen helfen und nicht umge- 
kehrt. Das Geflecht der gegenseiti- 
gen Hilfe ist in der Praxis allerdings 
viel komplizierter, als das simple 
Schema eines »Doppelprojektsc(. 
Der Punkt ist aber, daß in den Be- 
trieben dieselben Leu te sitzen, die 
sich auch in den lnitiativen engagie- 
ren und umgekehrt. Auch die An- 
zahl von Betrieben und Initiativen 
hält sich ziemlich genau die Waage. 

Es gibt in der WESPE Leute, die in 
einem sel bstverwalteten WESPE- 
Betrieb arbeiten, in einer WESPE- 
WG leben und sich in drei lnitiativen 
engagieren, ebenso wie es solche 
gibt, die ein ))normales(( Arbeitsver- 
hältnis haben und vielleicht alleine 
oder in einer Kleinfamilie leben und 
in einer Initiative mitmachen. Man- 
che machen auch in keiner lnitiative 
mit, sondern beschränken ihr Enga- 
gement auf den Betrieb undloder 
die Wohnform. Zwischen den drei 
Bereichen Arbei tILebenlPoliti k sind 
alle Kombinationen denkbar, und 
jede von ihnen ist ein klassischer 
))Zugang« zu unserem Projekt. Alle 
Zugänge sind hierbei gleich legitim. 
Das Ideal ist, daß mit der Zeit allen 
Menschen alle drei Bereiche gleich 
wichtig werden. Jemand, dem es 
genügt, einen selbstverwalteten 
Arbeitsplatz zu haben, wirddeshalb 
aber nicht etwa scheel angesehen. 

Zur WESPE zu zählen ist keine 
Frage einer formalen »Mitglied- 
schaft((, sondern, sich irqendwo ak- 
tiv einzubringen. 
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I n der WESPE gibt es zur 
Zeit 14 Betriebe mit wachsender 

Tendenz; angefangen hat's vor vier 
Jahren mit ganzen vier Firmen. Der 
Schwerpunkt liegt auf Handwerk 
und Dienstleistung, gefolgt von 
Handel. Landwirtschaft fehlt auf- 
grund ungünstiger Standortfakto- 
ren leider immer noch. 

Konkret gibt es: 
- eine Möbel- und eine Bauschrei- 
n ~ i  (BAUM und HOLZWÖRK), 
- einen lnstallationsbetrieb (WIE- 
SE), der sich mit alternativen Ener- 
gien, Solaranlagen, Installation, 
Heizungsbau und Elektrik beschäf- 
tigt und dem eine ))Erfinderwerk- 

(DÜSENTRIEB) angegliedert 
ist, 
- einen Handel mit ökoloqischen 
Baustoffen und Bettsystemen (FIR- 
NIS), der auch eine N baubiologische 
Beratungsstellecc unterhält, 
- eine Buchhandlung (QUODLI- 
BET), 
- einen Bioladen (ABRAXAS), 
- eine Restaurationswerkstatt für 
Antiquitäten (FIRNIS) 
- einen Fahrradladen (PIRAD) 
- ein Umweltanalytisches Labor 
(LAUS), 
- ein Transportunternehmen für 
Bio-Lebensmittel (A&D) 
- eine An- und Verkaufsfirma für 
Elektronik und Perkussionsinstru- 
mente (IKKES SHOP) 
- ein Antiquitätenqeschäft (AN- 
TIKLADEN DEIDESHEIM), dem meh- 
rere Holzwerkstätten zuarbeiten, 
und 
- ein w g s -  und Werbeatelier 
(DIE LEllER). 

H ier verwischt sich die Grenze 
zwischen funktionierenden 

Betrieben und Ansätzen bzw. Ideen, 
aus denen vermutliche neue Betrie- 
be hervorgehen. Schon manches 
größere Kollektiv hat als Idee einer 
engagierten Einzelperson begon- 
nen, und unter den genannten Be- 
trieben befinden sich drei, die, 
streng genommen, (noch) 1 -Perso- 
nen-Firmen sind. 

In näherer Zukunft werden sich 
wirtschaftliche Bereiche voraus- 
sichtlich in der Gastronomie erge- 
ben, wo schon jetzt das Küchenkol- 
lektiv für einen täglichen Kantinen- 
betrieb sorgt, der vor allem von Be- 
legschaften genutzt wird. Eine 
Druckerei ist ist ebenso angepeilt 
wie ein Tagungshaus, Betriebsbera- 
tung und natürlich Landwirtschaft. 
Für alle diese Bereiche werden noch 

oder zweimal im Jahr stattfinden 
kann, sei es, um anstehende Proble- 
me zu lösen oder weitere Perspekti- 
ven zu entwickeln. 

Die meisten Betriebe haben ei- 
nen Einheitslohn, zu dem soziale 
Zuschläge hinzukommen. Bei des- 
sen relativ geringer Höhe, der inner- 
halb der WESPE etwas schwankt, 
müssen die Einsparungen berück- 
sichtigt werden, die durch die An- 
sätze zu einer solidarischen Ökono- 
mie bereits heute in WESPE existie- 
ren. Dem Anspruch, eine kinderge- 
rechte Umwelt zu fördern und etwa 
traditionelle »Hausfrauenarbeit« 
als gleichwertig anzuerkennen, 
entspricht die Regelung fast aller 
Betriebe, einen freien ))Kindertag(( 
bei vollem Lohnausgleich anzubie- 
ten. So gibt es in der WESPE in wei- 
ten Bereichen eine Vier-Tage-Wo- 
che für Mütter und Väter gleicher- 
maßen. 

Die beliebteste Rechtsform ist die 
GmbH, es gibt aber auch die OHG 
und die G@ i n  die recht aufwen- 
dige Form einer Genossenschaft 
hat sich bis heute - trotz aller Sym- 
pathie - noch niemand getraut. 

zrtsnrirrrlerrfnssel~: 
t Selbstbestiirirrrtes 
Arbeiter1 rrrit irrogliclrst 

t Merrsclrerrwiirdiges 
Arrskorrrrrrerr rrrit eirienr 
siclrereri Eirrkonrnrerr 
t Arbeit, die 
Sya! rrrnclrt * Sirirrvolle Prodrrkte 
oder Dierrstleistririgtrr 
t Ökologiscli ver- 
trrigliclr y rodrtzieretl, 
Irnrrdelrr rrrrd beispiel; 
geberrd zuirkerr. * Trnirspnrerrz nller 
Betriebsbereiclre * Arbeitsy litze, die 
Miittenr rrird Vitenr Zeit 
/iir ihre Kiirder lnsserr 
irnd irisbesorrdere Frnirerr 
iiberlinript ein Benrfs- 
ltbtrr enrrögliclrerr 
t Mogliclrkeit des 
I,Vececlrsels der Frtrrk- 
tiorrerr in1 Betrieb * CIinirce zirrir 
Beni/siueclrsel bei 
Iirferesseiiszunirdel 
Nicht iirrrrier zuerden 
alle diese Ziele erreiclrt, 
nber es gibt sclrorr eirre 
gnrrze Reilre vorr 
Erfolgcir nrtf diesetri 
Scktor. 

+ K O N K R E T :  
D I E  S T R U K T U R  

WESPE versteht sich als ein N-von 
Menschen und Gruppen. DieseVer- 
netzung ist lokal; überregional un- 
terstützt WESPE das Proiekt A, das 
auf eine internationale Verknüp- 
fung ähnlicher Projekte abzielt. 

Ein solches lokales Netz braucht 
natürlich Strukturen. 

Alle Strukturen, die es heute in 
der WESPE gibt, wandeln sich in ih- 
ren Details und Feinheiten ständig. 
Die wenigsten von ihnen standen 
von Anfang an fest; Vieles wurde 
erst durch Erfahrung gelernt, aus- 
probiert, eingeführt und ständig 
verbessert. Ihnen allen gemein ist, 
daß sie nach den bereits genannten 
libertären Grundmustern funktio- 
nieren, die auch in den &eben, 
Initiativen und WGs greifen. Eine 
Teilnahme an solchen Strukturen ist' 
freiwillig und die dort anfallende 
Arbeit in der Regel unbezahlt. 

Ein monatliches Plenum auf dem 
bkohof stellt die Verbindung und 
Transparenz des Gesamtprojekts 
her. Das Plenum ist nicht öffentlich 
und erörtert überwiegend Sach- 
fragen und aktuelle Probleme, die 
geklärt werden müssen. Am An- 
fang steht stets der Punkt ))Berichte 
aus dem Gruppena. Da der Ple- 
nums-Sonntag mit einem ausgiebi- 
gen (öffentlichen) Frühstücksbüf- 
fett beginnt, ist das privat-inoffiziel- 
le Kommunikationsbedürfnis schon 
zum Teil befriedigt. 
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Weil bei einer 

Gruppe dieser Größe immer sehr 
viele Themen anstehen, kommt die 
inhaltlich-politische Diskussion hier 
oft zu kurz. Aus diesem Grunde fin- 
det am Abend desselben Tages ein 
sogenannter apolitischer Dämmer- 
schoppen~ statt, jeweils in einer an- 
deren WG oder Wohnung. Hier 
werden in (meist) zwangloser At- 
mosphäre Themen besprochen, die 
häufig schon vor her bekanntgege 
ben werden. Eigentlicher Ort der 
Entscheidung aber bleibt, vor allem 
bei kontroversen Fragen, das Ple- 
num. 

An einem Plenum nehmen nor- 
malerweise 115 - 113 der WESPE- 
Leute Teil, wobei darauf geachtet 
wird, daß auf Dauer keine Gruppe 
oder kein Sektor der WESPE fehlt. 
Obwohl es keinen entsprechenden 
formellen Beschluß gibt und eine 
Abstimmung theoretisch möglich 
wäre, ist bisher immer ein Konsens 
anqestrebt und auch erreicht wor- 
deR. Angesichts der Tendenz von 
Konsensentscheidungen, konser- 
vativ, langsam und nivellierend zu 
wirken, haben wir in letzter Zeit 
nach Verbesserungen gesucht, wie 
die Konsensfindung ehrlicher und 
der Diskussionsstil angenehmer 
werden kann. 

ei der Größe eines solchen 
Projekts wäre ein Plenum 

hoffnungslos überfordert, wollte es 
sich mit allen Problemen, die 100 
Leute und zwei Dutzend Gruppen 
in einem Monat haben, bef~ssen. 
Das Plenum wäre dann nur noch Iä- 
stig, unattraktiv und funktionsunfä- 
hig. Selbstverwaltung soll aber 
auch Spaß machen und keine bloße 
~flichtübunq sein! 

In der WESPE ist Selbstverwal- 
tung ein durchgängiges Prinzip. 
Das führt dazu, da0 das Meiste vor, 
dem, was die einzelnen Gruppen 
betrifft, bereits in den Plenen oder 
))Räten(( von Betrieben, Initiativen, 
WGs oder Nutzerlnnen behandelt 
und-auch erledigt wird. Ins WESPE- 
Plenum gelangen dann in der Regel 
nur noch Themen, die für uns alle 
relevant sind. Hier sind Verantwor- 
tung und Einfühlungsvermögen ei- 
ner jeden Gruppe gefragt: Was sind 
sensible Themen, die das Interesse 
der Gesamtheit verdienen, und was' 
kann in eigener Verantwortung 
entschieden werden? Dieser Prozeß 
setzt auf der anderen Seite ein ge- 
wisses Grundvertrauen und ein ge- 
sundes Maß an Praqmatismus bei 
allen Beteiligten voraus. Jemand, 
der meint, in der Selbstverwaltung 
müsse aus Prinzip jede Schraube 
kollektiv ausdiskutiert werden, wird 
in der WESPE mit Sicherheit nicht 
glücklich. 

Voraussetzung für dieses Ver- 
trauen ist- neben persönlichem Re- 
spekt der Menschen untereinander 
- natürl'ich Transparenz. Um diese 
Transparenz herzustellen, gibt es 
zwischen Gruppen und Plenum die 
Ebene der Gremien, die sich auf be- 
stimmte Gebiete spezialisiert ha- 
ben. Auch diese Gremien sind keine 
informellen Machthierarchien, son- 
dern Kollektive, die in wesentlichen 
Dingen letztlich nicht entscheiden, 
sondern gemeinsame Entscheidun- 
gen vorbereiten, indem sie sach- 
gerechte Vorarbeit leisten, für KIä- 
rung sorgen und Alternativen aus- 
arbeiten. In diesen Grerriien gibt es 
einen gesunden Wechsel von Leu- 
ten, die sich z.T. dort ihr Wissen in 
der Praxis aneignen und sich später 
anderen Bereichen widmen. 

Gremien oder Initiativgruppen 
beschäftigen sich mit Bereichen wie 
Finanzen, Verwalturrg, interne 
Transparenz, bautechnische Proble- 
me, Rechtsfragen, Offentlichkeits- 
arbeit, Wohnungssituation, Öko- 
hof, Schlichtung von Streitfällen 
oder gegenseitiger Wirtschaftshil- 
fe. Manche dieser Gremien tagen 
ständig und sehr intensiv, andere 
werden nur bei Bedarf aktiviert; na- 
türlich gibt es auch fließende Über- 
gänge zu manchen Initiativen, 
Nutzerlnnen-Räten oder anderen 
Gruppen. 

Interessant hierbei ist, daß ein 
solch großes Projekt keinen bezahl- 
ten »Managerc kennt, ebensowe- 
nig, wie es bei Streitfällen ein bür- 
gerliches Gericht bemühen muß. 
Auch auf finanziellem Gebiet gibt 
es, gerade auch durch das Zusam- 
menspiel mit dem bundewseiten 
Projekt A, Fortschritte: So können 
heute bereits zunehmend intern Fi- 
nanzhilfen aus einer gemeinsamen 
Kasse geleistet werden. Das Gre- 
mium »RGWu zum Beispiel, unser 
 rat für Gemeinsames Wirtschaf- 
t en~ ,  konnte schon so manchem 
Betrieb unbürokratisch aus der 
Klemme helfen oder eine Sanierung 
mit kostenlosem fachlichem Rat be- 
gleiten. Die Arbeit des RGW soll sich 
aber nicht in der ))Alltagsbewälti- 
gungcc erschöpfen, sondern auch 
Diskussionen über Modelle einer li- 
bertären Solidarwirtschaft voran- 
treiben. Natürlich geht es dabei 
auch um die Frage, was wir von die- 
ser ~iutopieu schon jetzt und in na- 
her Zukunft innerhalb der WESPE 
verwirklichen können. Ebenso muß 
sich zum Beispiel das »Verwal- 
tunqskollektivcc nicht nur mit der 
bürokratischen Routine des Ver- 
eins, sondern auch mit Fragen wie 
car-sharing, sozialem Mietaus- 
gleich, WG-Definition oder Strate- 
gien gegenüber Stadt, Baubehörde 
und Ämtern befassen. 

Schließlich gibt es noch den 
qroßen Ratschlaq~, eine Art Klau- 
surtreffen, das 1-2 mal pro Jahr 
auswärts stattfindet und dazu die- 
nen soll, kritischen Rückblick zu hal- 
ten und ein Brainstorming für die 
mittlere Zukunft zu ermöglichen. 

Blick irt die Brcltltn~idlirfrg )»Qirodlibeta 
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D ie besten Strukturen aber 
nützen nichts, wenn sie vom 

Alltagsleben abgehoben sind. Die 
strikte Freiwilligkeit ist ein Indikator 
dafür, wieweit unsere Strukturen 
unseren Bedürfnissen entsprechen 
oder nicht. Wenn zum Beispiel nie- 
mand mehr aufs Plenum kommt, 
dann stimmt mit dem Plenum et- 
was nicht oder mit unserem Grup- 
pengefühl oder die Überlastung 
wird zu groß. Eine ~Anwesenheits- 
pflichtc würde keines dieser Proble- 
me lösen. Also müssen entweder 
die Formen an unsere Bedürfnisse 
angepaßt, die Probleme angegan- 
gen oder die Rahmenbedingungen 
attraktiver gestaltet werden. So 
wurde bisher mit Erfolg verfahren, 
und genau so wurden Einrichtun- 
gen wie das Frühstücksbüffett, der 
Dämmerschoppen, der große Rat- 
schlag, viele Gremien oder die 
Stichpunkte ))erfunden*. Es ist bei 
alleii Problemen nicht zu leugnen, 
daß diese dezentralen, libertären 
Strukturen in unserem Alltag funk- 
tionieren. 

Bei all diesen »offiziellenc Struk- 
turen darf nicht vergessen werden, 
daß zum Leben eines sozialen Ge- 
bildes die ninoffiziellencc Strukturen 
wohl genauso wichtig sind. Ihre Be- 
deutung wird leicht unterschätzt, 
vielleicht, weil sie so wenig faßbar 
und benennbar sind. Da gibt es 
Gruppen und Kliquen, Feten und 
Treffen, Besuche und Freundschaf- 
ten, spontane Aktionen und Ses- 
sions, Grillfeste und Trinkgelage, 
Veranstaltungen und Einladungen 
zum Essen, Spaziergänge, Ausflüge 
und gemeinsamen Urlaub. Es gibt 
bestimmt WESPE-Menschen, die 
noch nie auf einem Plenum waren 
und trotzdem nicht marginalisiert 

- sind. Ein Gespräch in der Kantine, 
eine Plauderei in der Kneipe, ein 
Streitgespräch am Rande eines 
Festes kann ebenso informativ sein 
wie die Lektüre eines Protokolls 
oder die Debatte auf einem Ple- 
num. 

Besucherlnnengruppe auf dem Ökoliof 

T rotz alledem gibt es in der 
WESPE Peripherien und ver- 

schiedene ,Zentren*. Das heißt, 
daß manche Sektoren besser infor- 
miert und eingebunden sind, alsan- 
dere. So sind zum Beispiel die Men- 
schen, die täglich auf dem Okohof 
verkehren, näher am Puls des Ge- 
schehens, als etwa diejenigen, die 
45 km entfernt im südlichsten Pro- 
jekt der WESPE wohnen. Damit sol- 
che und ähnliche Ungleichgewichte 
auf Dauer nicht zur Isolierung oder. 
zu versteckten Wissenshierarchien 
führen, gibt es eine ganze Reihe 
weiterer Maßnahmen zur Transpa- 
renz. 

Da sind zunächst einmal die PB 
tokolle, die mit beachtenswerter 
Disziplin lückenlos geschrieben und 
verteilt werden. Sie sind, ebenso 
wie alle anderen Dokumente des 
Projekts, verständlich geordnet und 
übersichtlich im Büro für jede inter- 
essierte WESPE einsehbar. Natürlich 
gibt es in den Firmen; WGs, Grup- 
pen und im Okohof Aushangtafeln 
und Mitteilungswände, und in der 
Kantine steht ein großer Verteiler- 
Schrank, in dem jede Gruppe ihr 
Fach hat und in das jede(r) Infos ein- 
leqen kann. 

+ D I E  F R A G E  D E S  
B E S U C H S  

Interesse und Neugier zu wecken ist 
- genauso, wie die Vermittlung von 
Informationen und VerstetppF ei- 
nes der Anliegen dieses f$vie?s. bn- 
ser Anliegen ist es indes nicht, daß 
möglichst viele Menschen jetzt 
nach Neustadt zur WESPE ziehen. 
Im Gegenteil: unser Projekt macht 
nur Sinn, wenn andernorts ähnliche 
Projekte entstehen, bestehende 
sich anschließen und wir in abseh- 
barer Zukunft ein ganzes Projekt-A- 
Netz aus Gruppen, Menschen, Pro- 
jekten und Initiativen knüpfen kön- 
nen. 

Trotzdem werden viele Lust be- 
kommen haben, uns zu besuchen. 
Sei es, um sich zu informieren, sei 
es, um uns auf den Zahn zu fühlen, 
sei es, um Anregungen für ein eige- 
nes Projekt zu sammeln. 

Darüber freuen wir uns im Prin- 
zip. Nun hat aber unser Projekt ei- 
nen derartigen Ansturm ausgelöst, 
daß es für uns zeitweise zu einem 
ernsten Problem wurde. Wir haben 
das unter dem Abschnitt »Proble- 
me* nur deshalb nicht erwähnt, um 
es an das Ende dieser Schrift zu set- 
zen, damit ihr es auch nicht ver- 
geßt! 

Seit einiger Zeit haben wir eine 
~esucherlnnenre~elunq einge- 
führt, die zur Zufriedenheit aller 
funktioniert und Euren Bedürfnis- 
sen ebenso gerecht wird wie unse- 
ren. 

Wenn ihr also kommen wollt, 
kommt nicht unangemeldet! Gebt 
uns eine Nachricht, und ihr be- 
kommt eine Antwort, in der alles 
weitere drinsteht. 

WESPE e.V. 
Friedrichstr. 36 
6730 NeustadtIWeinstr. 
Te1 (06321) 35129 
Fax (06321) 34701. 
 MO^ aes~ihi" b;tte'äitiik/cie RJ 
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E i n  P r o j e k t  a u s  d e r  Jugendumwel tbewegung:  
Anders  l e b e n  - a n d e r s  a r b e i t e n  I n  V e r d e n  

Seit Mai 1993 entwickelt sich in VerdenIAller ein Projekt anderen Lebens und Arbeitens. Wir stehen noch 
ganz am Anfang! Alles ist im FIuß! Dieser Artikel stellt dar, was bisher passiert ist und was wir in nächster 
Zeit vorhaben. Dabei kann er lediglich einen Überblick über den derzeitigen Stand (Juni 1994) geben. Da 
wir 11 direkt Beteiligten elf verschiedene Vorstellungen davon haben, was das Projekt eigentlich ist, soll 
und werden könnte, ist dieses Info als Einladung zum persönlichen Nachfragen, Besuchen, ... zu verste- 
hen! 

Die Projektidee 

"Langsam wächst in Verden ein Netz von politischen 
htiativen, selbstverwalteten Betrieben und verschiedenen 
Wohnformen. Okologisches, selbstbestimmtes Leben und 
Arbeiten wird in Verden zu einem selbstverständlichen 
Teil des Stadtbildes. Durch ein Netz autonomer Teile be- 
wahren wir unsere Buntheit und gewinnen an Kraft. So 
wollen wir mit Freude gegen Resignation, Korrumpierung 
und Isolation ankommen und gleichzeitig politischen Ein- 
fluß in der Kleinstadt gewinnen. " 

Die verbindliche Vernetzung eigenständiger selbstver- 
walteter Betriebe, verschiedener Lebensformen (WGs, 
Kleinfamilien, Einzelpersonen, Kommunen) und politi- 
scher, kultureller Initiativen zu einem Gesarntprojekt ver- 
sucht aus den bisherigen Erfahrungen alternativer Öko- 
nomie zu lernen. Ein solches Netzwerk eröffnet vielerlei 
Möglichkeiten: 
- Innerhalb des Projekts bildet sich ein eigener ökonomi- 

scher Markt. Da viel untereinander gehandelt und ge- 
tauscht wird, muß weniger in Konkurrenz zu anderen 
Betrieben im kapitalistischen Konkurrenz-Markt ver- 
kauft werden. Der ökonomische Druck auf den einzel- 
nen Betrieb wird verringert. 

- Isolation einzelner alternativer Projekte kann vermieden 
werden. Dadurch daß ein Netz verschiedener kleiner 
Projekte in einer Kleinstadt verteilt ist, wird Insel-Da- 
sein unwahrscheinlich. Es ergeben sich viel mehr all- 
tägliche Kontakte zu NachbarImen, Kundinnen oder 
Bekannten als bei einem auf einem Gelände zentralisier- 
ten Projekt (~kodorf,  Großkommune 0.ä.). Gerade in 
einer Kleinstadt wird ein solches Netz von Kleinprojek- 
ten kaum zu übersehen sein. 

sen zu müssen. Und natürlich: Das aufregende Zusam- 
menleben mit vielen verschiedenen Menschen mit inter- 
essanten Ideen, Plänen und Projekten! 
Dies sind alles nur Ideen! Wir sind erst ganz am Anfang 

und wollen das Projekt langsam wachsen lassen. W&- 
rend dieses Prozesses wird immer mehr möglich und 
verwirltlichbar.. . 

Der Ort: Zusammenleben, Selbstversorgung 
und Lernen 

Verden ist eine Kleinstadt mit gut 25.000 EinwohnerIn- 
nen 40km südöstlich von Bremen. Der Allerstrom be- 
grenzt Verden nachWesten hui. Das Städtchen wird ge- 
prägt durch den alten Dom, viele alte Hauser, einen Tier- 
futtermittelhersteller und natürlich durch Pferde. Verden 
hat Interregio-Anschluß nach Bremen und Hannover. Alle 
halbe Stunde fahrt ein Zug nach Bremen. 

In Scharnhorst, vier Kilometer außerhalb Verdens, ha- 
ben wir zu neunt einen Hof angemietet. Außerdem leben 
Jens und Cordula in einer anderen WG in der Stadt. Ab 
September 1994 wird es mindestens eine neue WG geben. 
In Scharnhorst wird nach vielen Wechselbädern von Ge- 
fbhlen mit zwei Benigsgruppen in unterschiedlichen Kü- 
chen und Gemeinschaftsräumen experimentiert. Wie es 
klappt und weitergeht, bleibt spannend und offen. 

In der Schamhorster Gruppe dreht sich viel um Selbst- 
versorgung und Umbau im Haus. Drei Mutterziegen ver- 
sorgen uns mit Milch, Quark und Käse. Sieben kleine 
Ziegen versorgen uns mit Arbeit. Auch ein Hahn und ein 
Huhn gackern herum. Ein Stück Gemüsegarten ist ange- 
legt. 

Da wir alle (hoffentlich ewig) viel lernen wollen, ist dies 
ein Kernpunkt unseres Projekts. Die meisten von uns stu- 

- Viele ehemals selbstverwaltete Betriebe sind heute Che- dieren in Bremen oder gehen zur Schule. Die Uni in Bre- 
fIn-Betriebe und haben den größten Teil ihrer politi- men bietet fur uns mit ihrem noch vorhandenen Projekt- 
schen Ideale verloren. Diesen Prozeß der Anpassung Studium im Vergleich zu anderen Unis recht gute Mög- 
wollen wir durch die Vernetzung untereinander vermei- lichkeiten zum Lernen. &ich ist es mit der selbstver- 
den. Dauernder Kontakt zu Leuten mit ahnlichen Ideen walteten Schule in Bremen, wo eine von uns Abitur 
und Problemen hilft, kreative bsungen bei Schwierig- macht. Eigentlich wollen wir vor allem voneinander ler- 
keiten zu finden, statt die eigenen Ideale aufzugeben. nen. Zur Zeit beschrdnkt sich dies auf einen wöchentli- 

- Gegenseitige Hilfe bei der Gründung von neuen Betrie- chen Lernabend mit wechselnden Themen. Auch durch 
ben und Aufbringen von Kapital. Denkbar wäre, Pro- das Leben lernen wir voneinander: melken, käsen, Garten, 
jekte mit Verlust über einen Ausgleichsfonds zu unter- Persönliches, . . . 
stutzen, der durch Gewinne der anderen Initiativen ge- 
füllt wird. 

bkonomie: Geld verdienen 

- Das Leben in wohn- und Arbeitsfomen Mittelhstig wollen wir alle mit ökologischen, selbstbe- 
ermöglicht den Wechsel Mnschen Berufen, Wohngmp- stimmten Aktivitäten unser Geld verdienen. Dazu bauen 
pen und Lebensweisen, ohne gleich das Projekt verlas- wir parallel zu Studium und Ausbildung Arbeits-Bereiche 
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auf Wir verdienen Geld durch Seminare und Schulungen, In der Umweltwerkstatt können junge Leute Praktikum 
die wir veranstalten oder zu denen wir als ReferentInnen 
kommen. Miriam arbeitet im selbstverwalteten Bioladen 
mit. MarKuss jongliert und clowneriert auf Anfrage und 
auf der Straße. Tiiman spielt Theater auf einer Bremer 
Buhne. Jens betreut den Anders-Leben-Büchertisch & - 
versand. Cordula kocht auf Seminaren. 

Aber zum Leben reicht das in der Regel noch nicht. Zur 
Zeit leben die meisten noch vom Geld f i r  die Berufs- 

und Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ) machen. 
Durch den Abzug der englischen Soldaten ist in Verden 

viel Wohnraum frei geworden. In der Innenstadt liegt eine 
große alte Kaserne. Angespornt von Leuten, die einen 
selbstverwalteten biologischen Baumarkt eröfhen wollen, 
überlegen wir, ein großes Gebäude gemeinsam zu kaufen. 
Dort wäre dann vieles möglich: Baumarkt, Kneipe, Woh- 
nungen direkt am Bahnhof, Platz für Initiativen und Kul- 

ausbildung. Diese Emnahmen geben uns Zeit, ökono- tur, .. . 
rnisch-tragfahge Betriebe aufzubauen. Mit dem 
"Gemüseabo" hat Heinz Jürgen unseren ersten Betrieb Probleme 

gegründet. Gut 60 Verdener Haushalte nutzen zur Zeit Natürlich lassen sich komplizierte Zusammenhhge ge- 
das Angebot, regelmaßig Bio-Gemüse der Saison ans rade im Zusammenleben her  nicht kurz darstellen. Aber 
Haus geliefert zu bekommen. Das Gemüse stammt offensichtlich ist z.B. unser extrem männerlastiges Ge- 
überwiegend von Höfen aus der Region. schlechterverhältnis, das sich nur langsam bessert. Leider 

Politik in der Verdener Umweltwerkstatt findet, seit wir hier zusammenleben, wenig Auseinander- 
setzung um die weiteren Ziele und Entwicklungen des 

In der Verdener Innenstadt haben wir vier Räume ange- Projekts statt. 
mietet. Dort bauen Jens, Günter, Cordula und Sven der- Wir haben in Verden so viele Lücken entdeckt, aber 
zeit die Verdener Umwelt- - - -- sind zu wenige, um Ideen wie 
werkstatt auf. Wir wollen einen ökologischen Mit- 
offene Möglichkeiten zum tagstisch, Umweltschutzpa- 
Aktivwerden schaffen: piervertrieb, Kneipe, Cars- 
Layout-Werkstatt, Informa- h a ~ g ,  . . . zu verwirklichen. 
tionen, Telefon, Bibliothek, 
Ubemachtungsgelegenheit, Woher wir kommen 

I 

Küche, Trefiaum, Prakti- Das Projekt hat sich aus 
kums- und Zivistellen. Einige der Großraumkommu- 
Projekte laufen bereits: ne/Jugendnetz anders leben 
- Von her aus organisieren entwickelt (siehe nächster 

wir Bildungsarbeit im Artikel). Seit Mai 1992 hat 
Rahmen der Bildungs- sich aus der "Perspektiven- 
gruppe fur Okologie und Gruppe" das Verdener Pro- 
Selbstbestimmung. The- jekt entwickelt. Einige von 
men sind Moderation von uns haben sich über die Ju- 
Gruppen, Rhetorik, Offent- gendumweltbewegung ken- 
lichkeit und Medien, an- nengelernt . 
ders leben - anders arbeiten, Moderatorlnnenschulun- 
gen, Konsensfindung, . . . 

Besuche I Mitleben auf Zeit I Praktikum I FÖJ I 
etwas eigenes Aufbauen 

- Vollwertkost f i r  größere Gruppen und Seminare dazu 
gibt's bei der Kochkiste Wer sich f i r  unser Projekt interessiert, kann uns gerne 

- ÖkofihrerSchein-seminare in der Region Verden und besuchen. Ruf bitte vorher in der Umweltwerkstatt an. 

bundesweite Koordination des Projekts Bei einem ersten Besuch können wir uns kennenlernen 

- ~ ü ~ h ~ ~ i ~ ~ h  und ~ ~ ~ ~ r i ~ l ~ ~ ~ ~ ~ d  des Netzwerks anders und sich alles weitere ergeben lassen. Besonders span- 

leben nend finden wir, wenn eigenständige Gruppen oder Leute 

In Zukunft haben wir vor: mit eigenen Ideen und Lebensart hierherkommen. So 
könnte ein gemeinsames Netz von unterschiedlichen - Kampagne zur FÖrdemg des ökologischen Landbaus W G ~ ,  ~ ~ t r i ~ b ~ ~ ,  initiativen wachsm, die sich gegenseitig 

- Ei~ch tung  eines "Infoladens" in Verden unterstützen. 
- Ausbau der Umweltwerkstatt Kontakt: Verdener Umweltwerkstatt, Herrlichkeit 1, 
- Aufbau von Jugendumweltgru~~en in der Region Ver- 2 7283 Verden/Aller, Tel. 04231/81046 0. 48 

den 
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J i g e i d r e t z  a n d e r s  l e b e n  

Im Jugendnetz anders leben haben sich bisher 200 junge Leute zusammengetan, die mit den vorge- 
zeichneten Bahnen nicht zufrieden sind, sondern vom Umstieg träumen. Kommune, Ökodorf, selbstver- 
waltete Betriebe interessieren uns. Umweltzerstörung und Ausbeutung der Dritten Welt lassen sich mit in- 
konsequenten Schritten nicht aufhalten. Das Vorleben von Alternativen lind neuen menschlichen Um- 
gangsformen ist notwendig. Wie unsere Ideen 'konkret zu verwirklichen sind, darüber sind wir uns noch 
lange nicht im klaren. Wir wollen nicht nur eine Patent-Lösung dafür finden, also etwa alle in ein Dorf zie- 
hen, sondern viele verschiedene Projekte angehen. 

Leider können die meisten Jugendlichen kaum 
aussteigen. Schule, Zivildienst, Ausbildung oder das 
Studium binden sie. Während dieser Zeit werden fast alle 
zu dem SchluJ3 kommen, da .  Formen anderen Lebens und 
Arbeitens doch nur spinnerte Jugendträume sind. Das soll 
uns im Jugendnetz nicht passieren, und zwar durch: 
- Ausprobieren von anders leben jetzt schon, und zwar 

auf eigenen Lagern, Seminaren und Treffen; 
- Bildung von kleineren Gruppen mit spezielleren Interes- 

sen, z.B. Bildungsarbeit, Neues Miteinander, Indianer; 
- Außergewöhnliche Veranstaltungen wie "anders leben - 

anders arbeiten", Pfingstlager, lugendnetz-Gesamttref- 
fkn, "Kommune leben", Zukunftswerkstätten 

- Besuch bestehender Projekte und die Weitergabe von 
Eindriicken untereinander; 

- Weitertragen unsere Ideen, z.B. auf Treffen bei großen 
Veranstaltungen, Aktionen, durch unseren Materialver- 
sand und Bücherlisch. 
Im Jugendnetz anders leben merken wir, daß wir mit 

unseren Ideen und Träumen nicht alleine sind und sie 
verwirklichbar sind! Alle Aktivitäten veröffentlichen wir 
in einem Ca. zweimonatlich erscheinenden Rundbrief. Das 
Kontaktinfo des Jugendnetz anders leben erhaltet Ihr ge- 
gen 5 DM in Brieharken bei: 

Verdener Urnweltwerkstatt, Herrlichkeit 1, 2 7283 Ver- 
den/Aller, Tel. 04231/81046 0. 48 

- Allmalicher Aufbau von und Einsteigen in Projekte ge- 
meinsamen Lebens und Arbeitens; 
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ANARCHIST ISCHE WIRTSCHAFT 

U t o p i e ,  T h e o r i e  o d e r  I l l u s i o n ?  
I 

Wenn es um umfassendere Vorstellungen einer zukünftigen selbstverwalteten Gesellschaft geht, spielen 
anarchistische Vorstellungen häufig eine wichtige Rolle. Wie diese aussehen und ob anarchistische 
Stnikturen tatsächlich die beste (Un-)Ordnung für selbstverwaltete Betriebe darstellen, darum soll es in 
den folgenden beiden Beiträgen gehen. Der erste stellt die Grundideen einer anarchistischen Wirtschaft 
dar, der zweite kritisiert die anarchistischen Vorstellungen und befürwortet den Markt als Ordnungsprinzip 
für selbstverwaltete Betriebe. Trotz dieser Pro-Contra-Gegenüberstellung geht es weniger um eine Dis- 
kussion - dazu verfolgen die beiden Texte zu unterschiedliche Ziele - als um eine Darstellung der unter- 
schiedlichen Herangehens- und Sichtweisen. 

Anarchistische W i r t s c h a f t  

Den Anfang machen Auszüge aus dem Kapitel "Eine andere Ökonomie" des neuen Buches von Horst 
Stowasser (Arbeitstitel "Was ist eigentliche Anarchie?"), das voraussichtlich zur Frankfurter Buchmesse 
1994 erscheinen wird. Der Autor, der als Schriftsetzer und freier Schriftsteller in der WESPE lebt (siehe 
Projektvorstellung S. 28ff) hat das Kapitel auf dem "Alternative Ökonomieu-Seminar des AK Wirtschaft 
vorgestellt und mit uns diskutiert. Wir danken ihm sowie dem Eichbom-Verlag für die Erlaubnis des aus- 
zugsweisen Vorabdruckes. Anmerkungen haben wir weggelassen der Übersicht halber eigenwillig 
Zwischenu berschriften eingeführt. 

Wir sehen an Marx, daß die richtige Kntk kein Garant 
dafir ist, auch die richtige Alternative zu finden. Für eine 
andere Gesellschaft aber brauchen wir eine andere Öko- 
nomie. 

Wie sieht die Vorstellung der Anarchisten aus? 

Dezentrale Bedürfnisprodu ktion 

Anarchistische Wirtschaft beruht auf einer dezentralen 
Bedürfiisproduktion . Was heißt das? 

Zunächst mal, daß Produzenten und Konsumenten sel- 
ber bestimmen, was sie produzieren und wie sie die Pro- 
dukte verteilen. In staatlich-kapitalistischen Strukturen 
wäre das ein Unding - in dezentral-anarchistischen 
Strukturen bietet es sich geradezu an. Dort ist, wie wir 
wissen, die Gesellschaft ohnehin dezentral organisiert, 
dort sind Produzenten und Konsumenten größtenteils 
identisch und dort bestehen gunstige Voraussetzungen fiir 
ein selbstbewußtes und verantworhingsvolles Umgehen 
mit Ressourcen, Arbeitsprozessen und der Auswahl des- 
sen, was wirklich gebraucht wird. Da in einer anarchi- 
schen Gesellschaft die Arbeiter gleichzeitig auch Besitzer 
h e r  Produktionsmittel sind, könnte zum Beispiel die 
Belegschaft eines Konzerns wie Daimler-Benz darange- 
hen, die Produktionskraft dieses Giganten »umzubauen«. 
Etwa fb ökologisch verträgliche Verkehrssysteme, alter- 
native Energien, sanfte Technologie. Dort, wo benzuifres- 
sende Nobelkarossen, Panzermotoren, Rautnfhhrttechmk 
oder Kampfflugzeuge gebaut werden, kann man ja auch 
andere Dinge herstellen. Es waren niemals die Arbeiter, 
die entschieden haben, was bei Dader-Benz hergestellt 
wird, sondern der Konzern. Und der richtet sich hierbei 
nach dem Profit. Und Automobil- und Rüshingstechno- 
logie versprachen nunmal hohe Profite. Der einzelne Ar- 
beiter dort baut Autos oder Panzer nicht unbehgt  aus 
innerer iiberzeugung, sondern weil er einen Arbeitsplatz 

braucht, um Geld zu verdienen. Was er produziert, be- 
kommt er gesagt. In einer Gesellschaft, die in allen Berei- 
chen auf freier, bewußter Entscheidung aufbaut, dürften 
gute Chancen bestehen, daß auch im wirtschaftlichen 
Bereich die Produzenten andere Entscheidungen treffen, 
als heute die Konzerne. Das gleiche gilt natürlich für 
Landwirtschaft, Konsurnguter und Dienstleistungen. 
Auch hier bestimmen die Konsumenten/Produzenten über 
das, was sie brauchen und folglich herstellen. Genau be- 
trachtet, ist erst in dieser Bedür~isproduktion das ver- 
wirklicht, was der Liberalismus falschlichenveise f i r  sich 
in Anspruch nimmt - daß sich namlich »der Markt« frei 
entfaltet und gemäß den tatsächlichen Bedürfhssen der 
Verbraucher produziert. 

Da eine solche Gesellschaft, wie wir gesehen haben, de- 
zentral-vernetzt wäre, würden viele Waren, Produkte und 
Lebensmittel in der naeren Umgebeung erzeugt und ver- 
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braucht. Das erspart ganz erhebliche Transport- Lager- 
und Logistkkosten. Es reduziert den ökologischen Wahn- 
sinn, daß viele Produkte aus reinen Grunden eines Hän- 
delsgewinns um die ganze Erde hui- und hertransportiert 
werden. Gleiches gilt für die Weiterverarabeitung von 
Rohstoffen, die sich heute - ebenfalls aus Gründen des 
Profits - die reichen Industrieländer als Monopol gesi- 
chert haben. Auch diese Veredelung könnte dezentral an 
den Orten erfolgen, wo die Rohstoffe vorkommen. Import 
und Export wären dann nur noch für Produkte nötig, die 
etwa nur in bestimmten Klimazonen gedeihen oder an 
bestimmten Plätzen hergestellt werden können. Daher 
dezentrale Bedürfhisproduktion . 

Man kann davon ausgehen, daß in einer solchen Wirt- 
schaft am Ende nur noch das hergestellt wird, was alle 
Menschen der Erde zum Leben brauchen. Nicht mehr und 
nicht weniger. 

Einigen mag das jetzt nach ))DDR-Wirtschaft« klingen: 
grau, phantasielos, knapp und einheitlich. Das ist natür- 
lich barer Unsinn. Gerade in einer an-archischen Gesell- 
schaft wird es viel Raum für Individualität, Vielfalt und 
Phantasie geben, und auch »Luxus« ist kein Tabu - so- 
fern es sich hierbei um Dinge handelt, die aus reiner 
Freude und reinem Genuß gewünscht werden, ohne in 
teure Protzerei auf Kosten anderer auszuarten. In den 
verschieden Mikro-Gesellschaften können sich verschie- 
dene Menschengruppen auch nach verschiedenen Kon- 
sumbedürfnissen und Lebensgewohnheiten zusarnmen- 
schließen: von bedürfnislos-grau bis genußvoll schrill. 
Wer mehr konsumieren will, hat durchaus auch das 
Recht, sich diesen Mehrkonsum zu erarbeiten. Was aber 
verschwinden soll, ist die Ausbeutung anderer Menschen, 
denn anarchistische Wirtschaft ist eine Solidanuirtschaft, 
die nicht auf parasitärer Lebensweise aufbaut. 

Das bedeutet aber auch, daß wir nicht nur an ))uns« 
denken können, sondern auch an den »Rest der Mensch- 
heit ((. Eine solche Solidamlrtschaft muß weltweit wirken 
oder sie hat versagt. Heute lebt der kleinste Teil der Men- 
schen im Uberfluß? wahrend der größte Teil nicht einmal 
genug zu essen hat. 

Heißt das, daß wir Verzicht üben müssen und verdammt 
wären zu verarmen? 

Verzicht 

Ja und nein. Verzicht üben müssen wir ganz sicherlich, 
aber nicht etwa deshalb, weil es nicht möglich wäre, allen 
Menschen ein lebenswertes Leben zu bieten und wir 
darum ))unseren(< Reichtum zu verschenken hatten. Wir 
werden so oder so gezwungen sein, unseren manischen 
Konsumgalopp zu bremsen, weil uns diese Verschwen- 
dungsorgie, in der wir leben, geradewegs in die Katastro- 
phe fiihrt. Das hat wirtschaftliche und ökologische Grün- 
de. In beiden Fällen konsumieren wir mit ungedecktem 
Kredit, sowohl dem Geld gegenüber, als auch der Natur. 
Diese Grunde werden immer augenfälliger, und sie beste- 
hen mit oder ohne Anarchie. Auf den hemmungslosen 

Verbrauch von Energie und Ressourcen, auf Prestige- 
Luxus und Konsum als Ersatzbefriedigung für wirkliches 
Leben wird die Menschheit W e r  oder später sowieso 
verzichten müssen, weil dieses neurotische System ohne- 
hin überall an seine Grenzen stößt. 

Ob das aber eine Verarmung bedeutet, ist zu bezwei- 
feln. Ich vermute, das Gegenteil ist der Fall. Gerade die- 
jenigen, die fiir ihr persönliches Glück computergesteuer- 
te Tischfeuerzeuge, elektronische Zahnbürsten oder ge- 
tunte Autos brauchen, scheinen mir verarmte Persönlich- 
keiten zu sein. Gerade die zunehmendeVerödung und Sin- 
nentlehrung unseres Lebens, die Vereinzelung, Entfrem- 
dung und Vermassung treibt ja immer mehr Menschen in 
die Ersatzbefriedigung durch Konsum. Da dies ein wich- 
tiges Ventil ist, um angestaute Wut umzuwandeln und 
abzulassen, wird diese Art der Kompensation entspre- 
chend gefordert: durch Werbung, Trends und Moden, die 
Wünsche wecken und teuer befriedigen - nebenbei be- 
merkt ein glänzendes Geschäft. Aber eines, das sich tot- 
läuft. Symbol dafür sind die 'zigtausende von faszinie- 
rend-tollen Autos, die, auf Raten gekauft, um Freiheit zu 
genießen, im Stau stehen. 

Neue Lebensqualität 

Die Alternative ist nicht, ob wir so weiterleben können 
wie bisher, denn das können wir ganz eindeutig nicht. Die 
Alternative ist, ob wir mit unserem Luxusdampfer stilvoll 
in den Fluten eines bescheuerten Systems untergehen, 
oder ob wir unseren Dampfer umtakeln und einen neuen 
Kurs einschlagen. Dieser Kurs bedeutet zwar einen Ver- 
zicht auf einige überflüssige Dinge und Gewohnheiten, 
aber nicht eine Verarmung unseres Lebens. Wir können 
stattdessen eine völlig neue Lebensqualität gewinnen, die 
man nirgends für Geld kaufen kann und vermutlich sind 
bei entsprechender Organisation nicht einmal Abstriche 
beim Lebensstandard &nehmen. 

Wie das? 
Durch Einsparung und Umverteilung. In einer Gesell- 

schaft der konsequenten Bedürfhisproduktion stellen die 
Menschen die Dinge her, die sie brauchen und haben wol- 
len. Diese Gesellschaft brauchte keine Rüstung mehr, 
keine Raumfahrttechnologie, keine Werbung, keine 
kunstlichen Modetrends, keine gewollte Verschleißpro- 
duktion, keine Prestigeausgaben, keine staatliche Reprä- 
sentation, keine Kriege, keinen Superluxus fiir die Super- 
reichen, keinen unnützen Transport und Lagerung und so 
weiter. Sie stünde, wie wir noch sehen werden, auch nicht 
unter dem Zwang, um jeden Preis Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. Ebenso kame sie ohne Bürokratenheere aus, weil sie 
selbstvenvaltet wäre, ohne Sozialhilfe und Arbeitslosen- 
gelder, weil sie ein Solidarsystem kleiner Gruppen wäre, 
und auch - wie noch zu zeigen ist - ohne den teuren Re- 
pressionsapparat von Justiz, Polizei, Strafvollzug und 
aufgeblahten Manipulationsmedien . 

All das aber bindet heute unglaubliche Mengen an Ar- 
beitskraft, Kreativität, Ideen, Ressourcen, Werten und 
Geld. Für die Herstellung und Verteilung von Waren. Le- 
bensmitteln und Dienstleistungen wird nur ein geringer 
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Teil der menschlichen Arbeitskraft verwendet - der grö- 
. ßere Teil wird verschwendet und verpufft in 

))Leistungenc(, die entweder niemand wirklich braucht, 
oder die auf andere Weise beser organisiert werden kön- 
nen. Alle Jahre wieder gibt es Studien a m e h s c h e r  und 
europäischer Universitäten, die ausrechnen, wieviel tägli- 
che Arbeitszeit bei einer konsequenten Bedüdiusprofukti- 
on geleistet werden miißte, um die Bedürfhisse aller 
Menschen der Erde zu befriedigen. Zur Zeit liegen diese 
Zahlen bei vier bis finf Stunden. (. . .) Allein der weltweite 
Wegfall aller Rüstung würde Kräfte und Mittel freiset- 
zen, die mit dem Hunger in der Welt sofort Schluß ma- 
chen könnten. 

Die Logik des Geldes 

Bakunin, Kropotkin und das Geld 

Wäre es aber nicht ganz praktisch, irgendein anderes 
Tauschiiquivalent zu haben, das nicht die negativen Ei- 
genschaften des Geldes besaße? 

Die Antwort h g t  davon ab, ob in einer anarchisti- 
schen Gesellschaft nach wie vor getauscht werden soll, 
oder ob alles allen frei zur Verfugung steht. Hierüber 
gingen die Meinungen der Anarchisten schon sehr fnih 
auseinander. Bakunin hielt einen ziemlich direkten 
Tausch f i r  nötig, da nicht unbegrenzt Waren zur Verfü- 
gung stehen, und erst geleistete Arbeit das Recht auf 
Konsum begründet. In einem System des 
))kollektivistischen Anarchismus« aus der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts glng er davon aus, daß jeder, 

Warum aber tut man es dann nicht? Die Antwort ist der von der Gesellschaft nehmen will, der Gesellschaft 
euifach: Wegen des Geldes. Es lohnt sich nicht, den Hun- auch geben muß. Konsum ohne Gegenleistung verfiihre 
ger zu besiegen; weil die hungernden Menschen kein die Menschen dazu, überhaupt nicht mehr zu arbeiten, 
Markt sind. Sie sind zu arm, um zu bezahlen. Rüstung und das System bräche zusammen. Hierzu wäre eine Art 
hingegen ist ein glänzendes Geschäft, und der Supercoup Verrechnungsemheit nötig, in der die geleistete Arbeits- 
jedes Rüstungskonzerns ist der Krieg, wo sich nämlich zeit der wichtigste Faktor sein sollte. Der kollektivistische 
die teuren Waffen selber vernichten, damit sie anschlie- Anarchismus fordert, vereinfacht gesagt: "Jedem nach 
ßend wieder neu gekauft werden müssen. seiner Leistung". In diesem System wäre kein Platz mehr 

Geld ist das charakteristische Merkmal kapitalistischer f i r  Leute, die auf Kosten anderer leben, ausgenommen 
Ökonomie. Es ist die genialste Erfindung zur Aufrechter- Kinder, Alte, Kranke und M-~wache. 
haltung von »Ungerechtigkeit((. In einer anarchistischen Kropoth entwickelte schon wenige Jahrzehnte später 
Gesellschaft soll es - zumindest in seiner jetzigen Form - eine weit kiihnere und modernere Vision der libertären 
verschwinden. Gesellschaft, den  kommunistischen Anarchismus((. Er 

Warum eigentlich? 
Viele Menschen meinen, Geld sei eine sehr praktische 

Einrichtung. Es verhmdert erfolgreich, daß wir mit einer 
Gans unterm Arm herumlaufen müssen, um sie etwa ge- 
gen drei Brote einzutauschen. Geld sei ein Tauschaqui- 
valent, das den Gegenwert von Arbeit, Leistung oder Wa- 
ren repräsentiere. "Geld ist geronnene Arbeit" behaupten 
einige Ökonomen. Schön, wenn es so wäre. Dann wäre in 
einer Gesellschaft, die nach wie vor auf dem Prinzip des 
Tausches basiert, ein solches Geld durchaus vernünftig. 
Leider aber ist eben Geld mehr als nur ein Warenersatz. 
Es hat unerhörte Eigenschaften entwickelt, die nichts mit 
einem Tauschaquivalent zu tun haben. So kann sich Geld 
wundersamerweise ohne eigenes Zutun vermehren, und je 
mehr Geld jemand hat, desto leichter bekommt er noch 
mehr, ohne dafiir arbeiten zu müssen. Geld kann man 
unbegrenzt aufbewahren und horten; man kann d w t  er- 
pressen, spekulieren, es knapp halten oder massenhaft in 
Umlauf bringen und damit gesellschaftliche Reaktionen 
hervorrufen, die nicht das geringste mit dem Austausch 
von Leistungen oder Waren zu tun haben. Mit ihm kann 
man Menschen und Meinungen kaufen, Knsen und Kne- 
ge provozieren. Es ist ein abstrakter Wert, der weit mehr 
kann, als alle Gänse und Brote der Welt zusammen. Mit 
einem Wort: Geld kann sich in einer kapitalistischen 
Wirtschaft verselbständigen. Genau das ist seine Funkti- 
on in der modernen Wirschaft. 

Kein Wunder, daß die Anarchisten das Geld abschaffen 
wollen. 

geht davon aus, daß jeder Mensch ein Recht auf Leben 
hat und daß die Gesellschaft auch den ernahren muß, der 
nicht arbeitet. Seine Devise lautet, ebenfalls vereinfacht: 
"Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Be- 
dürfnissen ". Angesichts der technischen Revolution und 
der Chance, immer mehr körperlich schwere Arbeit durch 
Maschinen verrichten zu lassen, schätzte Kropotkin die 
Möglichkeit der Warenproduktion einer vom Kapitalis- 
mus befreiten Gesellschaft sehr hoch ein. Er betrachtet 
den Menschen als lenifahiges Wesen, das sehr wohl zu 
Solidarität und gegenseitiger Hilfe fahig sei. Den Pro- 
zentsatz der Menschen, die hartnäckig überhaupt nichts 
arbeiten wollen, schätzte er also als so gering ein, daß 
eine blühende anarchistische Wirtschaft sie relativ leicht 
verkraften könnte. 

Die Frage, ob Bakunin nicht eher der Realist und Kro- 
potkin ein zu großer Optimist gewesen sei, hat seither im- 
mer wieder die Gemüter erhitzt. Tatsächlich haben Anar- 
chisten parallel zu dieser theoretischen Auseinanderset- 
zung aber immer wieder auch praktische Ansätze und 
Modelle f i r  beide Varianten entwickelt, die hier unrnög- 
lich alle vorgestellt werden können. Es gab sowohl völlig 
geldlose Experimente (die im kleineren R a h e n  durchaus 
auch funktionierten), als auch Theorien und Experimente 
f i r  eine andere Art von Geld. Da gab es Arbeitsgut- 
scheine, Tauschbons oder Warencoupons, die mit Erfolg 
in Kooperativen, Kommunen oder Gewerkschaften einge- 
setzt wurden. Sie alle waren nur als Tauschaquivalente 
zu gebrauchen; es machte keinen Sinn, sie zu horten, man 
konnte mit ihnen nicht Spekulieren, und Zinsen brachten 
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sie auch keine - da gab es nach wie vor die staatliche 
Wahrung, und viele Bedürfhsse mußten dort bekedigt 
werden. Aber auch fur solche Mischformen wurden Lo- 
sungen entwickelt, die beim Ubergang von einer kapita- 
listischen in eine anarchistische Wirtschaft helfen sollten. 
(. . .) 

Besitz, Eigentum und die Kollektivierung der 
Zahnbürsten 

Anarchisten sind weit davon entfernt, fur die Kollekti- 
vierung der Zahnbürsten einzutreten. Natürlich darf und 
muß es in einer anarchistischen Gesellschaft ))Besitz« 
geben. Aber Besitz ist nicht dasselbe wie »Eigentum«. 

G Proudhon unterscheidet hier sehr genau: Besitz setzt eine 
Nutzung voraus, ein Gebrauch von Werten. Ein Besitzer 
kann durchaus über solche Werte verfugen, solange er sie 
einsetzt, mit ihnen arbeitet, sozial produziert. Eigentum 
hmgegen ist ein abstraktes Recht, mit Dingen nach Belie- 
ben zu verfahren; es entsteht als Profit durch Ausbeu- 
tung. Daher das Urteil, Eigentum sei »Diebstahl«. Natür- 
lich geht es hier nicht um Zahnbürsten, sondem das Ei- 
gentum an Produktionsmitteln: Fabnken, Ländereien, 
Firmen, Betriebe und so weiter. Selbstverständlich hat 
jedes Mitglied einer anarchistischen Gesellschaft das An- 
recht auf Eigentum an persönlichen Dingen - es sei denn, 
er will in seiner Mikro-Gesellschaft freiwillig darauf ver- 
zichten, was naturlich jedem freigestellt bleibt. Eigentum 
an Produktionsmitteln hmgegen ist unsozial. Wieso kann 
ein junger Schnösel, der vom Vater ein riesiges Landgut 
geerbt hat, die Acker brach liegen lassen oder mit dem 
Boden spekulieren, wahrend die Landarbeiter arbeitslos 
sind und hungern? Weil er Eigentümer ist? Wieso kann 
die Konzemleitung, die sich eine Aktienmehrheit ver- 
schafft hat, nach gutdunken eine Fabnk schließen oder 
statt Fischkuttern plötzlich Torpedoboote bauen lassen? 
Weil sie Eigentumer sind und weil Eigentümer nicht nur 
über das Schicksal der Produktionsmittel, sondern auch 
über das Schicksal der Menschen entscheiden. 

Autonome Kollektive 

Nach anarchistischer Vorstellung darf nicht ein einzel- 
ner Mensch verfugen, der zufallig Eigentümer ist, son- 
dem all diejenigen, die besitzen: die also damit arbeiten 
und direkt damit zu tun haben. Wir sprechen in diesem 
Falle von Kollektivbesitz, und in aller Regel sind solche 
Kollektive autonom. Sie bestimmen also selbst die Art 
und Weise ihrer Arbeit innerhalb der sozialen Regeln und 
Grundsätze, die sich die jeweilige Gesellschaft gegeben 
hat. Besitzer sind sie genau solange, wie sie etwas damit 
tun. Wenn eine Belegschaft ))ihren« Betrieb schließt oder 

nicht mehr bestellt, »gehören« sie ihnen auch nicht mehr 
und können von anderen übernommen werden. Das ist der 
Unterschied zwischen Besitz und Eigentum: Eigentum 
muß sich nach den Gesetzen des Marktes richten, Besitz 
nach den sozialen Ansprüchen der Gesellschaft. Natürlich 
gilt das nicht nur fur Kollektive, sondern auch fur Indivi- 
duen: Selbstverständlich kann auch ein einzelner Hand- 
werker oder ein Bauer oder ein Freiberufler »einen« Be- 
trieb >)besitzen«, ohne daß andere ihn wegnehmen oder 
ihm dreinreden können. 

Dieses Prinzip wurde selten so schön auf den Punkt ge- 
bracht wie in der simplen Losung der Bauern in der spa- 
nischen Revolution: "Das Land denen, die es bearbeiten! " 

Das alles hat sehr viel mit Motivation zu tun. Klare Be- 
sitzverhältnisse schaffen die nötige Sicherheit und tragen 
zur Identifikation der arbeitenden Menschen bei, ohne die 
unsozialen Auswirkungen des Eigentums in Kauf nehmen 
zu müssen. 

Geldlose SolidanMrtschaft 

All das fbhrt nach anarchistischer Uberzeugung zu einer 
hohen Bereitschaft, in einer geldlosen Solidanvirtschafl 
zu arbeiten. Wenn die Arbeit human gestaltet und ange- 
nehm organisiert i* wenn die Arbeitszeit ein menschli- 
ches Maß hat, wenn die Betroffenen selber bestimmen 
und Besitzer h e r  Produktionsmittel sind; wenn überdies 
die Ergebnisse der Arbeit eng mit dem Schicksal der Ge- 
sellschaft verknüpft sind, die wiederum ein Leben ohne 
Konkurrenzkampf und Not garantiert - wenn all das ge- 
geben ist, ist eigentlich nicht einzusehen, warum sich die 
Menschen auf e d  massenhaft auf die faule Haut legen 
sollten. Nahirlich ist ihnen klar, daß, sobald sie nichts ' 

mehr in den >)Topf(( geben. solche Zustände auch bald ihr 
Ende finden würden. ( . . .) 

Nun war es natürlich falsch, daß ich ständig von der 
anarchistischen Gesellschaft gesprochen habe. Wir wis- 
sen bereits, daß es nicht eine, sondem viele geben wird. 
Ob nun jede einzelne Gesellschaft genauso mit der Faul- 
heit und der Motivation verfahren wird, bleibt ihr über- 
lassen. Ich kann mir denken, daß es Gemeinschaften gibt, 
die sich »nicht zum liberalen Hampelmann machen« 
wollen und »Faulenzer« rausschmeißen. Daß wäre ihr 
gutes Recht, ebenso wie es das Recht anderer Gemein- 
schaften wäre, Faulheit zu tolerieren. Meine Darstellung 
mußte auch in vielen anderen Punkten eine Vereinfachung 
bleiben - beispielweise in der Frage der Produktion und 
Verteilung von Gütern. Sicher wird es hier Strukturen - 
mte, Komites, Koordinationsgremien und Ausschüsse - 
geben. Wichtig war mir nicht das Detail, das o h n e h  nie- 
mand voraussagen kann, sondern die Vision. (. . .) 

eine landwirtschaftliche Genossenschaft »ihten« Acker 
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Selbstverwal tung,  A i a r c h l e  und W i r k t e  

Nachdem Horst Stowasser auf dem angesprochenen Seminar sein Kapitel vorgetragen hatte, entstand 
eine kontroverse Diskussion darüber, ob und wie eine anarchistische Gesellschaft heutzutage möglich wä- 
re. Mit dieser Frage setzen sich Eckhard Bergmann, Mitglied des AK Wirtschaft des BUND, und Dietmar 
Krischausky im folgenden kritisch auseinander. Leider ist der Text, der zuerst 1989 in dem von Ame Heise 
herausgegebenen Sammelband "Arbeiterselbstverwaltung" erschien, telweise in einer sehr theoretischen 
Sprache geschrieben. Er stellt jedoch unserer Meinung nach eine sehr fundierte und provozierende Kritik 
dar und ist deshalb der Mühe wert. Um es erträglicher zu machen, haben wir evtl. unverständliche 
Fremdwörter und Fachbegriffe in Klammem erklärt. 

uDer Vorteil des einzelnen soll der Vorteil aller nis durch die Beschlußlage) an die Beschlüsse der Beleg- 
werden~ ('Kropothn) schaftsversammlung gebunden ist. Genauso bilden die 

(-3 Konsument Innen, etwa nach Stadtteilen getrennt, Ver- 
braucherInnenräte, die die Bedürfhisse nach Konsumgu- 

Anarchie tem gegenüber den örtlichen ProduzentInnen artikulieren. 
Es liegt nahe, für den Entwurf einer anarchistischen 

Wirtschaftsordnung die Merkmale der internen Organisa- 
tion selbstverwalteter Unternehmen als Ausgangspunkt zu 
wahlen: 
1. Die ArbeiterInnen entscheiden darüber, was, wieviel, 

mit welcher Arbeitsorganisation und Technik produ- 
ziert wird. Jedes Mitglied des Kollektivs hat eine 
Stimme. 

2. Die beschäftigten ArbeiterInnen in ihrer Gesamtheit 
sind die ResidualempfängerInnen 
(Gewinnempfängerlnnen) . Die Wahl der verschede- 
nen möglichen Produktions- und Absatzstrategien und 
der dazugehörigen Einkommenshöhen steht ihnen frei. 
Freilich tragen sie in dieser Funktion auch das volle 
Gewinn- und Verlustrisiko. 

3 KeinE Arbeiterin kann eingestellt werden, ohne W i h r  
die gleichen Mitentscheidungsrechte wie den anderen 
Mitgliedern des selbstverwalteten Unternehmens zu 
geben. in diesem Sinne kann von einer Abschafhg 
der Lohnarbeit gesprochen werden; die Freiheit der in- 
dividuellen Arbeitsplatzwahl bleibt aber erhalten. 

Wesentliches Merkmal der Selbstverwaltung nach die- 
sen Entscheidungsregeln ist also die Abwesenheit von 
Zwang, d.h. niemand hat - z.B. wegen des Eigentums an 
Produktionsmitteln - das Recht, über die Handlungen der 
anderen per Anweisung zu verfugen. Gleichwohl gibt es 
indirekte Grenzen der Entscheidungsfreiheit, die durch die 
Interessen der anderen beteiligten Menschen gezogen 
werden. Das Prinzip eine Person - eine Stimme soll ga- 
rantieren, daß jedeR die gleiche Macht bei der Durchset- 
mng seiner/ihrer Interessen hat. 

Es scheint nicht schwer, diese internen Organisations- 
prinzipien auf die externen Wirtschaftsprinzipien einer 
Selbstvenvaltungsökonomie auszudehnen. So können sich 
beispielsweise die lokalen Unternehmen einer Branche zu 
einem Branchenrat zusammenschließen, der irn Verbund 
mit anderen Branchenräten über den Einkauf und die 
Verteilung der benötigten Ressourcen und Vorprodukte 
und damit auch über die Betriebskapazitäten und Absatz- 
mengen entscheidet. Die Unternehmen entsenden jeweils 
eineN VertreterIn in den betreffenden Rat, der per impe- 
ratives Mandat (Beschrankung der Entscheidungsbefkg- 

Die Entscheidung über Produktion und Verteilung 
würde her  also im direkten Diskurs zwischen den betrof- 
fenen Räten entschieden. Das dahinterstehende Steue- 
rungsprinzip ist das der Verhandlung oder Vereinbarung, 
wobei es keine Rolle spielt, ob die Kooperation der Rate 
durch Eigennutzerwagungen, Altruismus (Selbstlosigkeit) 
oder Solidarität in Gang gesetzt wird. Per Vereinbarung 
wird auf der Basis der artikulierten Praferenzen 
(bevorzugten Alternativen/ Wünsche) festgelegt, welche 
Güter und -dienstleistungen zu welchen Mengen, Qualitä- 
ten und Preisen hergestellt werden und wer diese Güter 
erhalt. Die Artikulation und Abstimmung der - durch die 
Räte vertretenen - individuellen Bedühsse  erfolgt in f i r  
alle Beteiligten offenen Diskussionsprozessen. Die einmal 
getroffenen kollektiven Entscheidungen sind in direkter 
sozialer Interaktion leicht zu kontrollieren und - bei Be- 
darf - zu sanktionieren, da das Geflecht von Raten und 
den durch sie vertretenden Kollektiven relativ klein ist. 
Dadurch, daß die Räte und Kollektivrnitglieder direkt und 
unvermittelt mit den individuellen Aufivendungep, den 
Erträgen und Nutzen jeder Entscheidung konfrontiert 
werden, wird eine bedürfnisadaquate (-angemessene) 
Produktionsweise und Produktionsstniktur garantiert. Es 
ist diese kollektive Verallgemeinerung des Prinzips "jeder 
produziert nach seinen Bedüfissen", die einem Ratesy- 
stem den Charakter einer bedaLfswirtschaftlichen Wirt- 
schaftsform gibt. 

Wie weit kann aber die "kollektive Verallgemeinerung" 
des typischerweise auf kleine Gruppen zugeschttenen 
bedarfswirtschaftlichen Prinzips gehen; welches Ausmaß 
darf die Vernetzung durch &te annehmen? Steuerung 
durch Vereinbarung bedarf der direkten Kenntnis des 
Vereinbarungspartners, da nur so die notwendigen Infor- 
mationen über die individuellen Präferenzen und Arbeits- 
leistungen ermittelt und gegeneinander abgewogen werden 
können. In großen Netzen, in denen die direkte soziale 
Interaktion nicht mehr gegeben ist, könnte der/die einzel- 
ne seindihre wahren Präferenzen verschleiern und durch 
strategische Angaben versuchen, überdurchschnittlich an 
den Leistungen des Kollektivs zu partizipieren 
(teilzunehmen). Man mag dem entgegenhalten, daß soli- 
darische und altruistische Motivationslagen solche 
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Handlungsweisen verbieten. Jedoch zeigen empirische 
Erfahrungen in vielfaltigen Wirtschafts-. und Gesell- 
schaftssytemen, daß eigennutzorientierte Verhaltenswei- 
sen nicht auszuschließen sind, und daß sie dort, wo un- 
persönliche Beziehungen vorherrschen, die Regel zu sein 
scheinen. Der Ausschluß von "Free-rider-Verhalten" 
(Trittbretfahren) in Ratesystemen, die über eine be- 
stimmte Größe huiausgehen, verlangt aber einen großen 
Informations- und Kontrollaufwand, dessen Nutzen je- 
doch fiir die jeweilig Beteiligten nur gering wäre. Die 
Kontrolle und Sanktionierung von unfairem Verhalten 
wird so teilweise unterbleiben. 

Gleichzeitig steigt die Dauer und Intensität des not- 
wendigen Koorduiationsprozesses bei wachsender Anzahl 
von Raten steil an. Da davon auszugehen ist, daß die 
durch die Rate artikulierten Bedarfsmeldungen bzw. Pro- 
duktionsangebote nicht a priori (von vornherein) mitein- 
ander in Einklang stehen, werden vielfältige Abstimmun- 
gen erforderlich. Dies kann im Zweifel dazu w e n ,  daß 
die möglichen Erträge der Entscheidungen des Rätegre- 
miums fur den einzelnen geringer sein können als die un- 
abweislichen Konsensfindungskosten des Abstimmungs- 
Prozesses. Und da die Rate jeweils über imperative Man- 
date an die Kollektive zurückgebunden sind, wird sich 
diese Problematik verschärfen. Denn ein gegenseitiger 
Abwigungsprozeß bedeutet immer auch (gerade unter 
dem Vorzeichen der Knappheit), daß Abweichungen von 
der ursprünglich vertretenen Vorstellung, sei es als Kon- 
sumwunsch oder Produktionsangebot, hingenommen 
werden müssen. Prinzipiell können, wenn der Selbstver- 
waliungsgedanke aufrecht gehalten werden soll, derartige 
Abweichungen erst dann als für alle verbindlich erklärt 
werden, wenn sie von den jeweiligen Kollektiven abge- 
segnet werden. Ein derart iterativer (sich durch wieder- 
holtes Ausprobieren verschiedener Möglichkeiten dem 
Ziel annähernder) Prozeß der Suche nach dem Optimal- 
punkt dürfte die Transaktionskosten - vor allem bei gro- 
ßen Netzen - fast prohibitiv (verhindernd) werden lassen. 

Das Steuerungsprinzip der Vereinbarung ist damit not- 
wendigerweise nur dann gerecht und effizient, wenn es 
auf kleine Gruppen begrenzt wird. Nun könne man frei- 
lich einwenden, daß ein Ratesystem immer als ein Ver- 
bundsystem lokaler, regionaler und landesweiter Rate be- 
griffen wird, dessen einzelne Ebenen per Delegation mit- 
einander verbunden sind. In einer Industriegesellschaft 
mit hoher Arbeitsteilung würde die Vemetzung von 61 
Mio. Menschen bzw. 23 Mio. Privathaushalten und über 
2 Mio. Arbeitsstätten offensichtlich eine exorbitante 
(riesig große) Anzahl von Wirtschaftsräten verlangen, 
die über komplizierte horizontale und vertikale Muster 
miteinander verknüpft werden mußten. Die Informations- 
und Kontrollkosten wären so hoch, daß ein solcher parti- 
zipativer Prozeß aus schlichten rationalen Gründen 
scheitern miißte. Außerdem werden die individuellen Op- 
portunitätskosten der Zeit (der Verlust der einzelnen, der 
dadurch entsteht. &ß sie während der Zeit nicht dos 
nächstbeste Nutzbringende tun) f i r  die Beteiligten grö- 
ßer als der Nutzen, der aus der Teilnahme zu erwarten 

wäre. Das anarchistische Modell der Selbstverwaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft würde sich so von innen 
heraus auflösen, indem ein Teil der Bürgerlnnen seine 
Teilnahme am partizipativen Prozeß verweigern würde. 

Man könnte versuchen, zur Entlastung der aufivendigen 
Abstimmungsmaschinerie Delegierte und Rate mit auto- 
nomen Entscheidungsbefugnissen zu versehen. Dann 
würde aber die Selbstverwaltung als individuelles Recht 
um einen wesentlichen Aspekt verdünnt: Denn den Dele- 
giertenräten autonome Entscheidungsbefugmsse zuzuge- 
stehen, ist nur sinnvoll, wenn dieses Recht auch mit der 
Macht zur Durchsetnuig ausgestattet wird. Dann aber 
würde die Selbstverwaltung der Betriebe und die indivi- 
duelle Freiheit der Konsumenten soweit aufgehoben, wie 
die Delegiertenräte von ihrem Recht zum direkten Ein- 
griff in die Produktions- und Konsumtionssphare Ge- 
brauch machen würden. Diese Eingriffe mögen demokra- 
tisch legitimiert sein, wenn man unter Selbstverwaltung 
die Delegation von Entscheidungen versteht. Die Idee der 
Selbstverwaltung und der anarchistische Ordnungsent- 
wurf werden damit freilich verlassen, da die Abwesenheit 
von direktem Zwang ihr eigentliches Defuiitionsmerkrnal 
ist. Die Ratedemokratie mutiert so in Richtung einer Ge- 
sellschaft mit (zentraler) Planung des Wirtschaftssy- 
stems . 

Staat 

(. . .) Wie verhält sich eine solche staatliche Planung nun 
zu den Postulaten der Arbeiterlnnenselbstverwaltung? 
Planung bedeutet immer - unabhangig von der allgemei- 
nen demokratischen Legitimation -, daß die Planungsin- 
stanz die Macht und die Befugnis hat. konkrete Entschei- 
dungen auch gegen das Widerstreben einzelner Betriebe 
oder Individuen durchzusetzen. Der Prozeß der Plan- 
durchfuhnuig kann dabei nur funktionieren, wenn die 
Planvorgaben eingehalten werden und derldie einzelne ex 
post (im nachhinein) keinen Euifluß mehr auf die Plan- 
ziele nehmen kann. Mit der Zuweisung von spezifischen 
Ressourcen und Inputs an jeden Betrieb einerseits und der 
Festlegung von Produktionsmengen und qualitäten ande- 
rerseits werden deshalb die wahlbaren Produktionsbedin- 
gungen eindeutig determiniert (festgelegt). Spielräume 
bestehen nur soweit, wie "weiche" Planziele in Form eines 
Zielkorridors formuliert werden. Das Betriebskollektiv 
wird aber nie mehr als marginale (relativ unbedeutende) 
Kompetenzen bei der Wahl der Techiuk. der Arbeitsbe- 
dingungen und der Emkommensstruktur wahrnehmen 
können. Arbeiterlnnenselbstverwaltung degeneriert so zur 
Ausfiihningsuistanz zentraler Planung, die nur an den 
Planungsrändem eigene Gestaltungsspielräume behält. 
(. . .) 

Jede Form zentraler Wirtschaftsplanung. so scheint es 
also, ist mit der Idee der Arbeiterlnnenselbstverwaltung 
nicht kompatibel. Dabei spielt es keine Rolle, ~7ie  groß 
der zentral geplante Raum ist, denn auch eine Dekom- 
position des Planungsproblcrns (bcispiclswcisc dic Vcrla- 



S. 41 Anarchistische Wirtschaft - Utopie, Theorie oder Illusion 

gerung von Entscheidungskompetenzen auf die Kommu- 
nen) hat nicht zum Ziel, individuellen Interessen bessere 
Artikulationsmöglickeiten zu verschaffen, sondern dient 
in erster Linie der besseren Ausnutzung der dezentralen 
technischen Information. Der Widerspruch zwischen di- 
rektiver Planung und Selbstverwaltung wird darmt nicht 
aufgelöst. ArbeiterInnenselbstverwaltung verlangt also 
notwendigerweise nach einem dezentralen System wirt- 
schaftlicher Planung, das bei jeder Entscheidung eine 
(gleicWige) Berücksichtigung der Präferenzen der be- 
troffenen Arbeiterhen und Konsumenthen berück- 
sichtigt. 

Da eine hierarchische Planung als übergreifendes, ge- 
samtwirtschaftliches Steuerungssystem mit den Idealen 
einer Selbstverwaltungswirtschaft nur schwerlich zu ver- 
einbaren ist, Delegations- oder Räteprinzipien entweder 
überfordert sind oder bis zur Unkenntlichkeit mit staatli- 
cher Planung verschmelzen, lag es eigentlich nahe, daß 
die anarchistische Theorie auf die Steuerungspotentiale 
(arbeiterInnenselbstverwalteter) Marktökonomien auf- 
merksam wurde. (. . .) 

Verglichen mit den Prozessen zentraler Planung schei- 
nen die Vorteile dezentraler Marktsteuerung aus der Sicht 
arbeiterInnenselbstverwalteter Unternehmen offensicht- 
lich. Zuerst einmal ist die Abwesenheit von Zwang not- 
wendige Voraussetzung, um überhaupt relevante Spiel- 
räume fiir jede Form der Selbstverwaltung in Betrieben 
zu schaffen. Direkte Einflußnahme in die betrieblichen 
Entscheidungsprozesse ist soweit ausgeschlossen, wie die 
Macht jedes Unternehmens durch eine große Zahl von 
Konkurrenten am Markt begrenzt ist. Natürlich ist das 
Betriebskollektiv dann immer noch &m (indirekten) 
Diktat der Knappheitspreise unterworfen. Dies ist aber 
auch gesellschaftlich erwünscht, weil Knappheitspreise 
signalisieren, mit welchen Ressourcen sparsam umgegan- 
gen werden soll und welche Produkte (nach den indivi- 
duellen Präferenzen) erwünscht sind. Diesem Zwang muß 
sich jeder selbstverwaltete Betrieb, unabhangig von der 
jeweiligen Wirtschaftsordnung, beugen. Auch die Verlu- 
ste, die durch falsche (individuelle oder zentrale) Planung 
entstehen, muß jede Gesellschaft tragen, wobei freilich 
auch und gerade für Marktökonornien geklärt werden 
muß, wie diese Verluste verteilt werden sollen. 

Selbstverwaltung und Marktversagen 

Ohne Zweifel funktionieren kapitalistische Marktwirt- 
schaften nicht so, wie es das idealtypische Bild preisge- 

steuerter Märkte vermittelt. Dennoch, wir meinen, daß 
schon eine einfache theoretische Betrachtung die ent- 
scheidenden Hinweise gibt, daß peisgesteuerte Märkte die 
Form gesamtwirtschaftlicher Wirtschaftsorganisation 
sind, mit der arbeiterInnenselbstverwaltete Unternehmen 
grundsätzlich vereinbar sind. Anarchistische Rätesy- 
steme, so wurde gezeigt, verlieren ab einer bestimmten 
Regelungsdichte und -größe ihre Steuerungskapazität und 
sind als gesamtgesellschaftlicher Steuerungsmechamsmus 
nicht brauchbar. In arbeitsteiligen, komplexen Gesell- 
schaften spricht dafiir jede theoretische und empirische 
Evidenz. (...) 

Daß dabei der Staat auch in selbstverwalteten Markt- 
Ökonomien notwendigerweise integraler Bestandteil 
bleibt, ist evident (offenkundig); die anarchistische Vision 
einer Gesellschaft ohne Staat erscheint naiv und ist nicht 
haltbar. Die Anarchisthen haben bis heute übersehen, 
daß auch ein (Wirtschafts-)System, das auf der Basis 
freier Vertrige beruht, selbst bei Abwesenheit von exter- 
nen Effekten und anderen Fällen des Marktversagens, 
eine Zentralinstanz braucht, die das Vertragsrecht allge- 
mein verbindlich festlegt und gegebenfalls als Schieds- 
und Sanktionsstelle fungiert. Das Plädoyer fiir eine 
staatsfreie Ökonomie kann daher immer nur relativ gese- 
hen werden: So viel Staat, wie notwendig ist, um die 
Rahmenbedingungen zu sichern und auftretende Markt- 
defizite auszugleichen; so wenig Staat wie möglich um 
die strukturelle Ijberlegenheit des Marktes zu nutzen als 
auch die Unvertr&lichkeit von Selbstverwaltung und 
Staat nicht allzu folgenreich werden zu lassen. 

Für die Utopie einer herrschaftsfreien Gesellschaft kön- 
nen wir aber dennoch auch heute noch viel von den anar- 
chistischen Idealen lernen. Die überzeugungs- und 
Durchschlagkraft der anarchistischen Ideen scheint uns 
freilich durch die unzureichende Antizipation 
(gedankliche Vorwegnahme von späterem Geschehen) 
und Ablehnung rnarktlicher Steuerungsprinzipien weitge- 
hend blockiert. Da erstaunt es nicht, daß es eher die neo- 
liberalen Markttheoretkerhen sind, die die Nähe von 
Markt und Anarchie neu entdecken und reformulieren - 
freilich ohne den radikal-liberalen Impetus (Antrieb) der 
Arbeiterhenselbstverwaltung einzubeziehen und als 
konstitutives Element einer herrschaftsfreien Gesellschaft 
zu begreifen. Dies sollte aber kritische OkonomInnen 
nicht davon abhalten, den Kern vertragstheoretischer An- 
sätze zu verstehen und fur die Entwicklung libertärer ge- 
sellschaftlicher Utopien weiterzuentwickeln. 
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WEGE ZUR O K O L O G I S C H - H U M A N E N  WIRTSCHAFTSDEMOK- 
RATIE? 

M o d e l l e  u n d  A n s ä t z e  

Als Kontrastprogramm zu visionären Vorstellungen einer anarchistischen Gesellschaft geht Steffen 
Ganghof nun auf "realpolitische" (Oh, Gott) Ansätze zu mehr Demokratie in der "normalen" Wirtschaft ein. 
Während der Podiumsdiskussion auf dem BUNDesjugendkongreß von BUNDjugend und Naturschutzju- 
gend 1993194 hat Eckhard Stratmann-Mertens vom Öko-~egio-lnstitut die wirtschaftspolitische Position 
des BUND kritisiert. Indem der BUND die "Erweiterung" der sozialen zur öko-sozialen Marktwirtschaft for- 
dere, entstünde der Eindruck, als sei die soziale Marktwirtschaft bereits verwirklicht. Herr Stratmann-Mer- 
tens hält unsere Marktwirtschaft derzeit ganz und gar nicht für ausreichend sozial und demokratisch und 
wirbt deshalb für den Begriff der "ökologischen Wirtschaftsdemokratie". Da wir uns in dieser Broschüre mit 
der radikalsten, basisdemokratischen Form der Wirtschaftsdemokatie - der Selbstverwatlung - beschäfti- 
gen, bietet es sich an, einige Überlegungen darüber anzustellen, was denn unter ökologischer Wirt- 
schaftsdemokratie verstanden werden könnte und inwieweit Demokratie in größeren Betrieben möglich ist. 

genug, denn sein Hauptwerk "Humane Wirtschaftsdemo- Das Konzept der (ökologisch-)humanen Wirt- 
kratiew umfaßt 800 Seiten. schaftsdemo kra tie 

Siks Reformvorschl&ge bestehen aus drei zentralen 
Was Konzepte angeht, so stößt mensch am ehesten auf Bausteinen: 

die "humane Wirtschaftsdemokratie" des Wirtschaftswis- 
senschatler Ota Sik. Er war tschechoslowakischer Wirt- 
schaftsminister der Regierung Dubcek wahrend des Pra- 
ger Frühlings 1968. Aus seiner Kritik am bürokratischen 
Kommunismus soqetischen Typs und am westlichen 
Kapitalismus heraus, entwarf er 1979 in seinem Haupt- 
werk "Humane Wirtschaftsdemokratie" einen "dritten 
Weg" zwischen den beiden konkurrierenden Wirtschafts- 
systemen, der die Vorteile von beiden Systemen vereinen 
und die Nachteile beseitigen sollte. Na schön, das wollten 
viele. Was macht nun das Werk von Ota Sik f i r  uns er- 
wahnenswert? 

Erstens ist sein Modell so umfassend und detailliert wie 
wohl kein anderes. Zweitens baut es zentral auf 
"selbstvenvalteten" Mitarbeitergesellschaften auf. Diese 
sollen jedoch auch und gerade auf Mittel- und Großunter- 
nehmen zugeschnitten sein. Und dnttens hat es in den 
70er und 80er Jahren in den Diskussion um eine Demo- 
kratisiemg und um einen ökologischen Umbau der Wirt- 
schaft eine gewichtige Rolle gespielt. Das Umweltpro- 
blem spielt zwar ins seinem Konzept kaum eine Rolle, 
aber f i r  viele ökologische Ansätze war Siks Konzept eine 
willkommene wirtschaftstheoretische "Aus fullung " und 
Ergänzung. So haben sich z.B. seit Mitte der achtziger 
Jahre Die Grünen (damals noch solo) stark auf Sik bezo- 
gen. Der Sozialwissenschaftler Egbert Scheunemann ar- 
beitet z.Zt. an einer systematischen Weiterentwicklung 
des Modells zu einer ökologisch-humanen Wirtschafts- 
demokratie. 

Sik selbst hat einige weitreichenden Anderungen an sei- 
nem Modell vorgenommen und spricht neuerdings lieber 
von einer "stark ökologisch und sozial ausgerichteten 
Marktwirtschaft"; aber alles der Rehe nach. Zuerst wol- 
len wir (stark vereinfacht) die Grundzuge seines ur- 
sprünglichen Konzepts kennenlernen. Das ist schwierig 

I .  Mitarbeitergesellschaften : 
Auf Untemehmensebene sollen demokratisch gerne 

Mitarbeitergesellschaften (MAG) nach und nach die gro- 
ßen Kapitalgesellschaften ersetzen. 

2. Makroplanung: 
Durch eine demokratische Planung auf gesamtuirt- 

schaftlicher Ebene sollen zum einen Konjunkturschwan- 
kungen abgemildert und die wirtschaftliche Entwicklung 
demokratisch gesteuert werden. .Dies hat nichts mit 
Planwirtschaft zu tun. Was proouziert wird, dariiber be- 
stimmt der Markt (bzw. die Unternehmen). Was Sik vor 
allem demokratisch planen will, ist die Verteilung des 
Volkseinkommens auf Gewinne und Löhne. 

3. Antimonopolistische Marktregu lierung 
Ebenfalls auf gesamtgesellschaftlicher Ebene sollen 

Marktdefekte (insbesondere die Bildung von Monopolen 
und Oligopolen) bekämpft werden; und zwar starker, als 
dies heute der Fall ist. 

Uds interessiert hier hauptsächlich die Mitarbeiterge- 
sellschaft. Sie bezieht sich jedoch stark auf die anderen 
beiden Bausteine, weshalb der Zusammenhang verein- 
facht dargestellt werden soll. 

Siks Ausgangspunkt sind die im Kapitalismus immer 
wieder auftretenden Krisen, Arbeitslosigkeit und Infla- 
tion. Um diese zu vermeiden, mußte die Aufteilung des 
erwirtschafteten Volkseuikornmens so zwischen den Ar- 
beitgeberhnen (Gewinne) und ArbeitnehmerInnen 
(Löhne) aufgeteilt werden wie es die Wirtschaftsentwick- 
lung verlangt. Mai mußten die Gewinne erhöht werden, 
damit mehr Investitionen getatigt werden können. Mai 
mußten die Löhne erhöht werden, darmt mehr konsumiert 
und nachgefragt wird. Auf diese Notwendigkeiten nah- 
men die Unternehmewerbände und die Gewerkschaften in 
ihrem Verteilungskampf jedoch keine Rücksicht, was es 
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immer wieder Krisen der Uberproduktion oder der Uber- trieben nach einer Übergangsperiode eine Mehrheitsposition er- 

konsumtion zur Folge habe. reicht hat, greifen in MAG's folgende Organisationsprinzipien: 

Den Ausweg aus diesem Dilemma sieht Sik in einer de- Entscheidungsstrukturen: 
mokratischen Planung der Emkommensverteilung, die die Die Hauptvermung aller Mitarbeiter einer MAG einen 
gesamtwirtschaftlichen Größen von Gewinnen und Loh- Aufsichtsrat, der seinerseits einen geschäftsfuhrenden Vorstand be- 

, nen7 von Investitionen und Konsum ins Gleichgewicht stimmt. Der Äufsichtsrat ist Au alle-gnindsätzlichen Entscheidungen - 

bringt. Solch eine gleichgewichtige Planung könne jedoch verantwortlich (größere Investitionen, Fusionen, $Formen der Ge- 
winnbeteiligung u.a. - zu letzterem gleich mehr). Er ist Interessen- nur funkhonieren7 wenn der Gegensatz von Arbeit und vertretuigsorgan der Mitarbeiter dem Vorstand und soll- 

Kapital überwunden sei. Nur wenn die LohnarbeiterInnen te sich kf, erößtenteils aus Mitarbeitem der MAG zusammen- 
eines Unternehmens auch die EigentümerInnen des Kapi- setzen, die sich dieser Funktion in bestimmten Zeitabstanden ab- 
tals seien, könnten sie ein Eigeninteresse an der Entwick- wechseln (Rotationsprinzip). Der Aufsichtsrat überwacht vor allem 

lung des untemehmens, des ~ ~ ~ i ~ ~ l ~  und des ~~~i~~~ die laufende Geschiiltstatigkeit des Vorstandes. Dieser setzt sich aus 
internen wie extemen Experten zusammen. I .  Gegensatz zum Auf- 

entwickeln. Nur durch Mitarbeitergesellschaften könne sichtsrat ist die Amtsdauer eines Vorstandmtgliedes prinzipiell un- 
also das Interesse und die Verantwortung breiter Bevölke- begrenzt und allein leistungsabhängig. 
rungsgnippen an der gesamtwirtschaftlichen Verantwor- 
tung geweckt werden. Arbeitsorganisation: 

Mitarbeitergesellschaften In MAG'S werden soweit wie möglich selbstbestimmte Arbeits- 
gmppen verwirklicht, in denen die Mitarbeiter im Rahmen der die- 

Wie sieht nun so eine demokratische Mitarbeitergesell- , ArbeitsgniPpe durch den gegebenen Aufgaben demo- 
schaft in Siks Modell aus. Egbert Scheunemann faßt das kratisch iiber die interne Arbeitsteilung und andere, allein die ie- 
Konzept der folgendermaßen zusammen (vgl. Scheune- wellige Arbeitsgnippe betreffende kelegenheiten entscheiden 

rnann 1992:99@: 
"Auf der rmkroökonomischen, also betriebli- 

chen Ebene wiinscht sich Sdc ökonomisch efi- Organisation der Mitarbeitergesellschaft (MAG) 
zient arbeitende, über den Marktdruck den Ver- 
braucherwünschen entsprechende Betriebe, die 
intern so organisiert s&d, daJ3 der ~roduktions- 
prozeß möglichst human verläuft, daJ3 also be- 
triebliche Entfremdung möglichst weit abgebaut 
wird. Die zu letzterem notwendige materielle 
wie immaterielle Partizipation der Mitarbeiter 
einer Mitarbeitergesellschaft (MAG) kommt in 
verschiedenen Organisationsprinzipien zum 
Ausdruck: 

Kapitalneutralisiening: 

Das Grundkapital einer MAG ist einzelnen 
Personengmppen gegenüber neutral. Es kann 
nicht an irgendwelche Personen aufgeteilt wer- 
den. Es gehört dem gesamten Betriebskollektiv 
oder gleichsam sich selbst. Es gibt keinerlei An- 
teilsscheine. Wer Mitglied einer MAG wird, ist 
automatisch mteigentümer, wer sie verläßt, 
verliert automatisch alle Rechte und Pflichten. 
Mobilitätsprobleme werden dadurch vermieden. 
Neutralisiertes Kapital entsteht durch eine ge- 
setzlich festgelegte Quote neu entstehender Be- 
triebsgewinne, welche in neutralisiertes Kapital 
verwandelt werden muß. Vorhandenes Pnvat- 
kapital wird dadurch nicht tangiert, neutralisier- 
tes Kapital entsteht also peu a peu ohne Enteig- 
nung vorhandener Privatkapitalien. Die Kapi- 
talneutralisierung setzt zudem erst ab einer po- 
litisch zu bestimmenden absoluten Gewinngrö- 
Be ein, lsißt kleinere Pnvatbetriebe also unbe- 
rührt. Die Neutralisierungsquote muß klein ge- 
nug sein, um genilgend motivierende Gewinne 
für die privaten Kapitaleigner zu belassen, je- 
doch groß genug, um in einer politisch ge- 
wlinschten Zeitspanne größere Priva tbetriebe in 
MAG's zu überführen. Es entstünde ein Misch- 
system aus privaten Kleinbetrieben, teilprivaten 
mittelgroßen Betrieben und großen MAG's. Be- 
triebsgr~ndungen könnten also weiterhm durch 
privates Risdcokapital erfolgen (Ausfüllen von 
Marktlticken), ebenso durch MAG's. Sobald das 
neutralisierte Kapital in bislang privaten Be- 
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BETRIEBSFÜHRUNGS- I GEst LiscHAFT 

wählt u n d  
kontrolliert 
Management 

VERMÖGENSVERWALTUNGS- 1 GESELLSCHAFT 

I M I T A R B E I T E R  I 



S. 44 Wege zur ökologisch-humanen Wirtschaftsdemokratie? Modelle und Ansätze 

können. Der Fuhrungsstil in der gesamten MAG ist so demokratisch hat Ca. 250 Beschaftigk (Stand Ca. 1991) und repafiert 
wie immer möglich zu organisieren (Herrschaft des Sachverstandes und neue und gebrauchte KFZ. 
und des besten Argumentes und nicht Herrschaft irgendwelcher 
Herrschaften). Der sozial- und gesellschaftspolitisch engagierte Unter- 

Materielle Partizipation: 
Die Menschen in einer MAG sollen sich als verantwortliche Mit- 

arbeiter erfahren, als Menschen, deren Wort gehört wird, die mitre- 
den und mitentscheiden können und die dem "eigenen" Betrieb 
nicht mehr fremd gegenüberstehen. Neben der immateriellen Parti- 
zipation (aktives und passives Wahlrecht) soll das Identifikationsge- 
fühl der Mitarbeiter vor allem durch ihr Miteigentum am neutrali- 
sierten Kapital gestixkt werden, das sich konkret in einer Gewinn- 
beteiligung äußert (materielle Partizipation). Diese Gewinnbeteili- 
gung wird neben Tariflöhnen ausbezahlt (oder auch, in Verlustzei- 
ten, eben nicht). Tariflöhne müssen bleiben, um eine sinnvolle be- 
triebliche Gewinn- und Verlustrechnung betreiben zu können und 
um Arbeitsleistungen bzw. qualifürationen auch zwischen den Betr- 
ieben und Branchen vergleichbar zu machen bzw. zu halten. . . . " 

Es wird deutlich, daß Sik in seinem Modell zentrale Ele- 
mente der "Selbstverwaltung" übernimmt, allerdmgs in 
abgeschwächter Form. Die Hauptversammlung ist zwar 
das oberste Entscheidungsgremium und wahlt den Auf- 
sichtsrat. Das vom Aufsichtsrat eingestellte und kontrol- 
lierte Management ist aber in der täglichen Geschäfts- 
führung unabhangig. Somit besteht nur ein indirekter 
Einfluß der MitarbeiterInnen. Begründet wird dies damit, 
daß das Management alle Kompetenzen der taglichen 
Geschaftsführung haben muß, um das Unternehmen er- 
folgreich zu Wren und um dann auch gegenüber dem 
Aufsichtsrat und der Hauptversammlung in vollem Um- 
fang die Verantwortung übernehmen zu können. Die 
MAG baut also auch auf traditionellen Managementkon- 
zepten der Hierarchie, Lenkung und Delegation auf. An- 
gestrebt wird SO etwas wie eine 
"Uberschaubarkeitsdemokratie" . 

Außerdem wird deutlich, daß in Siks Ausgangsmodell 
die Umweltproblemat~k keine Rolle spielt. Hier knüpfte 
auch die Kritik der Grünen an, die eine Verankerung von 
Umweltinteressen in Großunternehmen fordern, zum Bei- 
spiel durch Vertreterhen von Umweltverbänden im Auf- 
sichtsrat. 

nehmer M. Hoppmann fuhrte 1969 ein Beteiligungsmo- 
dell ein, das vier wichtige Elemente enthielt: 
- materielle Erfolgsbeteiligung 
- Mitbestimmung auf Unternehmensebene 
- eine Stiftung, in der das gesamte Kapital neutralisiert 

wurde 
- Mitbestimmung auf der Ebene der einzelnen Arbeits- 

plätze 
Das genaue Mitbestimmungsmodell, seine Entwicklung 

und die damit zusammenhängenden Probleme können hier 
natürlich nicht beschrieben werden. Es geht jedenfalls 
weit über das gesetzlich vorgeschnebene Maß hinaus. 
Auf der Ebene des Gesamtunternehmens hat ein zu glei- 
chen Teilen aus Unternehmensleitung und Betriebsrats- 
vertreterhen besetzter Wirtschaftsausschuß nicht nur 
Beratungs-, sondern auch Kontroll- und Entscheidungs- 
fiinktionen . 

Die Unternehmensleitung wird allerdings nicht von den 
MitarbeiterInnen gewahlt und die hierarchische Struktur, 
mit dem "guten" Chef an der Spitze blieb unverändert. 
Die Demokratisierung kam quasi von "oben". Dies führte 
mit dazu, daß im Alltag und in den Köpfen jedes Einzel- 
nen die alten Strukturen größtenteil bestehen blieben. Be- 
wußtseinsänderungen und die "Fähigkeiten" der Einmi- 
schung und Mitbestimmung entwickeln sich, wenn über- 
haupt sehr langsam. Die Mitbestimmung auf Unterneh- 
mensebene war fur die MitarbeiterInnen im Vergleich zu 
den Arbeitsgruppen lange Zeit relativ unwichtig. 

Gesamtmodell von Opel-Hoppmann 

Ansätze in der Praxis 

In der Bundesrepublik ist nie versucht worden, eine 
MAG nach Siks Modell ins Leben zu rufen. 

Was es allerdmgs immer wieder gegeben hat, sind un- 
terschiedliche Versuche, auch in mittelgroßen Betrieben 
Formen der Wirtschaftsdemokratie und der materiellen 
Mitbeteiligung der Arbeitnehmer Innen, e inzuwen.  

Dabei lassen sich zwei unterschiedliche Arten von An- 
sätzen unerscheiden, die kurz anhand von Beispielen dar- 
gestellt werden sollen (wobei die demokratischen Rege- 
lungen im Mittelpunkt stehen): 

1. Ein fii hrung von Belegschaftsbeteiligung durch 
den Unternehmer 
Zum einen gab es Betriebe in denen solche Reformen 

von demlder UnterneherIn selbst eingefuhrt worden 
sind. Das mit bekannteste Beispiel in Deutschland ist 
wohl die Firma Opel-Hoppmann aus SiegenMRW. Sie 
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2. Bele~schafisbetriebe: Firmen und zu verschiedenen Veränderungen des Beteili- 
a r 

Bessere Voraussetzungen f i r  Bewußt- 
seinsveränderungen der MitarbeiterInnen gibt es bei so- 
genannten Belegschaftsübernahmen, d.h. Versuchen von 
Belegschaften, ihre Betriebe, die vor dem Konkurs stehen, 
zu übernehmen, um rhren Arbeitsplatz nicht zu verlieren. 
Ein bekanntes Beispiel f i r  einen Betrieb, bei dem es zu- 

gungsmodells. Mit der Zeit wurde das basisdemokrati- 
sche Modell der durch die Belegschaft kontrollierten und 
jederzeit abwählbaren Treuhänder aufgegeben. Größerer 
Widerstand der Beschaftigten blieb aus. Letzten Endes 
landete die Firma wieder bei einer traditionellen Form der 
Mitbestimmung. 

mindest einem großen Teil der ArbeitnehmerInnen gelun- Demokratie in Großbetrieben ? 
gen ist, rhre Arbeitsplätze zu erhalten, ist die Glashütte 
SUI3muth. Das 1946 gegrimdete Unternehmen war 1970 
u.a. aufgrund schlechter Geschaftsfihning in wirtschaft- 
liche Schwierigkeiten geraten. Da sich keinE KäuferIn f i r  
das bankrotte Unternehmen fand, übernahmen die ca. 260 
Arbeiter den Betrieb samt 600.000 DM Schulden, einem 
veralteten Maschinenpark und einem altmodischen Sorti- 
ment. 

Trager der Selbstverwaltung wurde ein Verein. Dessen 
Vollversamri-Jung, dem die gesamte Belegschaft angehör- 
te. wahlte Mitglieder f i r  

Die Übertragung demokratischer Modelle mit materiel- 
ler Beteiligung auf industrielle Großbetriebe wurde in 
Deutschland noch nicht versucht. Nur in China wurde 
Siks Modell der MAG auf solche angewendet. Die 'chi- 
nesischen Erfahrungen waren fur Sik aber ernüchternd 
und veranlaßten ihn zu einschneidenden Korrekturen an 
seinem Modell: 

"In großen Unternehmungen mit vielen tausend mtarbeitem kann 
so etwas wie kollektives Kaptaleigentum, das ich als neutralisiertes 
Kapital bezeichnet habe, nicht gut funktionieren. In riesigen Unter- 

nehmungen haben die einzelnen 
V 

verschiedene A U S S C ~ ~ S S ~  ~itarbelter  keinen Uberblick iiber den 
(technischer, Sozial-, Design-, Betrieb, können nie feststellen, wo die 

Ursachen uneffizienter Entwicklungen 
Produktausschuß, etc. sowie ein liegen, sie können nicht nachvollziehen, 
Tarifausschuß fur die Lohnver- w a r n  die Effizienz nicht genügend 
handlungen). Die Vollversarnm- vorangeht, wo Mängel existieren usw. 
lung wahlte zehn Treuhander, die Sie sind dem Kapital eigentlich weiterhin 

entfremdet wie in der Vergangenheit, sie 
gleichzeitig Gesellschafter der identifizieren sich nicht mit der Kapital- 
GmbH und Vereinsvorsitzende entwicklung und verfolgen eigentlich nur 
waren und jederzeit abgerufen kurzfristige Gewinnziele. " ( S i k ,  
werden konnten. Die Versamrn- 1992:40f.). 

Jung dieser Gesellschafter war das Während Sik das MAG-Modell 

oberste Organ des Betriebes, h re  f i r  mittelgroße Betriebe durch die 
Beschlüsse waren fur die drei von Erfahrungen in ganz Westeuropa 

hnen gewahlten Geschaftsführer bestätigt sieht, befirwortet er fur 

bindend. Weiterhin gab es einen Großbertriebe nun die Form der 

Beirat, der u.a. aus externen Mit- Aktiengesellschaft, an der die Be- 

bestand gliedern schäftigten mit ca. 30 % des. Akti- 
(Gewerschafisfunktionären etc.), jiui+, Ud; ! ,V d'e Kokle b m m !  'J mir nid~f.*<. bar enkapitals beteiligt sein sollten. 

wirk w;Ghkc:cc Fir m;dt ;S \ M:OWl ~e(6Lf - Bei einer solchen Beteiligung ist 
und einen Betriebsausschuß. Die- vuwaI& &.& /e4&¿1< alle :ie;iiy:icL1f riiqd !!(( 
ser mußte jedoch im Gegensatz zu allerdings unwahrscheinlich, daß 
normalen Betriebsräten bei allen sozialen Maßnahmen sich ein weitgehendes demokratisches 

Nstimmen und konnte fir die Gesellschafter bindende Mitbestimmungsmodell venvirklichen laßt. 

Beschlüsse fassen. Wenn sich der Betriebsausschuß und Gedanken und Fragen 
die Geschafts fihrung nicht einigen konnten, entschied die 
Mitgliederversadung . Auf den ersten Blick sind die E r f h g e n  eher ernüch- 

Nach der Belegschafisübernahme kam es aufgmnd ternd. Um aber Schlüsse aus den Beispielen zu ziehen, 

übernommenen Schulden immer wieder zu wirtschaftli- mußte man /hu  sich viel genauer mit ihnen beschäftigen. 

chen Schwierigkeiten, was auch zur magestellung des Die Glashütte Süßmuth zeigt immerhm, daß eine basis- 
B&iligungsmodells fuhrten. ~~~h beteiligten sich die demokratische Betriebsform in einem mittelgroßen Be- 
ArbeimehmerInnen in sehr unterschiedlichem Maße. Wie trieb funktionieren kann. Die Gründe f i r  das Scheitern 
bei OpelNoppmam konnten die Mitarbeiterben auch des Modells haben zum großen Teil mit anderen äußeren 
bei Süßmuth nicht ohne weiteres von heute auf morgen Faktoren ni hui gehabt. Auch viele andere Beispiele in 
sel bstbestimmt handeln. Europa belegen, daß größere demokratisch gefuhrte Be- 

Die khinderung des ~ o d ~ l l  kam aber von ~ ~ i l ~ ~  triebe möglich sind. Das Spannungsverhaltnis zwischen 

der Funktionäre, die das Modell &billigten. Demokratie und wirtschaftlicher Effizienz (die in gewis- 

1977 wurde - auch aufgrund finanzieller Vorteile - das Sem Maße Arbeitsteilung, Delegation etc. erfordert) laßt 

Kapital in einer Stiftung neutralisiert. Von da an M e  sich dabei nie ganz auflösen. Klar ist auch, daß die 

jedoch der anhaltende wirtschaftliche Druck nach und Schwierigkeiten, betriebliche Demokratie zu venvirkli- 

nach zum Verkauf von Gesellschaftsanteilen an andere chen, mit der Größe der Unternehmen steigen. 
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Mensch kann sich nun natürlich grundsätzlich ausgiebig 
über viele Frage streiten: 

Wie weit darf mensch in größeren Betrieben bei den 
demokratischen Ansprüchen Kompromisse machen? Sind 
nicht solche Refomversuche überhaupt abzulehnen: es 
dürfte eben nur so kleine Betriebe geben, daß echte De- 
mokratie möglich ist? Aber wo hört echte Demokratie 
auf, Und wäre dies nicht die Abschaffung des Industria- 
lismus: völlig utopisch? 

Fest steht jedenfalls: Nur ein winziger Teil von Men- 
schen in selbstvenvalteten Betrieben kommt in den Genuß 
von betrieblicher Demokratie und dies kratzt den Rest der 
Wirtschaft relativ wenig. Deshalb halte ich es f i r  sinn- 
voll, sich auch mit wirtschaftsdemokratischen Refonn- 
konzepten auseinanderzusetzen (siehe Literaturauswahl) 
und sie wieder in die gesellschaftliche Diskussion zu 
bringen. 
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A l t e r n a t i v b e t r i e b e :  

S C H E I T E R N  E I N E R  I L L U S I O N  - ODER MOTOR AUF D E M  
WEG ZU E I N E R  SOZIALEN ÖKONOMIE 

Zum Schluß kommt noch einmal Burghard Flieger als Szene-Insider mit einer Art Resümee zu Wort. Er 
faßt die wichtigsten Ansprüche der Alternativbetriebe und deren Verwirklichung zusammen und geht der 
Frage nach, ob Resignation angebracht ist. Der Artikel ist erschienen in: Fabrik für Handwerk, Kultur und 
Ökologie e.V. (Hg.): ganz weit obern werden die alternativen selten. Fünfiehn Jahre Fabrik, Frei burg, 
Dezember 1993. Die Überschriften haben wir eingefügt. 

Die Alternative Okonomie, beziehungsweise die 
Selbstverwaltungsbetriebe sind in die Jahre gekommen. 
Die Zeiten der großen Euphorie, des Aufbruchs sin schon 
seit längerem vorbei. "Das Ende der Alternativen oder die 
verlorene Unschuld der Radikalität" wurde nicht nur von 
Matthies Horx schon zigrnal beschworen. Mit Abstrichen 
von großen Zielen, ja, dem Abschied von vielen Illusionen 
hat sich ein Pragmatismus breit gemacht, der teilweise in 
Resignation mündet. 

Kaum Anlaß w r  Resignation 
Obwohl die "Szene", genau betracht, eigentlich wenig 

Anlaß fur solche Resignation gibt. Politische Renomrnier- 
projekte sind ins Laufen gekommen, von denen man/frau 
in der mystisch-verklärten Pionierzeit kaum zu träumen 
wagte. AUen voran die Ökobank, die ihre Gratwanderung 
zwischen Wirtschaftsunternehmen und Glaubensgemein- 
schaft,- wie es ein Buchtitel treffend formuliert, noch 
immer ausbalanciert. Die TAZ, obwohl gerade erst an der 
selbstangedrohten Liquidierung vorbeigeschlittert, ist aus 
der bundesdeiitschen Medienlandschaft nicht mehr 
wegzudenken. Noch viele weniger bekannte Projekte 
ließen sich aufzahlen. 

Gleichzeitig ist ein Trend zu beobachten, der schon 
immer als wichtiger Kernpunkt alternativ-ökonomischer 
Vorstellungen beschworen wurde: die Vernetzung. 

Sie ist in einem Maße Wirklichkeit, wie es sich viele der 
Netzwerkerlnnen in ihren besten Zeiten nicht vorstellen 
konnten. Branchenzusammenschlüsse der Tagungshäuser 
und soziokulturellen Zentren, der Garten- und Land- 
schaftsbaubetriebe, der Fairsicherungsläden sogar in 
Form einer Genossenschaft, der selbstverwalteten Fahr- 
radbetriebe und des graphischen Gewerbes sind nur ein 
kleiner Ausschnitt davon. Auch der Aufbau eines bundes- 
weiten Verbandes mit dem Namen NETZ und mit 
Hauptsitz in Dortmund kann als Ausdnick weiter 
fortschreitender Kooperation der Betriebe und Projekte 
gewertet werden. 

Warum also das Lamentieren, die Mißstimmung, 
Unzuhedenheit und das ständige wechselseitige 
Infragestellen des politischen Selbstverständnisses und 
des selbstverwalteten Charakters? Die erarbeiteten 
Spielräume mit einer überzeugenden Praxis auszufullen 
ist weniger aufregend als die "Wir-wollen-allesu- 
Stimmung der Gründungsphase. Vieles, was heute 
geschieht, ist weniger schlagzeilenträchtig als die 

anfängliche demonstrative "Revolte". Ursprünglich 
provozierende Parolen wie "Firma ohne Chef' rufen heute 
nur noch ein müdes Lächeln hervor - ob alte Zweifel 
dahinterstehen, oder das Wissen um ihre 
Selbstverständlichkeit. 

Das Klein-Klein der täglichen Praxis erscheint armselig 
im Vergleich zu den großen Gesten in der Zeit des 
"Aufbruchs". Nicht zuletzt daher laßt sich ein Gutteil der 
unberechtigten Resignation erklären. Ein bißchen mehr 
Stolz auf die in der-herkömmlichen Wirtschaft bewirkte 
Sensibilisierung f i r  ökologische Produktionsweisen, auf 
den erreichten Einbruch kooperativer Managementmetho- 
den in hierarchische Betriebe wäre angebracht. Vorreiter 
fur eine andere, bessere Arbeits- und Lebenswelt sind 
Selbstverwaltungbetriebe auch heute noch allemal. 

Was nicht heißen soll, daß die Welt der Selbstverwal- 
tungsbetriebe im Unterschied zur übrigen noch in Ord- 
nung ist. Reflexions- und Handlungsbedarf besteht in 
großem Maße. Sonst besteht die Gefahr, daß die vielen 
inner- und zwischenbetriebliche Konflikte - verbunden 
mit dem vorhandenen Stimrnungstief - den Charakter 
einer sich selbst erfullenden Prophezehung annehmen. 

Folgen der Professionalisierung 

Kernpunkte der Kritik bzw. der Unzufriedenheit im 
Selbstvenvaltungssektor sind letztlich die zwiespältigen 
Folgen der Professionalisierung: Der seit Jahren anhal- 
tende Trend zur Qualifizierung und zum rationelleren 
Umgang mit der eigenen Arbeit in selbstverwalteten 
Betrieben wird weitergehen. Das Tempo hat zwar nach- 
gelassen. Problem ist jedoch, daß sich die Rtchtung des 
Austausches bzw. Anregungen zwischen herkömmlicher 
Wirtschaft und Selbstvenvaltungsbetrieben dreht. Das 
heißt: Management-, Organisations-, Konflikt-, Marke- 
tingwissen etc. wird heute vielfach von Selbstverwal- 
tungsbetrieben rnangelns anderer Möglichkeiten nach 
althergebrachtem Wissen und Formen gelernt. 

Auf diese Weise fließen ungewollt auch Werte und Me- 
thoden aus hierarchischenStnikturen in die Selbstvenval- 
tungswirtschaft ein mit entsprechenden Folgen fur das ei- 
gene Selbstverstandnis. Der "Aufbruch" geschah mit Zie- 
len, die in ihren Grundzugen denen der fiuheren Pro- 
duktivgenossenschaften gleichen. 

Sie stehen außerdem im Zeichen des Wertewandels und 
des ökologischen Wirtschaftens. Die wichtigsten Ansprü- 
che selbstverwalteter Betriebe waren (und sind): 
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a) Die im Betrieb beschäftigten sind auch seine Eigentü- 
mer. Lohnarbeit von Nicht-Eigentümern soll Ausnah- 
me bleiben. Nichtmitarbeitende Eigenkapitalbesitzer 
dürfen nicht mitentscheiden (Identitätsprinzip). 

b) Die wichtigen betnebsinternen Entscheidungen werden 
gemeinsam von den gleichberechtigten Mitgliedern ge- 
troffen. Dies gilt insbesondere für Einstellungen und 
Entlassungen, Vermögensgeschafte und größere Inve- 
stitionen. Hierarchen werden nur dort zugelassen, wo 
sie zur effizienten Organisiemng des Produktionspro- 
zesses unabdingbar sind (Demokratieprinzip). 

C) Das Unternehmen soll ausreichende Einkommen er- 
wirtschaften sowie gesunde, sinnvolle und gesell- 
schaftlich verantwortliche Arbeitsplätze zur Vefigung 
stellen (Prinzip der Wohlfahrt der Arbeitnehmer als 
produktivgenossenschaftliches Förderprinzip). 

d) Die Produktion erfolgt bedühsorientiert (Primat des 
Gebrauchswerts): Versucht wird, Produkte und Dienst- 
leistungen anzubieten, die den Menschen nützen, 
soziale Beziehungszusarnmenhtinge fordern, regionale 
Besonderheiten berücksichtigen, zur Erhaltung 
natürlicher Lebensgrundlagen beitragen oder halfen, 
die Erwerbsarbeit so zu organisieren, daß sie mit 
Partnerschaft, Kmdererziehung und anderem mehr 
vertraglich ist (Gebrauchswertorientierung). 

Abstriche bei den Ansprüchen 

Werden diese Ansprüche bei den einzelnen Betriebenge- 
nauer unter die Lupe genommen, fallt auf den ersten 
Blick eine positive Bewertung schwer. Entscheidend fur 
das Ergebnis ist letztlich die Höhe, auf der die Meßlatte 
angelegt wird. Sind es die eigenen Ansprüche in Ideal- 
form, zeigt sich, daß überall Abstriche gemacht werden. 
1. Das Identitätsprinzip erweist sich fast überall durch- 

brachen. Jobber, Gelegenheitsarbeiter oder "Nur- 
Angestellte" mit Lohnarbeitermentalität sind die Regel. 
Ebenfalls lassen sich genügend Beispiele finden, bei 
denen die Gründer zwar nicht mehr im Unternehmen 
arbeiten, ihr Euifluß aber durch Kapitalrechte gesichert 
bleibt. Die"Schu1dfiage" laßt sich fast nie eindeutig 
klären: Entsteht diese Situation, weil die "Neuen" kein 
Risiko eingehen wollen, Arbeitszeiten ablehnen, die 
über die tariflich gerefelten Formen hmausgehen, oder 
ihnen der Aufwand zu hoch ist, Uberblick und Verant- 
wortung fwrs ganze zu übernehmen und deshalb nicht 
einsteigen? Gleichwertig dagegen steht die Frage, ob 
die "Alten" nicht loslassen wollen und damit verstckt 
oder offensichtlich keine weiteren Gesellschafter auf- 
nehmen? 

2. Auch das Demokratieprinzip ist selten verwirklicht. 
Das bedeutet, daß die Entscheidungen meist von ein- 
zelnen vorstrukturiert sind. Folge: Die Beteiligten kön- 
nen diskutieren und zustimmen, wirklicher Euifluß ist 
aufgrund der im vorab geschaffenen Sachzwänge oder 
des fehlenden Wissens kaum möglich. Immer mehr 
Unternehmen gehen sogar formal dazu über, die wö- 
chentliche Mitarbeiterversammlung auf einen anderen 
Rythrnus umzustellen oder ganz abzuschaffen. Hier 

gilt bei der "Schulfiage" ahnliches wie bei der Kapital- 
beteiligung: Hhngt dies zusammen mit der Uberforde- 
rung des einzelnen durch en komplexen und umfangrei- 
chen uiformationsaufwand, ist es ' die schlechte Ver- 
mittlungspolitik der heimlichen oder realen Geschafts- 
fbhrer, oder M Mitgliederapathe und Interessenlo- 
sigkeit dazu? 

3. Noch problematischer erweist sich die Situation beim 
Förderprinzip. Voll ausreichende Einkommen bei ge- 
sunden Arbeitsplätzen und ohne Stre? und Uberfor- 
derng erwirtschaften nur einige wenige in Unternwh- 
men im Selbstverwaltungssektor. Mittlerweile werden 
zwar Sozialabgaben bezahl. Charakteristisch bleibt 
dennoch, daß die gegenwärtien Einzahlungen aufgmd 
der bisherigen Fehlzeiten bei den Rentenzahlen im Al- 
ter kaum ein Einkommen über dem Sozialhilfesatz si- 
chern. Und gesund sind viele Arbeitsplätze mit ihrem 
Dauerstreß schon gar nicht. 

4. Bleibt noch die Gebrauchswertorientierung. Hier sind 
die meisten Selbstverwaltungsbetriebe durch clevere 
Jungunternehmer mittlerweile überholt. Deren klare 
ökologische Ausrichtung, verbunden mit hohem sozia- 
len Engagement, laßt die Wirklichkeit so manchen al- 
ternativen Betriebes kleinkariert und bedeutungslos er- 
scheinen. Und der Anspruch, mehr Zeit und Möglich- 
keiten fbr Kmdeserziehung und Partnerschaft zu las- 
sen, findet sich im Projektalltag achon lange nicht mehr 
wieder. Waren also alle Bestrebungen, einen alternati- 
vem Wirtschaftssektor aufzubauen, umsonst? Hatten 
also die heftigen Diskussionen und Auseinandersetzun- 
gen, die um den richtigen Weg gefuhrt wurden, tat- 
sächlich keinen Sinn? Ist die Rückschau unter dem 
Stichwort "Was wir wollten, was wir wurden" nur der 
Blick auf einen "Trümmerhaufen zerschlagener 
Illusionen"? 

Auf die Meßlatte kommt es an 

Betont werden kann her  nur noch eine weiteres Mal: Es 
kommt auf den zugrunde gelegten Maßstab an. Die 
Meßlatte der eigenen Ansprüche war im Selbstverwal- 
tungssektor - erfreulicherweise - immer sehr hoch gelegt. 
Tatsächlich wurde diesen Ansprüchen gerade in der 
Gründerzeit jedoch kaum ein Unternehmen gerecht. In 
allen vier als Knterien genannten Bereichen sind heute 
aber viele Betriebe dem Idealbild ein gutes Stück naher 
gekommen. Dies entspricht der Entwicklung in der 
Realität, die in den Kdpfen aber nicht nachvollzogen 
wurde. Dort werden noch immer die Ansprüche der 
Gründerzeit mit deren damaliger Verwirklichung 
gleichgesetzt. 
1. Die Aufnahme aller Beschäftigten als Gesellschafter 

war nie Realität, noch weniger die Gleichverteilung des 
Kapitals nach Köpfen. Die Schwierigkeiten, überhaupt 
Gründungskapital aufzubringen, fbhrten oft genug zu 
abenteuerlichen Konstruktionen. Klare Ein- und Aus- 
stiegsregelungen gab es nur selten. Bis diese Jugend- 
sünden verarbeitet waren, muate so mancher schmerz- 
haft Konflikt ausgetragen werden. Noch heute haban 
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manche Betriebe mit diesen Altlasten zu kämpfen. 
Mittlerweile praktizierte Formen mit Probezeit, Be- 
grenzung der Aufbahme als Gesellschafter auf Mit- 
glieder, die langemistig mitarbeiten wollen und die 
Chance, das Geld durch die bezahlten Einkommen auf- 
bringen zu können, können bei genauerem Hinsehen als 
Fortschritt bezeichnet werden. 

2. Empirische Untersuchungen belegen, daß die Wirt- 
schaftsdemokratie in der alltäglichen Praxis vieler 
selbstverwalteter Betriebe lebendig ist. Im Unterschied 
zu friiher besteht aber selten der Anpruch, daß alle 
über alles entscheiden. Aufgaben- und Entscheidungs- 
delegation haben Einzug gehalten. In der überwiegen- 
den Zahl der Betriebe werden nur noch wichtige Un- 
ternehmensentscheidungen gemeinsam getroffen: Je 
nachdem wird dabei nach Mehrheiten abgestimmt oder 
es werden in selteneren Fällen auch weiterhin Konsen- 
sentscheidungen angestrebt. Kennzeichnend dabei ist, 
daß jahrelange Erfahrungen und gestiegene Qualifizie- 
rung den einzelnen fahger werden ließen in Richtung 
gleichberechtigter Entscheidungsbeteiligung. Das heißt, 
die Fahigkeit zur Selbstverwaltung ist gestiegen, bei 
gleichzeitiger Desillusionierung, in welchem Maße sie 
sich überhaupt verwirklichen läßt. 

3. Auch wenn sich über die Qualität vieler Arbeitsplätze 
streiten laßt: Tatsache bleibt, daß sich die Arbeitszei- 
ten und die Einkommen zunehmend dem gesellschaft- 
lich Ublichen anpassen. Unter diesem Vorzeichen, daß 
sich die Rate der Selbstausbeutung kontinuierlich oder 
auch diskontinuierlich verringert, sind Arbeitsplätze im 
Selbstverwaltungssektor ein Gewinn. Gehen sie doch in 
ihrer "Sinnhaftigkeit" und h e r  Angepaßtheit an 
"menschliche Bedürfriisse" allemal weit über das hin- 
aus, was in der Rüstungs-, Chemieindustrie oder der 
McDonalds-Kultur geboten wird. 

4. Die Bewertung dessen, was gebrauchswertorientiert 
oder ökologisch ist, ist heute erheblich schwieriger ge- 
worden. Die Komplexität des erforderlichen Wissens 
macht einfache, schnelle Einschätzungen unmöglich. 
An diesem Wissenszuwachs waren selbstvenvaltete 
Betriebe erheblich beteiligt und sie haben einen Teil 
dieses Wissenszuwachses in ihre Produkte einfließen 

lassen. Insofern laßt sich such hier erkennen: Die 
Annhherung an die Ansprüche ist im Vergleich zu 
fniher erheblich gestiegen. 

Festhalten läßt sich demnach: In ihrer Vielfalt, ihrer 
Ausbreitung und ihrer Wirkung auf die Gesellschaft ist 
die bundesdeutsche Alternativökonomie international 
herausragend. Sie hat die Debatte um eine Neubestim- 
mung der Arbeit angeregt, hat auf den Fuhrungsetagen 
großer Unternehmen Nachahmung gefunden (soweit sie 
sich mit den Zielen des Kapitals verbinden ließ) und hat 
maßgeblich zur Verbreitung neuer ökologischer Angebote 
beigetragen. Beispiele hierfiir sind Bionahrungs- und - 
reinigungsmittel oder die regenerative Energietechik. 

Vision statt Resignation 

Von einer Krise der selbstverwalteten Betrieben zu 
sprechen, bleibt unter diesem Vorzeichen genauso falsch 
wie vor fünf oder zehn Jahren, als dies von Horx oder 
verschiedenen K-Gruppen praktiziert wurde. Die ver- 
schiedenen Ansätze alternativer Ükonomie waren nie 
mehrheitsfahg, sondern immer das Anliegen aktiver, 
"weltverbesserischer" Minderheiten. 

Dennoch hat der Glanz der großen Entwürfe im Alltag 
an Ausstrahlung verloren. Mag mit so manchen Zielset- 
zungen eines starken selbstverwalteten Sektors viel 
Selbstbetrug verbunden sein, genau dieser "Selbstbetrug" 
im Sinne vion Hoffnung beziehungsweise Utopie fehlt uns 
gegenwärtig. Nur die Uberzeugung, auch wirklich etwas 
Grundlegendes in Richtung einer humaneren Wirt- 
schaftswelt zu beween, würde bei vielen auch die Bereit- 
schaft nach sich ziehen, entsprechende Krahstrengun- 
gen und die elbstausbeutung (arbeiten unter dem Markt- 
wert) auf sich zu nehmen. 

Um sich über die Grundlagen der fhiheren Energien 
klar zu werden und um neue "Visionen", Utopien oder 
Hoffnungen entwickeln zu können, ist es erforderlich, den 
Kreislauf des ständigen Lamentierens und Durchwursteln 
zu durchbrechen. Innehalten, Besinnen, Bestandsauhah- 
me, Rückschau wären nötig - und nicht das Initiieren 
immer neuer Aktivitäten. Auch die jetzt anstehenden 
"Geburtstage" verschiedener Großprojekte der Szene 
könnten dazu einen Anlaß bieten. 

1 
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sie auf die Diskussion über Instrumente zur Ökologisie- 
rung der Wirtschaft ein - von rechts bis links. Aus die- 
sen Erkenntnissen wird ein Modell fiir ein ökosozialisti- 
sches Umbauprograrnm entwickelt. Zudem wird ein 
Ausblick in die Zukunft gewagt. Die Stärke liegt dann, 
daß die Diskussionen und Erfahrungen aus verschiede- 
nen Organisationen, Politik- und Wissenschaftsberei- 
chen zusammengefbhrt werden. 

Jens Dörschel: Ökologische Marktwirtschaft. 
Neue Broschüre der BUNDjugend. 60 Seiten. 5 
DM. 
Die Broschüre gibt einen einfihrendcen überblick über 
die Diskussion über Modelle und Instrumente ökologsi- 
cher Marktwirtschaft und ihrer Grenzen. Wer zahlt die 
Zeche der Umweltzerstömng? Was sind externe ökologi- 
sche Effekte und Kosten? Worum geht es bei Umweltli- 
zenzen? Welche verschiedenen Ansätze gibt es bei der 
ökologischen Steuerreform? Wie steht es mit dem Verur- 
sacherhenpnnzip, mit ökologischer Unternehmensfih- 
rung und mit Ökosponsoring? Gibt es Alternativen zur 
ökologischen Marktwirtschaft? 

Beide Broschüren sind zu bestellen bei der BUNDju- 
gend, Friedrich-Breuer-Str. 86,53225 Bonn 


